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Aufgrund des § 14 a Abs. 3 Satz 2, des § 53 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 45 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4, des § 59 Abs. 4 Satz 4 und des § 67 
Abs. 8 des Schulgesetzes vom 30. März 2004 (GVBl. S. 239)2, 
zuletzt geändert durch § 80 des Gesetzes vom 7. Dezember 2022 
(GVBl. S. 413)3, BS 223-1, wird im Benehmen mit dem Landes-
elternbeirat verordnet:

Teil 1 
Geltungsbereich und Grundsätze

§  1 
G e l t u n g s b e r e i c h

(1) Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen allgemeinbilden-
den und berufsbildenden Schulen.

(2) Sie regelt die Grundsätze von Bildung und Erziehung von 
Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen. 

(3) Diese Schulordnung ergänzt die Schulordnung für die Schule 
der besuchten Schulart, die zur Anwendung kommt, soweit die-
se Schulordnung nichts anderes bestimmt.

(4) Darüber hinaus regelt diese Schulordnung entsprechend § 1 
Abs. 2 Satz 4 des Schulgesetzes (SchulG) die Rechte von Eltern 
mit Behinderungen in der Zusammenarbeit mit der Schule.

(5) Die §§ 2 bis 5, 8, 16 bis 21, 38 bis 40 und 45 bis 49 gelten nach 
Maßgabe der §§ 50 und 53 im Rahmen des § 18 Abs. 2 und 3 
des Privatschulgesetzes in der Fassung vom 4. September 1970 
(GVBl. S. 372, BS 223-7) und des § 16 der Landesverordnung zur 
Durchführung des Privatschulgesetzes vom 21. Juli 2011 (GVBl. 
S. 291, BS 223-7-1) in ihrer jeweils geltenden Fassung auch für 
die entsprechenden staatlich anerkannten Ersatzschulen in frei-
er Trägerschaft.

§  2 
G r u n d s a t z

(1) Inklusive Bildung ist auf die Heterogenität der Schülerin-
nen und Schüler ausgerichtet. Sie eröffnet Schülerinnen und 
Schülern mit Behinderungen den gleichberechtigten und barri-
erefreien Zugang zu allen Angeboten des Unterrichts und des 
Schullebens.

(2) Die Schule soll daher unter Ausschöpfung aller der Schule 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Maßnahmen die 
Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen unter Berück-
sichtigung der individuellen Ausgangslage so fördern, dass ein 
hohes Maß an aktiver Teilhabe am Lernen und am Schulleben 
ermöglicht wird.

§  3 
A u f g a b e n  u n d  Z i e l e

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen haben das 
Recht, nach den Regelungen dieser Schulordnung allgemeine 
Schulen zu besuchen. Sie werden dort gemeinsam mit Schüle-
rinnen und Schülern ohne Behinderungen unterrichtet und in-
dividuell gefördert.

2) GAmtsbl. S. 178
3) im Amtsblatt nicht veröffentlicht

(2) Alle Schulen wirken an der Entwicklung eines inklusiven 
Schulsystems mit (§ 1 Abs. 2 Satz 4 SchulG), indem alle Lehr-
kräfte die Belange der Schülerinnen und Schüler sowie der El-
tern mit Behinderungen bei der Umsetzung ihres schulgesetz-
lichen Auftrags zu Bildung und Erziehung berücksichtigen. 
Die pädagogischen Ziele und Schwerpunkte nach § 23 Abs. 2 
SchulG berücksichtigen den Grundsatz der Inklusion und die-
nen der Entwicklung eines inklusiven Schulsystems.

(3) Bildung und Erziehung basieren auf den Grundsätzen der 
Anerkennung von Individualität sowie der Teilhabe, der Selbst-
bestimmung und der Selbstverantwortlichkeit der Schülerinnen 
und Schüler mit Behinderungen. Schulische Teilhabe wird ins-
besondere durch individuelle Förderung einschließlich sonder-
pädagogischer Maßnahmen ermöglicht.

(4) Bildung und Erziehung sind auf eine umfassende Persön-
lichkeitsentwicklung, den Erwerb lebenspraktischer, sozialer, 
kognitiver, sprachlich-kommunikativer und personaler Kom-
petenzen sowie auf die Fähigkeit zu einer so weitestmöglichen 
selbstbestimmten Lebensführung und einer aktiven Teilhabe an 
der Gesellschaft ausgerichtet.

(5) Schulen nehmen Schülerinnen und Schüler mit ihren Stär-
ken, Neigungen und Kompetenzen wahr und messen sie an 
ihren eigenen Möglichkeiten. Sie bieten den Schülerinnen und 
Schülern die Möglichkeit, eigene Individualität im Tun zu er-
leben und Gestaltende ihres Lernens zu sein. Sie ermöglichen 
Schülerinnen und Schülern, in Lernprozessen sowohl die eige-
nen als auch zunehmend die Bedürfnisse anderer wahrzuneh-
men und zu berücksichtigen. Sie unterstützen Schülerinnen und 
Schüler dabei, umsichtiges, gewaltfreies und verantwortungsvol-
les Handeln zu lernen.

(6) Alle Schulen bieten dazu individualisierte und binnendiffe-
renzierte Lernformen und gezielte Fördermaßnahmen sowie 
Beratung von Schülerinnen und Schülern und Eltern an.

§  4 
I n k l u s i v e r  U n t e r r i c h t

(1) Alle Schulen und alle Lehrkräfte sind inklusivem Unterricht 
(§ 14 a Abs. 1 Satz 1 SchulG) verpflichtet. Dieser ist gekenn-
zeichnet durch gemeinsames Lernen von Schülerinnen und 
Schülern mit und ohne Behinderungen. Es handelt sich um eine 
allgemeinpädagogische Aufgabe für alle Lehrkräfte, bei der die 
Schulen nach näherer Regelung in dieser Schulordnung sonder-
pädagogische Beratung und Unterstützung erhalten.

(2) Im inklusiven Unterricht achten Lehrkräfte darauf, dass der 
Heterogenität und den individuellen Lernausgangslagen aller 
Schülerinnen und Schüler entsprochen wird. Für Schülerinnen 
und Schüler mit Behinderungen werden die erforderlichen Maß-
nahmen in einem individuellen Förderplan verankert.

(3) Inklusiver Unterricht ermöglicht den gleichberechtig-
ten Zugang zu schulischen Bildungsangeboten und ist auf die 
Gestaltung von individuell förderlichen Lern- und Entwick-
lungsbedingungen ausgerichtet. Angemessene Vorkehrungen 
ermöglichen individuellen Zugang zu Bildungsangeboten. Ent-
wicklungsorientierte Kompetenzförderung ermöglicht Akti-
vität und Teilhabe; sie begleitet Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderungen auf ihrem Weg zum selbstbestimmten Lernen 
und eröffnet allen Schülerinnen und Schülern Möglichkeiten, 
sich in das gemeinsame Lernen einzubringen.

(4) Sonderpädagogische Bildungs-, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote sichern die gemeinsame Bildung und Erziehung 
ab und ermöglichen qualitativ hochwertiges gemeinsames Ler-
nen, bei dem die Schülerinnen und Schüler ihre Fähigkeiten und 
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Fertigkeiten entfalten können.

(5) Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen wird ermög-
licht, lebenspraktische Fähigkeiten und soziale Kompetenzen 
zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte schulische 
Teilhabe zu erleichtern. Hierzu zählen beispielsweise das Er-
lernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, ergänzenden oder 
alternativen Formen, Mitteln und Formaten der Kommunika-
tion, das Erlernen der Deutschen Gebärdensprache, der Erwerb 
von Orientierungs- und Mobilitätsfähigkeiten, der Austausch 
mit Menschen mit vergleichbarem Erfahrungshintergrund und 
die Begegnung mit Rollenmodellen. Dazu können diese Schüle-
rinnen und Schüler im inklusiven Unterricht auch an speziell 
ausgerichteten Unterrichtsangeboten teilnehmen, die auch in 
Form von zeitlich befristeten Kursen oder als schulübergreifen-
der Unterricht organisiert werden können. Dabei arbeiten die 
Schulen mit den Förder- und Beratungszentren zusammen.

(6) Inklusiver Unterricht kann nach Entscheidung der Schulbe-
hörde gemäß § 31 zieldifferent ausgerichtet sein.

Teil 2 
Schülerinnen und Schüler

§  5 
S c h ü l e r i n n e n  u n d  S c h ü l e r 

m i t  B e h i n d e r u n g e n

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen sind Kinder, 
Jugendliche und Heranwachsende, die körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen oder Beeinträchtigun-
gen der Sprach- und Kommunikationsentwicklung haben, die 
sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vol-
len, wirksamen und gleichberechtigten schulischen Teilhabe 
hindern können.

(2) Die Regelungen für Schülerinnen und Schüler mit Behin-
derungen gelten auch für Schülerinnen und Schüler mit be-
sonderen Unterstützungsbedarfen im schulischen Lernen, mit 
Lernstörungen oder chronischen Erkrankungen, die sie in 
Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, 
wirksamen und gleichberechtigten schulischen Teilhabe hin-
dern können.

(3) Schülerinnen und Schüler im Sinne von Absatz 1 und 2 kön-
nen solche sein, bei denen nach näherer Regelung dieser Schul-
ordnung sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde, 
und auch Schülerinnen und Schüler, bei denen kein sonderpäd-
agogischer Förderbedarf festgestellt wurde.

§  6 
B e r a t u n g  u n d  U n t e r s t ü t z u n g 

d u r c h  d i e  S c h u l e

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen erhalten ge-
mäß § 31 Abs. 1 Satz 3 SchulG altersgemäße und behinderungs-
gerechte Hilfen durch die Schule, um ihre Rechte wahrnehmen 
zu können, insbesondere ihre Meinung in allen sie berührenden 
Angelegenheiten gleichberechtigt zu äußern, in den Vertretun-
gen für Schülerinnen und Schüler mitzuwirken und sich an 
schulischen Gestaltungsprozessen zu beteiligen.

(2) Wenn es für die Berücksichtigung der Belange von Schüle-
rinnen und Schülern mit Behinderungen erforderlich ist, infor-
mieren die Schulen im Einvernehmen mit den Eltern die Mit-
schülerinnen und Mitschüler, die Lehrkräfte sowie das sonstige 
schulische Personal über die Auswirkungen der Behinderungen 
und die angemessenen Vorkehrungen. Die betroffenen Schüle-
rinnen und Schüler sind in geeigneter Weise einzubeziehen.

(3) Die zuständigen Lehrkräfte wirken auf Einladung der zu-
ständigen Kostenträger an einzelfallbezogenen Berufswegepla-
nungen, die zur Verbesserung der Integration junger Menschen 
mit Behinderungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt dienen, 
insbesondere in Berufswegekonferenzen mit.

(4) Die zuständigen Lehrkräfte wirken an einzelfallbezogenen 
Fallkonferenzen auf Einladung der Jugendhilfe zur Abstim-
mung von Leistungen nach § 2 Abs. 2 nach dem Achten Buch 
Sozialgesetzbuch und schulischen Maßnahmen mit.

§  7 
I n d i v i d u e l l e  F ö r d e r p l a n u n g

(1) Die Lehrkräfte, die die Schülerin oder den Schüler mit Behin-
derungen unterrichten, erstellen nach gemeinsamer Beratung 
einen individuellen Förderplan. § 18 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Die Förderplanung unterstützt die Strukturierung indivi-
dueller Lernprozesse. Dazu werden im Förderplan die kom-
petenzorientierten Ziele der Förderung auf der Grundlage der 
Lernausgangslage der Schülerin oder des Schülers mit Behin-
derungen definiert. Durch die Dokumentation entsprechender 
Förder- und Unterstützungsmaßnahmen sowie deren Ergebnis-
se wird zielgerichtete Förderung nachvollziehbar. Die Förder-
planung dient als Grundlage zur Evaluierung der individuellen 
Entwicklungsfortschritte der Schülerin oder des Schülers mit 
Behinderungen. Der Förderplan erfasst Entscheidungen über 
einen gewährten Nachteilsausgleich.

(3) Die Eltern sind gemäß § 9 zu beteiligen. Die betroffenen 
Schülerinnen und Schüler sind in geeigneter Weise einzubezie-
hen. 

(4) Der Förderplan ist für eine entwicklungsgemäße Förderung 
regelmäßig auf die Erreichbarkeit der Ziele und die Wirksam-
keit der Umsetzungsmaßnahmen zu überprüfen. Er wird min-
destens halbjährlich erörtert und fortgeschrieben.

Teil 3 
Eltern und Schule

§  8 
E l t e r n  m i t  B e h i n d e r u n g e n

(1) Eltern mit Behinderungen haben das Recht die Schule zu 
informieren, wenn sie bei der Wahrnehmung ihrer Elternrechte 
behinderungsbedingte Hilfen benötigen. Die Schule stellt den 
Eltern nach Maßgabe der §§ 6 bis 9 des Landesinklusionsgeset-
zes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. S. 719, BS 87-1) in der je-
weils geltenden Fassung die geeigneten Kommunikationshilfen 
im und außerhalb des Verwaltungsverfahrens zur Verfügung.

(2) Die Kommunikationshilfen im Rahmen von Verwaltungs-
verfahren zählen gemäß § 75 Abs. 2 Nr. 6 SchulG zu dem vom 
Schulträger zu tragenden Geschäftsbedarf. Die außerhalb eines 
Verwaltungsverfahrens für Kommunikationshilfen entstehen-
den Kosten trägt gemäß § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 des 
Landesinklusionsgesetzes das Land.

§  9 
Z u s a m m e n w i r k e n  v o n  E l t e r n  u n d  S c h u l e

Die gemeinsame Bildungs- und Erziehungsaufgabe verpflichtet 
Schule und Eltern zu vertrauensvoller Zusammenarbeit auch 
bei der individuellen Förderplanung nach § 7. Diese erfolgt im 
Benehmen mit den Eltern; dabei fließen die Vorstellungen der 
Eltern zur Lebens- und Erziehungsplanung ihres Kindes mit ein. 
Die Eltern können eine Person ihres Vertrauens einbeziehen; 
sie erhalten eine Ausfertigung des Förderplans.
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§  1 0 
B e r a t u n g  d e r  E l t e r n  d u r c h  d i e  S c h u l e

(1) Eltern haben Anspruch auf Beratung zu der individuellen 
und inklusiven Schullaufbahn ihres Kindes mit Behinderungen 
durch die besuchte Schule oder die zuständige Grundschule. 
Bei Bedarf wirken die Förder- und Beratungszentren und die 
Schulbehörde mit. Förder- und Beratungszentren oder die an 
der Schule tätigen Förderschullehrkräfte beraten die Eltern ins-
besondere zur Überwindung von behinderungsbedingten Prob-
lemen im inklusiven Unterricht.

(2) Beim Übergang von Schülerinnen und Schülern mit festge-
stelltem sonderpädagogischem Förderbedarf von der Primarstu-
fe in die Sekundarstufe I informiert die Grundschule die Eltern, 
welche wohnortnahen Schulen der Sekundarstufe I mit inklu-
sivem Unterricht gemäß § 14 a SchulG beauftragt sind. Eltern 
erhalten Beratungs- und Informationsangebote zur Ausübung 
ihres Wahlrechts nach § 59 Abs. 4 SchulG.

Teil 4 
Schulverhältnis

§  1 1 
A n m e l d u n g ,  Z u r ü c k s t e l l u n g  u n d 

G r u n d s ä t z e  d e s  S c h u l b e s u c h s

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen besuchen die 
zuständige Grundschule oder eine weiterführende Schule nach 
Wahl der Eltern gemäß § 10 der Übergreifenden Schulordnung 
vom 12. Juni 2009 (GVBl. S. 224, BS 223-1-35) in der jeweils 
geltenden Fassung oder eine berufsbildende Schule nach den je-
weils geltenden Aufnahmeregelungen.

(2) Alle nach § 57 SchulG schulpflichtigen Kinder mit offensicht-
licher oder vermuteter Behinderung werden an der zuständigen 
Grundschule zum Schulbesuch angemeldet. Diese entscheidet 
auch über Anträge auf Zurückstellung zum Schulbesuch im Be-
nehmen mit der Schulärztin oder dem Schularzt.

(3) Abweichend von Absatz 1 besuchen Schülerinnen und Schü-
ler, bei denen die Schulbehörde sonderpädagogischen Förderbe-
darf feststellt, aufgrund des § 59 Abs. 4 SchulG nach Entschei-
dung der Eltern eine Schule mit inklusivem Unterricht gemäß § 
14 a SchulG oder eine Förderschule; die konkret zu besuchende 
Schule legt die Schulbehörde gemäß § 28 Abs. 4 und 5 fest. Die 
aufnehmende Schule bestätigt der zuletzt besuchten Schule oder 
der zuständigen Grundschule die Anmeldung.

(4) Wenn Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonder-
pädagogischem Förderbedarf nach dem inklusiven Unterricht 
in der Grundschule nach Entscheidung ihrer Eltern eine weiter-
führende Schule mit inklusivem Unterricht nach § 14 a SchulG 
besuchen sollen, werden sie von ihren Eltern zu den jeweiligen 
Anmeldeterminen an einer Schule der Sekundarstufe I, die mit 
der Durchführung des inklusiven Unterrichts gemäß § 14 a 
SchulG in der Sekundarstufe I beauftragt ist, angemeldet. § 28 
Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. Wenn der sonderpädagogische 
Förderbedarf aufgehoben wurde, erfolgt die Anmeldung an ei-
ner weiterführenden Schule der Sekundarstufe I entsprechend 
Absatz 1.

(5) Die Schulen der Sekundarstufe I mit inklusivem Unterricht 
erstellen eine Übersicht der angemeldeten Schülerinnen und 
Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf 
und legen der Schulbehörde einen mit den anderen Schulen, 
die für einen Schulbesuch dieser Schülerinnen und Schüler in 
Betracht kommen, abgestimmten Vorschlag für die Aufnahme 
vor. Dabei sind die von der Schulbehörde vorgegebenen Auf-

nahmekriterien zu beachten. Die Eltern und die für die Beförde-
rung der Schülerinnen und Schüler zuständigen Träger sind von 
der Schulbehörde anzuhören. Nach Entscheidung der Schulbe-
hörde gemäß § 59 Abs. 4 Satz 3 SchulG erfolgt die Aufnahme 
durch die Schulleiterin oder den Schulleiter.

(6)  Zu den für die schulische Arbeit notwendigen Daten, die bei 
einem Schulwechsel auf Anforderung der aufnehmenden Schu-
le zu übermitteln sind, gehören insbesondere auch Förderpläne 
und die Regelungen zum Nachteilsausgleich.

§  1 2 
T e i l n a h m e  a m  U n t e r r i c h t

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen haben grund-
sätzlich einen gleichberechtigten Anspruch auf ungehinderten 
Zugang zu allen schulischen Bildungsangeboten und entspre-
chend zur vollen Teilhabe am Unterricht und am Schulleben. 
Die Schule schöpft dazu alle innerschulischen Möglichkeiten 
und Fördermaßnahmen aus und bezieht bei Bedarf weitere 
Unterstützungsangebote mit ein. Ausnahmen davon bedürfen 
einer besonderen Begründung und sind grundsätzlich nur von 
vorübergehender Dauer.

(2) Ist eine Schülerin oder ein Schüler mit Behinderungen nicht 
in der Lage, eine Schule in vollem Umfang zu besuchen, kann 
die wöchentliche Dauer des Schulbesuchs abweichend von der 
Stundentafel festgelegt werden. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz 1 und 2 trifft die Schulbehör-
de nach Anhörung oder auf Antrag der Eltern; bei Schülerinnen 
und Schülern mit Erkrankungen sowie mit körperlichen oder 
geistigen Beeinträchtigungen ist das Benehmen mit dem Ge-
sundheitsamt erforderlich.

(4) Die Schulen entwickeln Konzepte, die der Hinführung zur 
Teilnahme am Unterricht gemäß Stundentafel dienen. Dabei 
sollen Jugendhilfe und Eingliederungshilfe, Eltern und Schule 
zusammenwirken. Es sollen auch die Möglichkeiten des Haus-
unterrichts oder von digitalen Lehr- und Lernformen an Stelle 
des Präsenzunterrichts geprüft werden. Die Konzepte werden 
der Schulbehörde vorgelegt.

Teil 5 
Sonderpädagogische Maßnahmen, Nachteilsausgleich

Abschnitt 1 
Sonderpädagogische Maßnahmen 

§  1 3 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  M a ß n a h m e n

(1) Sonderpädagogische Maßnahmen ergänzen die pädagogische 
Arbeit der allgemeinen Schule und tragen dazu bei, den indi-
viduellen Bildungsanspruch der Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderungen zu erfüllen und das Erreichen eines Schulab-
schlusses zu ermöglichen.

(2) Sonderpädagogische Maßnahmen umfassen sonderpädago-
gische Bildungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebote. Sie 
sind auf die Gestaltung von förderlichen schulischen Lern- und 
Entwicklungsbedingungen für Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderungen ausgerichtet.

(3) Die sonderpädagogischen Maßnahmen können spezifische 
Ausprägungen und Schwerpunkte haben. Die Schwerpunkte be-
ziehen sich auf die Lernentwicklung, die geistige Entwicklung, 
die emotionale und soziale Entwicklung, die körperliche und 
motorische Entwicklung, die Entwicklung der Wahrnehmung 
sowie die Entwicklung des sprachlichen und kommunikativen 
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Handelns; sie sind in der Regel miteinander verbunden. Sie un-
terstützen auch beim Erwerb von Kompetenzen im Hinblick 
auf Aktivität und Teilhabe, insbesondere zur Orientierung und 
Mobilität, zur verbalen, nonverbalen, manuellen oder schrift-
lichen Kommunikation oder zur selbstständigen Lebensgestal-
tung.

(4) Die Schule bezieht Unterstützungsangebote anderer Leis-
tungserbringer mit ein.

§  1 4 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  B e r a t u n g 

u n d  U n t e r s t ü t z u n g

(1) Sonderpädagogische Beratungs- und Unterstützungsangebo-
te dienen dazu, die Schulen bei der angemessenen Berücksichti-
gung der Auswirkungen einer Behinderung im Unterricht und 
bei der Leistungsfeststellung zu unterstützen. Sie richten sich 
an Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen 
sowie Eltern. Sie werden durch Förder- und Beratungszentren 
erbracht.

(2) Die Schulen melden ihren Unterstützungsbedarf beim För-
der- und Beratungszentrum an. Es ist nicht erforderlich, das 
Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs nach § 28 einzuleiten. Die Schulen beschreiben die Situa-
tion und formulieren ihre Fragestellung. Dies betrifft vor allem 
auch Schülerinnen und Schüler in den Klassenstufen 1 und 5, für 
die gemäß § 23 Abs. 6 grundsätzlich kein Verfahren zur Feststel-
lung des sonderpädagogischen Förderbedarfs eingeleitet wird.

(3) Die vom Förder- und Beratungszentrum beauftragte Lehr-
kraft und die beteiligten Lehrkräfte legen die auf den jeweiligen 
Einzelfall abgestimmten Ziele fest, planen die erforderlichen 
Maßnahmen und vereinbaren den Zeitrahmen. Planungen und 
Ergebnisse werden schriftlich festgehalten.

(4) Die Maßnahmen umfassen insbesondere individuelle, auf 
sonderpädagogischer Diagnostik basierende Bildungsangebote, 
präventive Maßnahmen sowie die Beratung von Lehrkräften 
und anderen Beteiligten.

(5) Die Schulen informieren die Eltern in einer Klasseneltern-
versammlung darüber, dass für die Schule ein sonderpädagogi-
sches Beratungs- und Unterstützungsangebot durch Förder- und 
Beratungszentren möglich ist. Sollen besondere individuell ab-
gestimmte Maßnahmen durch Förderschullehrkräfte für eine 
Schülerin oder einen Schüler erfolgen, sind diese den Eltern 
durch die Schule zu erläutern.

§  1 5 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  B i l d u n g s a n g e b o t e

(1) Sonderpädagogische Bildungsangebote erhalten Schülerin-
nen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischem För-
derbedarf.

(2) Im Förderschwerpunkt motorische Entwicklung sind sie auf 
schulische Bildung und Erziehung unter Berücksichtigung der 
Auswirkung einer körperlichen und motorischen Beeinträchti-
gung ausgerichtet; der Unterricht findet zielgleich in den Bil-
dungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizierter Sekun-
darabschluss I oder zieldifferent in den Bildungsgängen Lernen 
und ganzheitliche Entwicklung statt.

(3) Im Förderschwerpunkt Sprache sind sie auf schulische Bil-
dung und Erziehung unter Berücksichtigung der Auswirkungen 
einer sprachlichen Beeinträchtigung ausgerichtet; der Unter-
richt findet zielgleich im Bildungsgang Grundschule statt.

(4) Im Förderschwerpunkt Sehen sind sie auf Förderung der 

Wahrnehmung ausgerichtet und bieten Unterricht unter Be-
rücksichtigung der Auswirkungen einer Blindheit oder Seh-
beeinträchtigung; der Unterricht findet zielgleich in den 
Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizierter 
Sekundarabschluss I oder zieldifferent in den Bildungsgängen 
Lernen und ganzheitliche Entwicklung statt.

(5) Im Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung sind 
sie auf schulische Bildung und Erziehung unter Berücksichti-
gung einer Beeinträchtigung der sozialen und emotionalen Ent-
wicklung ausgerichtet; der Unterricht findet zielgleich in den 
Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizierter Se-
kundarabschlusses I oder zieldifferent im Bildungsgang Lernen 
statt.

(6) Im Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation sind 
sie auf Förderung der Kommunikation ausgerichtet und bieten 
Unterricht unter Berücksichtigung der Auswirkungen einer 
Hörbeeinträchtigung; der Unterricht findet zielgleich in den 
Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizierter Se-
kundarabschluss I oder zieldifferent in den Bildungsgängen Ler-
nen und ganzheitliche Entwicklung statt.

(7) Im Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung sind sie 
ganzheitlich auf Aktivität und Teilhabe ausgerichtet und bieten 
Unterricht unter Berücksichtigung der Auswirkungen einer 
kognitiven Beeinträchtigung; der Unterricht findet zieldifferent 
im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung statt.

(8) Im Förderschwerpunkt Lernen sind sie auf Lernen und Wis-
sensanwendung unter Berücksichtigung einer Lern- und Ent-
wicklungsbeeinträchtigung ausgerichtet; der Unterricht findet 
zieldifferent im Bildungsgang Lernen statt.

(9)  Die sonderpädagogischen Bildungsgänge Lernen und ganz-
heitliche Entwicklung vermitteln eine den individuellen Fähig-
keiten entsprechende schulische Bildung und führen zu jeweils 
eigenen Schulabschlüssen. Sie bieten den Schülerinnen und 
Schülern im Rahmen ihrer individuellen Möglichkeiten An-
schlussmöglichkeiten zum Erwerb des Abschlusses der Berufs-
reife.

Abschnitt 2 
Nachteilsausgleich

§  1 6 
G r u n d s a t z

(1) Alle Lehrkräfte berücksichtigen bei der Gestaltung des Un-
terrichts und bei Leistungsfeststellungen die besonderen Belange 
von Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen; diesen sind 
zum Ausgleich von behinderungsbedingten Auswirkungen auf 
schulische Teilhabe die erforderlichen Maßnahmen des Nach-
teilsausgleichs zu gewähren, damit sie gleichberechtigt im Un-
terricht mitarbeiten und ihre Leistungsfähigkeit zeigen können 
(§ 3 Abs. 5 SchulG).

(2) Der Anspruch auf Gewährung von Nachteilsausgleich gilt 
auch für Abschlussprüfungen an allgemeinbildenden und be-
rufsbildenden Schulen und wird bei diesen Prüfungen gemäß 
der Abiturprüfungsordnung vom 21. Juli 2010 (GVBl. S. 222, 
BS 223-1-12) und der Prüfungsordnung für die berufsbildenden 
Schulen vom 29. April 2011 (GVBl. S. 108, BS 223-1-36) in ihrer 
jeweils geltenden Fassung gewährt.

§  1 7 
B e g r i f f s b e s t i m m u n g

Nachteilsausgleich sind alle notwendigen und geeigneten Maß-
nahmen, die es Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen 
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ermöglichen, Zugang zum Unterricht, zu Leistungsfeststellun-
gen und Prüfungen zu finden und ihr tatsächliches Leistungs-
vermögen nachzuweisen, ohne dass die Lernanforderungen 
reduziert werden und von den allgemeinen Grundsätzen der 
Leistungsbeurteilung abgewichen wird.

§  1 8 
V e r f a h r e n

(1) Bei der Gestaltung des Unterrichts und bei Leistungsfeststel-
lungen ist es dauernde Aufgabe aller Lehrkräfte, die möglichen 
Auswirkungen einer Behinderung in den Blick zu nehmen und 
die erforderlichen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs zu ge-
währen. Dabei sind die Auswirkungen einer Behinderung im je-
weiligen schulischen Kontext und bezogen auf den Einzelfall zu 
betrachten, nicht die Behinderungen nach ihrer Art und ihren 
Symptomen. Die Notwendigkeit eines gewährten Nachteilsaus-
gleichs ist regelmäßig zu überprüfen.

(2) Bei der Beurteilung der Auswirkungen einer Behinderung 
auf schulisches Lernen holt die Schule sonderpädagogische Be-
ratung durch Förderschullehrkräfte der Schule oder durch das 
Förder- und Beratungszentrum ein.

(3) Beantragen die Eltern oder die volljährige Schülerin oder 
der volljährige Schüler die Gewährung von Nachteilsausgleich, 
so ist dies zu begründen und die Behinderungen und ihre Aus-
wirkungen sind glaubhaft zu machen. In diesen Fällen kann die 
Schule die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung verlangen.

§  1 9 
M a ß n a h m e n  d e s  N a c h t e i l s a u s g l e i c h s

(1) Zu den Maßnahmen des Nachteilsausgleichs gehören insbe-
sondere die Anpassung äußerer Rahmenbedingungen behinde-
rungsspezifische pädagogische Maßnahmen sowie methodisch-
didaktische Konzepte.

(2) Unter der Voraussetzung, dass die Chancengleichheit der 
Mitschülerinnen und Mitschüler gewahrt bleibt, können erfor-
derlichenfalls auch Ersatzleistungen vorgesehen werden, die es 
der Schülerin oder dem Schüler mit Behinderungen ermögli-
chen, die gleichen Anforderungen in anderer Weise zu erbrin-
gen.

§  2 0 
G e w ä h r u n g

(1) Die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte entscheiden im 
Benehmen mit den Eltern oder den volljährigen Schülerinnen 
und Schülern mit Behinderungen über die Grundsätze, nach de-
nen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs für die Schülerin oder 
den Schüler festgelegt werden. Die betroffenen Schülerinnen 
und Schüler sind in geeigneter Weise einzubeziehen; diese kön-
nen eine Person ihres Vertrauens hinzuziehen.

(2) Unter Beachtung dieser Grundsätze entscheidet die unter-
richtende Lehrkraft über die bei der Gestaltung des Unterrichts 
und bei der Leistungsfeststellung jeweils erforderlichen Maß-
nahmen des Nachteilsausgleichs.

(3) Die Lehrkraft ist verantwortlich, dass die fachlichen Anfor-
derungen unverändert eingehalten werden. Die Fachkonferenz 
oder die Fachberaterinnen und Fachberater für das jeweilige 
Fach können zur Beratung einbezogen werden.

§  2 1 
D o k u m e n t a t i o n

Die Grundsätze, nach denen Maßnahmen des Nachteilsaus-
gleichs gewährt werden, werden dokumentiert; die Eltern oder 
die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler erhalten 

eine Ausfertigung. Der Nachteilsausgleich wird nicht auf dem 
Zeugnis vermerkt.

Teil 6 
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs

§  2 2 
G r u n d s a t z

(1) Das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs dient der Entscheidungsfindung, ob für eine 
Schülerin oder einen Schüler der allgemeinbildenden Schulen 
im Hinblick auf volle schulische Teilhabe und einen erfolg-
reichen Bildungsweg sonderpädagogische Bildungsangebote in 
einem Förderschwerpunkt gemäß § 15 erforderlich sind. Zu-
ständig ist die Schulbehörde. Sie beauftragt Förderschullehr-
kräfte mit der Durchführung der sonderpädagogischen Dia- 
gnostik und Erstellung eines sonderpädagogischen Gutachtens.

(2) Die im Rahmen dieses Verfahrens erforderlichen personen-
bezogenen Daten von Schülerinnen und Schülern, Eltern und 
Lehrkräften dürfen durch die Schulbehörde und die Schulen au-
tomatisiert verarbeitet werden. Die betroffenen Personen sind 
zur Angabe der Daten verpflichtet. Die öffentlichen Schulen 
sind verpflichtet, das vom zuständigen Ministerium zur Verfü-
gung gestellte Onlineportal zu nutzen.

(3) Während des Schulbesuchs kann das Verfahren zur Fest-
stellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs nur eingeleitet 
werden, wenn sich aus dem individuellen Förderplan und der 
individuellen Lernprozessbegleitung Anhaltspunkte dafür erge-
ben, dass eine Schülerin oder ein Schüler sonderpädagogische 
Bildungsangebote benötigt.

§  2 3 
E i n l e i t u n g  d e s  V e r f a h r e n s

(1) Das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs kann auf Antrag der Schule nach Anhörung der 
Eltern oder auf Antrag der Eltern für Schülerinnen und Schüler 
mit Behinderungen eingeleitet werden.

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der besuchten Schule 
oder der Grundschule, an der das Kind zum Schulbesuch ange-
meldet wurde, leitet den Antrag mit folgenden Daten der Schü-
lerin oder des Schülers der Schulbehörde zu:
1. Familienname,
2. Vorname,
3. Geburtsdatum,
4. Geburtsort,
5. Geschlecht,
6. Anschrift,
7. Namen und Anschrift der Eltern mit Telekommunikations-

verbindung und E-Mail-Adresse,
8. Dauer des Besuchs einer Tageseinrichtung für Kinder, mit 

Zustimmung der Eltern Informationen zur vorschulischen 
Bildung,

9. bisherige Schullaufbahn (Beginn der gesetzlichen Schul-
pflicht, derzeitiges Schulbesuchsjahr, derzeitige Klassenstufe, 
Zurückstellung vom Schulbesuch, Klassenwiederholung, be-
suchte Schulen).

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:
1. Förderbericht und Förderplan mit einer Beschreibung der 

unterrichtlichen Maßnahmen, die im Rahmen der individu-
ellen Förderplanung durchgeführt wurden, nach Art, Um-
fang und Ergebnissen, der Ergebnisse der Gespräche und 
Zusammenarbeit mit den Eltern sowie sonstiger Beratungs-
gespräche und außerschulischer Fördermaßnahmen,

2. Schülerakte.
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(4) Wird das Verfahren bei zum Schulbesuch angemeldeten Kin-
dern eingeleitet, sind Angaben der Eltern zur vorschulischen 
Bildung oder mit Zustimmung der Eltern Informationen von 
außerschulischen oder vorschulischen Einrichtungen erforder-
lich.

(5) Für zum Schulbesuch angemeldete Kinder sowie für Schüle-
rinnen und Schüler, die eine Schule der Primarstufe oder Sekun-
darstufe I besuchen, ist der Antrag bis zu Beginn der Herbstfe-
rien zu stellen.

(6)  Für Schülerinnen und Schüler, die die Klassenstufe 1 oder 
die Klassenstufe 5 besuchen, kann kein Antrag gestellt werden. 
Über Ausnahmen entscheidet die Schulbehörde.

(7) Wird der Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwick-
lung vermutet, wird das Verfahren nur eingeleitet, wenn folgen-
de Angaben vorliegen:
1. Ergebnisse der an der Schule durchgeführten pädagogischen 

Maßnahmen,
2. Ergebnisse der Beratung durch das Förder- und Beratungs-

zentrum,
3. Name und Anschrift des zuständigen Jugendamts.
Zusätzlich sind Angaben erforderlich, ob und welche Leistun-
gen nach § 2 Abs. 2 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch von 
den Eltern beantragt oder bewilligt wurden. Über Ausnahmen 
entscheidet die Schulbehörde.

(8) Wird der Förderschwerpunkt Lernen vermutet, kann das 
Verfahren bei zum Schulbesuch angemeldeten Kindern und bei 
Schülerinnen und Schülern ab Klassenstufe 7 nur mit Zustim-
mung der Schulbehörde eingeleitet werden; bei Schülerinnen 
und Schülern ab Klassenstufe 7 muss zuvor das Förder- und Be-
ratungszentrum einbezogen werden.

(9) Wird der Förderschwerpunkt Sprache vermutet, kann das 
Verfahren nur bei der Anmeldung zum Schulbesuch eingeleitet 
werden; über Ausnahmen in der Klassenstufe 1 entscheidet die 
Schulbehörde.

(10) Mangelnde Kenntnisse der deutschen Sprache, fehlende 
Schulerfahrung bei Zuzug aus dem Ausland, chronische Erkran-
kungen oder Lernschwierigkeiten oder Lernstörungen in einzel-
nen Funktionsbereichen sind kein hinreichender Grund für die 
Einleitung des Verfahrens.

§  2 4 
K o o p e r a t i v e s  K o n s u l t a t i o n s g e s p r ä c h

(1) Das Verfahren ist dialogisch angelegt. Es beginnt mit einem 
kooperativen Konsultationsgespräch, in dem die Klassenlehr-
kraft der von der Schulbehörde beauftragten Förderschullehr-
kraft die bisherige Förderplanung sowie die tatsächlich durch-
geführten Maßnahmen und deren Ergebnisse im Hinblick auf 
die erworbenen Kompetenzen und Fähigkeiten mit der Klassen-
lehrkraft erläutert. Bei zum Schulbesuch angemeldeten Kindern 
beauftragt die Schulleitung eine Lehrkraft, die das kooperative 
Konsultationsgespräch führt. Hierbei können andere Personen, 
die an der Bildung oder Förderung der Schülerin oder des Schü-
lers bisher beteiligt waren, einbezogen werden.

(2) Die Förderschullehrkraft kann die Beendigung des Verfah-
rens oder die Erhebung eines behinderungsbedingten Unterstüt-
zungsbedarfs empfehlen; hierüber entscheidet die Schulbehörde 
nach Anhörung der Eltern.

(3) Zeichnet sich bei einem Verfahren mit vermutetem Förder-
schwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung Bedarf nach einer 
stationären oder teilstationären Maßnahme nach den Leistun-
gen nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 des Achten Buchs Sozialge-

setzbuch ab, beruft die Schulbehörde eine Fallkonferenz ein, 
um die vorgenannten Leistungen von Schule und Jugendhilfe 
aufeinander abzustimmen. An der Fallkonferenz sollen alle Per-
sonen und Institutionen beteiligt werden, deren Tätigkeit für 
die Lebenssituation der Schülerin oder des Schülers wesentlich 
ist oder die an der Bildung oder Förderung der Schülerin oder 
des Schülers bisher beteiligt waren oder zukünftig beteiligt sein 
sollen; die Schülerin oder der Schüler ist in geeigneter Weise ein-
zubeziehen.

(4) Wird das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs durch die Schulbehörde beendet, erfolgt 
die erforderliche individuelle Förderung durch die besuchte 
Schule oder die Grundschule, an der das Kind zum Schulbesuch 
angemeldet wurde; die beauftragte Förderschullehrkraft soll der 
Schule Hinweise zur weiteren individuellen Förderung geben. 
Die Schule holt zur Unterstützung bei der individuellen Förder-
planung sonderpädagogische Beratung durch Förderschullehr-
kräfte der Schule oder durch das Förder- und Beratungszentrum 
ein.

§  2 5 
I n f o r m a t i o n  u n d  B e t e i l i g u n g  d e r  E l t e r n

(1) Die besuchte Schule oder die Grundschule, an der das Kind 
zum Schulbesuch angemeldet wurde, informiert die Eltern über 
das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen För-
derbedarfs, die schulärztliche Untersuchung sowie ihre Mitwir-
kungsmöglichkeiten und ihre Rechte. Die Eltern sind verpflich-
tet, die Durchführung der sonderpädagogischen Diagnostik zu 
unterstützen und soweit erforderlich mitzuwirken.

(2) Nach dem kooperativen Konsultationsgespräch informiert 
die besuchte Schule oder die Grundschule, an der das Kind an-
gemeldet ist, gemeinsam mit der beauftragten Förderschullehr-
kraft die Eltern über die schulischen Angebote im inklusiven 
Unterricht und in der Förderschule und erläutert ihnen ihr 
Wahlrecht gemäß § 59 Abs. 4 SchulG.

(3) Alle Einladungen erfolgen schriftlich. Einladungen und In-
formationen sind zu dokumentieren. Dies gilt auch, wenn die 
Eltern anberaumte Termine nicht wahrnehmen.

§  2 6 
M i t w i r k u n g  d e s  s c h u l ä r z t l i c h e n  D i e n s t e s

(1) Soweit die Schulbehörde es für erforderlich hält, veran-
lasst sie eine schulärztliche Untersuchung. Die Untersuchung 
umfasst die Feststellung des körperlichen Entwicklungsstands, 
die Beurteilung der allgemeinen gesundheitlich bedingten Leis-
tungsfähigkeit einschließlich der Sinnesorgane und deren Aus-
wirkungen auf schulisches Lernen sowie Beeinträchtigungen 
oder Behinderungen aus medizinischer Sicht und die angemesse-
nen Vorkehrungen bei der Bewältigung des Schulwegs und der 
Schülerbeförderung.

(2) Die Schulbehörde meldet dem Gesundheitsamt die Schülerin 
oder den Schüler namentlich mit der Anschrift der Eltern und 
der Art der offensichtlichen oder vermuteten Behinderungen.

(3) Darüber hinaus wirken die Schulärztinnen und Schulärzte 
auf Anfrage bei der Bewertung und Zusammenfassung von me-
dizinischen Gutachten oder Befundberichten mit.

(4) Das Ergebnis der schulärztlichen Untersuchung nach Absatz 
1 Satz 2 wird der Schulbehörde mitgeteilt.

§  2 7 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  D i a g n o s t i k  u n d 

s o n d e r p ä d a g o g i s c h e s  G u t a c h t e n

(1) Die beauftragte Förderschullehrkraft führt die sonderpäda-
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gogische Diagnostik durch und erstellt ein sonderpädagogisches 
Gutachten. Sind von der Schulbehörde weitere Förderschullehr-
kräfte mit ergänzender sonderpädagogischer Diagnostik beauf-
tragt, erstellen diese ein ergänzendes Gutachten.

(2) Die sonderpädagogische Diagnostik basiert auf einer Kind-
Umfeld-Analyse, beschreibt die Ressourcen des Kindes und 
nimmt die Auswirkungen einer Behinderung auf schulisches 
Lernen und auf das Erreichen von schulischen Bildungsab-
schlüssen in den Blick. Dazu können auch standardisierte Test-
verfahren zur Anwendung kommen.

(3) Dabei werden die Kompetenzen und Lernbedürfnisse der 
Schülerin oder des Schülers und der zum Schulbesuch angemel-
deten Kinder im Hinblick auf Aktivität und Teilhabe insbeson-
dere in folgenden Lebensbereichen erhoben:
1. Lernen und Wissensanwendung,
2. Kommunikation und Konversation,
3. Motorik und Bewegung,
4. interpersonelle Interaktionen und Beziehungen.
Diese werden pädagogisch interpretiert und der sich daraus er-
gebende Bedarf an sonderpädagogischen Maßnahmen wird be-
schrieben. Informationen zur Selbstversorgung im schulischen 
Alltag werden bei Bedarf aufgenommen.

(4) Bei der sonderpädagogischen Diagnostik ist der Sprachsi-
tuation der Schülerin oder des Schülers Rechnung zu tragen, 
die Kommunikation in Deutscher Gebärdensprache, mit laut-
sprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete Kom-
munikationsformen ist zu berücksichtigen. Bei Bedarf ist eine 
Lehrkraft oder Vertrauensperson hinzuzuziehen, die die Her-
kunftssprache der Schülerin oder des Schülers spricht.

(5) Die beauftragte Förderschullehrkraft berücksichtigt bei der 
sonderpädagogischen Diagnostik auch die Ergebnisse des ko-
operativen Konsultationsgesprächs, von anerkannten Testver-
fahren sowie der sonderpädagogischen Beratung und Unterstüt-
zung durch das Förder- und Beratungszentrum. 

(6) Die Ergebnisse der durchgeführten sonderpädagogischen 
Diagnostik werden in einem sonderpädagogischen Gutachten 
zusammengefasst. Ergänzende Gutachten durch weitere Förder-
schullehrkräfte sind beizufügen. Mit Einverständnis der Eltern 
können Angaben über die frühkindliche oder außerschulische 
Bildung und Betreuung gemacht werden.

(7) Das sonderpädagogische Gutachten schließt mit einer der 
folgenden Empfehlungen für die Schulbehörde ab, die jeweils 
zu begründen sind:
1. kein sonderpädagogischer Förderbedarf,
2. sonderpädagogischer Förderbedarf im Förderschwerpunkt 

Lernen, Sprache oder ganzheitliche Entwicklung,
3. sonderpädagogischer Förderbedarf im Förderschwerpunkt 

motorische Entwicklung, Sehen, Hören und Kommunika-
tion oder sozial-emotionale Entwicklung und in einem der 
nach § 15 vorgesehenen Bildungsgänge.

Ergänzend kann die Erhebung eines Bedarfs an sonderpädagogi-
scher Beratung und Unterstützung gemäß § 14, insbesondere bei 
Autismus-Spektrum-Störungen, empfohlen werden.

(8) Es sind die im Einzelfall erforderlichen Rahmenbedingungen 
zu beschreiben, die bei der Festlegung der konkret zu besuchen-
den Schule zu berücksichtigen sind. Dazu gehören bei Bedarf 
auch Informationen zur Selbstversorgung im schulischen Alltag.

(9) Von den Eltern vorgelegte Gutachten, sofern sie für die Ent-
scheidung der Schulbehörde von Bedeutung sind, werden dem 
sonderpädagogischen Gutachten beigefügt.

(10) Das sonderpädagogische Gutachten und die Möglichkei-

ten der Förderung sind mit den Eltern durch die Schulbehörde 
zu besprechen. Das Ergebnis dieser Besprechung ist schriftlich 
festzuhalten. Im Falle einer Empfehlung gemäß Absatz 7 Satz 
1 Nr. 2 oder 3 sollen die Eltern auch ihren Wunsch über den 
Förderort gemäß § 59 Abs. 4 Satz 2 SchulG mitteilen.

(11) Das sonderpädagogische Gutachten, vorliegende weitere 
Gutachten, das Ergebnis der Besprechung mit den Eltern und 
deren Wunsch über den Förderort sind der Schulbehörde un-
verzüglich zuzuleiten.

§  2 8 
F e s t s t e l l u n g  d e s  s o n d e r p ä d a g o g i s c h e n  F ö r -

d e r b e d a r f s ,  F e s t l e g u n g  d e r  z u 
b e s u c h e n d e n  S c h u l e

(1) Die Schulbehörde entscheidet nach Anhörung der Eltern, 
ob und in welchem Förderschwerpunkt sonderpädagogischer 
Förderbedarf vorliegt. Die Eltern teilen bei dieser Anhörung 
ihre Entscheidung nach § 59 Abs. 4 Satz 2 SchulG mit. Bei 
Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs in den 
Förderschwerpunkten motorische Entwicklung, Sehen, Hören 
und Kommunikation oder sozial-emotionale Entwicklung legt 
die Schulbehörde zusätzlich einen der nach § 15 vorgesehenen 
Bildungsgänge fest. Die Entscheidung ist zu begründen, mit ei-
ner Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und den Eltern zuzu-
stellen. Die Eltern erhalten eine Ausfertigung des sonderpäda-
gogischen Gutachtens. Die beteiligten Schulen werden von den 
Entscheidungen unterrichtet.

(2) Wenn die Eltern mit der beabsichtigten Feststellung eines 
sonderpädagogischen Förderbedarfs in einem bestimmten För-
derschwerpunkt oder mit der beabsichtigten Festlegung des 
Bildungsganges nicht einverstanden sind, kann die Schulbehör-
de vor ihrer Entscheidung eine Fachkommission zur Beratung 
einberufen. Mitglieder der Fachkommission sind die Eltern der 
Schülerin oder des Schülers, die mit der sonderpädagogischen 
Diagnostik beauftragte Lehrkraft oder beauftragten Lehrkräfte, 
die Schulleiterin oder der Schulleiter der besuchten Schule oder 
die Grundschule, an der das Kind zum Schulbesucht angemeldet 
wurde sowie die für die beteiligten Schulen zuständigen Vertre-
terinnen und Vertreter der Schulbehörde. Außerschulische Ein-
richtungen und Institutionen gemäß § 19 SchulG oder andere 
Expertinnen und Experten können einbezogen werden.

(3) Die Schulbehörde kann die Feststellung eines sonderpäda-
gogischen Förderbedarfs in einem bestimmten Förderschwer-
punkt befristen. Die Feststellung eines sonderpädagogischen 
Förderbedarfs im Förderschwerpunkts Sprache ist nur für die 
Klassenstufen 1 und 2 möglich. Die Verpflichtung zur Beratung 
über einen Wechsel des Bildungsgangs (§ 38) oder über einen 
Wechsel zum zielgleichen Unterricht (§ 39) bleibt unberührt.

(4) Entsprechend der Entscheidung der Eltern nach § 59 Abs. 4 
Satz 2 SchulG legt die Schulbehörde nach § 59 Abs. 4 Satz 3 
SchulG die zu besuchende Schule mit inklusivem Unterricht 
oder die zu besuchende Förderschule fest. Im Falle eines damit 
verbundenen Schulwechsels haben die Eltern innerhalb von 14 
Tagen ihr Kind für das folgende Schuljahr an der von der Schul-
behörde festgelegten Schule anzumelden.

(5) Haben die Eltern keine Entscheidung nach § 59 Abs. 4 Satz 
2 SchulG getroffen, teilt ihnen die Schulbehörde gemäß ihrer 
Festlegung nach § 59 Abs. 4 Satz 3 SchulG infrage kommenden 
Schulen mit. Die Eltern haben innerhalb von 14 Tagen ihr Kind 
für das folgende Schuljahr an einer der von der Schulbehörde 
festgelegten Schule anzumelden

(6) Ist ein Wechsel des Förderortes erforderlich, erfolgt die in-
dividuelle Förderung durch die besuchte Schule. Dies gilt auch 
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wenn die Schulbehörde keinen sonderpädagogischen Förderbe-
darf feststellt. Dabei werden die Ergebnisse des sonderpädago-
gischen Gutachtens einbezogen. § 24 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 
und Satz 2 gilt entsprechend. Stellt die Schulbehörde fest, dass 
ein Bedarf an sonderpädagogischer Beratung und Unterstützung 
gemäß § 14 besteht, beauftragt sie das zuständige Förder- und 
Beratungszentrum entsprechend.

(7) Wenn im Einzelfall nach Entscheidung der Jugendhilfe eine 
stationäre oder teilstationäre Leistung nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 
und 5 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch gewährt werden soll 
und die Eltern für ihr Kind die Aufnahme in einer Schule mit 
dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung wün-
schen, kann die Schulbehörde auf der Grundlage von vorliegen-
den Berichten, der Ergebnisse aus der Fallkonferenz und me-
dizinischen Gutachten sonderpädagogischen Förderbedarf im 
Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung feststellen 
und den Bildungsgang festlegen.

(8) In den Fällen des Absatzes 7 kann der sonderpädagogische 
Förderbedarf jeweils nur befristet für längstens zwölf Monate 
festgestellt werden; der Zeitraum ist möglichst in Abstimmung 
mit der Jugendhilfe festzulegen. Eine Verlängerung der Feststel-
lung des sonderpädagogischen Förderbedarfs ist auf der Grund-
lage der Berichte der besuchten Schule über die Ergebnisse der 
Förderung und nach Maßgabe des Satzes 1 möglich.

(9) Wird die Leistung nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 des Achten 
Buchs Sozialgesetzbuch oder das Schulverhältnis mit einer Schu-
le mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung 
beendet, entscheidet die Schulbehörde aufgrund der vorliegen-
den Berichte und Zeugnisse und nach einer Fallkonferenz ent-
sprechend § 24 Abs. 3 über den weiteren Schulbesuch.

§  2 9 
S c h ü l e r i n n e n  u n d  S c h ü l e r  m i t 

n i c h t  a u s r e i c h e n d e n  D e u t s c h k e n n t n i s s e n

(1) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht über ausreichende 
Deutschkenntnisse verfügen, kann kein Verfahren zur Fest-
stellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfes im Förder-
schwerpunkt Lernen oder Sprache eingeleitet werden. Über 
Ausnahmen entscheidet die Schulbehörde.

(2) Liegt bei Schülerinnen und Schülern, die nicht über ausrei-
chende Deutschkenntnisse verfügen, eine umfängliche körper-
liche oder geistige Behinderung, eine Sehschädigung oder Hör-
schädigung vor, wird abweichend von §§ 22 Abs. 2 Satz  3, 23 
bis 28 das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs von der besuchten Schule wie folgt durchgeführt:
1. die besuchte Schule oder die Grundschule, an der das Kind 

zum Schulbesucht angemeldet wurde, legt der Schulbehörde 
die vorliegenden Gutachten und medizinischen Berichte zu-
sammen mit einem Bericht über den bisherigen Verlauf des 
Schulbesuchs vor,

2. die Schulbehörde beauftragt eine Förderschule mit der Erhe-
bung des behinderungsbedingten Unterstützungsbedarfs im 
Hinblick auf schulisches Lernen,

3. auf Grundlage der Nummern 1 und 2 entscheidet die Schul-
behörde nach Maßgabe des § 28 Abs. 1 und 4,

4. die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs in 
einem bestimmten Förderschwerpunkt und die Feststellung 
des Bildungsganges sind in der Regel auf sechs Monate befris-
tet und können um bis zu sechs weitere Monate verlängert 
werden,

5. die Schulbehörde legt die Zeitabstände für die regelmäßige 
Vorlage von Berichten über die Lernentwicklung fest,

6. entsprechend der Entscheidung der Eltern nach § 59 Abs. 4 
Satz 2 SchulG legt die Schulbehörde nach § 59 Abs. 4 Satz 3 

SchulG die zu besuchende Schule mit inklusivem Unterricht 
oder die zu besuchende Förderschule sowie altersentspre-
chend die zu besuchende Klassenstufe fest; nach Vollendung 
des 18. Lebensjahres kann die Schülerin oder der Schüler 
nicht mehr in eine Förderschule oder in eine Schule der Se-
kundarstufe I mit inklusiven Unterricht aufgenommen wer-
den,

7. zum Ende der Befristung nach Nummer 4 legt die besuchte 
Schule – gegebenenfalls mit Unterstützung des Förder- und 
Beratungszentrums – einen Bericht vor, der die Kompeten-
zen, die Lernentwicklung und die Auswirkungen der Be-
hinderungen auf schulisches Lernen beschreibt; § 27 Abs. 3 
gilt entsprechend; die Förderschullehrkraft gibt eine Emp-
fehlung an die Schulbehörde, ob die befristete Entscheidung 
nach den Nummern 3 und 4 auch künftig den individuellen 
Möglichkeiten der Schülerin oder des Schülers entspricht,

8. auf Grundlage der Nummer 7 entscheidet die Schulbehörde 
in der Regel abschließend nach Maßgabe des § 28 Abs. 1, 3 
und 4.

Teil 7 
Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem 

sonderpädagogischem Förderbedarf

Abschnitt 1 
Unterricht

§  3 0 
Z i e l g l e i c h e r  U n t e r r i c h t

(1) In den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifi-
zierter Sekundarabschluss I findet zielgleicher Unterricht statt. 
In diesen Bildungsgängen gelten die Regelungen für Unterricht, 
Förderung, Leistungsfeststellung und -beurteilung, Zeugnisse 
und Versetzung sowie Schulabschlüsse nach der Schulordnung 
für öffentlichen Grundschulen vom 10. Oktober 2008 (GVBl. 
S. 219, BS 223-1-37) und der Übergreifenden Schulordnung vom 
12. Juni 2009 (GVBl. S. 224, BS 223-1-35) in ihrer jeweils gelten-
den Fassung.

(2) Die Feststellung sonderpädagogischen Förderbedarfs wird 
nicht auf dem Zeugnis vermerkt.

(3) Bei der Bewertung von Mitarbeit und Verhalten sind die 
Auswirkungen einer Behinderung angemessen zu berücksich-
tigen. Mit Zustimmung der Eltern oder der volljährigen Schü-
lerinnen und Schüler kann die Bewertung von Mitarbeit und 
Verhalten verbal erfolgen.

§  3 1 
Z i e l d i f f e r e n t e r  U n t e r r i c h t

In den Förderschwerpunkten Lernen und ganzheitliche Ent-
wicklung findet zieldifferenter Unterricht statt; dies gilt ent-
sprechend in Förderschwerpunkten, die diese Bildungsgänge 
führen. Auf dem Zeugnis wird vermerkt, dass der Unterricht 
zieldifferent erfolgt; der jeweilige Bildungsgang ist anzugeben.

§  3 2 
U n t e r r i c h t s a n g e b o t  i m  z i e l d i f f e r e n t e n  U n -

t e r r i c h t

(1) Im zieldifferenten Unterricht werden die Schülerinnen und 
Schüler in den Fächern und Lernbereichen der besuchten Schul-
art unterrichtet. Bei Schulen mit äußerer Leistungsdifferenzie-
rung legt die Schulleiterin oder der Schulleiter fest, in welchen 
Klassen oder Kursen die Schülerin oder der Schüler unterrichtet 
wird.

(2) Unterricht und Erziehung richten sich nach den Bildungs-
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standards, Rahmenplänen und Lehrplänen, die an die Bildungs-
erfordernisse der Schülerinnen und Schüler in den Bildungsgän-
gen Lernen und ganzheitliche Entwicklung angepasst werden. 
Der Unterricht beruht auf einer den Lernprozess begleitenden 
pädagogischen Diagnostik, Dokumentation der Lernentwick-
lung sowie sonderpädagogischen Bildungsangeboten.

(3) Alle Schülerinnen und Schüler nehmen in den Klassenstufen 
7 bis 9 an der schulischen Berufsvorbereitung teil; die Maßnah-
men werden individuell ausgerichtet.

(4) Die Berufsorientierungsmaßnahmen im Bildungsgang ganz-
heitliche Entwicklung werden in den Klassenstufen 10 bis 12 
fortgesetzt und intensiviert. In diesen Klassenstufen werden 
schwerpunktmäßig Maßnahmen der Kompetenz- und Potenzi-
alanalyse und zur Vorbereitung des Übergangs in eine berufli-
che Tätigkeit durchgeführt.

Abschnitt 2 
Schulverhältnis

§  3 3 
B e s u c h  d e r  E i n g a n g s s t u f e

Die Eingangsstufe in den Bildungsgängen Grundschule und 
Lernen kann im Einzelfall auf Beschluss der Klassenkonferenz 
ohne Anrechnung auf die Dauer des Schulbesuchs drei Schul-
jahre umfassen, sofern keine Zurückstellung vom Schulbesuch 
erfolgte.

§  3 4 
V e r l ä n g e r u n g  d e s  S c h u l b e s u c h s

(1) In den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifi-
zierter Sekundarabschluss I sowie im Bildungsgang Lernen der 
Förderschwerpunkte motorische Entwicklung, Sehen, Hören 
und Kommunikation können entweder die Primarstufe oder die 
Sekundarstufe I um ein Schuljahr verlängert werden, ohne dass 
dies auf die Dauer des Schulbesuchs angerechnet wird, sofern 
keine Verlängerung des Besuchs der Eingangsstufe nach § 33 
erfolgte.

(2) Schülerinnen und Schülern im Bildungsgang Lernen soll die 
Gelegenheit gegeben werden, im Rahmen einer Schulzeitverlän-
gerung von bis zu zwei Schuljahren den Abschluss der Berufs-
reife zu erwerben, sofern gemäß § 39 Abs. 1 ein Wechsel zum 
zielgleichen Unterricht möglich ist. Diese Schülerinnen und 
Schüler können auch in die im 10. Schuljahr an Realschulen plus 
gemäß § 79 der Übergreifenden Schulordnung eingerichtete be-
sondere Klasse zur Erlangung der Qualifikation der Berufsreife 
aufgenommen werden.

(3) Auf Antrag der Eltern kann die Schulbehörde für Schüle-
rinnen und Schüler im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung 
die Schulzeit um bis zu drei Schuljahre verlängern (§ 61 Abs. 2 
SchulG). Dazu legt die Schule der Schulbehörde zum Termin 
der Halbjahreszeugnisse der 12. Klassenstufe folgende Unterla-
gen vor:
1. Jahreszeugnis der Klassenstufe 11 und Halbjahreszeugnis der 

Klassenstufe 12,
2. Berufswahlportfolio,
3. Ergebnisse einer im Zusammenhang mit Berufsorientie-

rungsmaßnahmen durchgeführten Berufswegekonferenz.

(4) Die Verlängerung soll nur gewährt werden, wenn sie für die 
Vorbereitung und die Gestaltung des Übergangs in eine ange-
passte Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt oder in 
einem Inklusionsbetrieb erforderlich ist. Ausnahmen sind im 
begründeten Einzelfall möglich.

§  3 5 
V e r k ü r z u n g  d e s  S c h u l b e s u c h s

Eine Schülerin oder ein Schüler im Bildungsgang ganzheitli-
che Entwicklung kann frühestens nach 10 Schulbesuchsjahren 
gemäß § 60 Abs. 2 Nr. 4 SchulG auf Antrag der Eltern vom 
weiteren Schulbesuch befreit werden, insbesondere um ein be-
rufsqualifizierendes Angebot wahrnehmen zu können. Dazu 
legt die Schule zum Termin der Halbjahreszeugnisse folgende 
Unterlagen vor:
1. aktuelles Jahreszeugnis und Halbjahreszeugnis,
2. Berufswahlportfolio,
3. Ergebnisse einer im Zusammenhang mit Berufsorientie-

rungsmaßnahmen durchgeführten Berufswegekonferenz.

§  3 6 
Ü b e r g a n g  v o n  d e r  S e k u n d a r s t u f e  I 

i n  d a s  B e r u f s v o r b e r e i t u n g s j a h r 
m i t  i n k l u s i v e m  U n t e r r i c h t

(1) Schülerinnen und Schüler im Bildungsgang ganzheitliche 
Entwicklung, die nach der Klassenstufe 9 den inklusiven Unter-
richt fortsetzen wollen, besuchen das Berufsvorbereitungsjahr 
an einer berufsbildenden Schule, die mit der Durchführung des 
inklusiven Unterrichts beauftragt ist, nach Maßgabe des § 4 
Abs. 5 der Landesverordnung über das Berufsvorbereitungsjahr 
an Berufsschulen vom 7. Juli 2022 (GVBl. S. 257, BS 223-1-39).

(2) Die besuchte Schule informiert die Eltern spätestens zum 
Termin der Ausgabe des Jahreszeugnisses der Klassenstufe 8 
über die Möglichkeit zur Fortsetzung des inklusiven Unter-
richts im Berufsvorbereitungsjahr. Die Schulen bieten den El-
tern Beratung zur Wahl der Schullaufbahn an.

§  3 7 
S c h u l w e c h s e l  b e i  F o r t b e s t e h e n  d e s 

s o n d e r p ä d a g o g i s c h e n  F ö r d e r b e d a r f s

(1) Der Schulwechsel im Rahmen des § 59 Abs. 4 SchulG wäh-
rend des Fortbestehens des sonderpädagogischen Förderbedarfs 
soll möglichst an Schnittstellen erfolgen, insbesondere nach der 
Primarstufe oder der Orientierungsstufe; er erfolgt grundsätz-
lich zum folgenden Schuljahr.

(2) Die Eltern oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler 
teilen der besuchten Schule ihre Entscheidung über den Schul-
wechsel bis spätestens zu Beginn der Weihnachtsferien mit. Die-
se informiert die Schulbehörde. § 11 Abs. 3 findet Anwendung.

(3) Sofern der Wechsel von der Förderschule in den inklusiven 
Unterricht nach der Klassenstufe 4 erfolgen soll, findet § 11 
Abs. 4 und 5 Anwendung.

(4) Abgebende und aufnehmende Schule planen und begleiten 
den Wechsel.

§  3 8 
Ü b e r p r ü f u n g  d e s  F ö r d e r s c h w e r p u n k t s 

g a n z h e i t l i c h e  E n t w i c k l u n g ,  W e c h s e l  d e s 
F ö r d e r s c h w e r p u n k t s  o d e r  B i l d u n g s g a n g s

(1) Für Schülerinnen und Schüler im Förderschwerpunkt ganz-
heitliche Entwicklung berät die Zeugniskonferenz bei Bedarf 
oder auf Antrag der Eltern zum Termin der Halbjahreszeugnis-
se, ob ein Wechsel in den Förderschwerpunkt Lernen erfolgen 
kann. Zum Termin der Halbjahreszeugnisse in den Klassenstu-
fen 4 und 6 muss die Zeugniskonferenz darüber beraten.

(2) Das Ergebnis der Beratung und die Begründung sind schrift-
lich festzuhalten. Die Schulleitung informiert die Eltern und 
hört sie an. Das Ergebnis der Anhörung wird dokumentiert. 
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Die Schule legt der Schulbehörde die Empfehlung der Zeugnis-
konferenz zum Wechsel des Förderschwerpunkts zusammen 
mit dem letzten Jahreszeugnis, dem aktuellen Halbjahreszeug-
nis, dem Förderplan und dem Ergebnis der Anhörung der El-
tern zur Entscheidung vor. Der Wechsel wird zum Beginn des 
nächsten Schuljahres wirksam.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für den Wechsel in den Bildungs-
gang Lernen innerhalb der besuchten Schule entsprechend.

§  3 9 
Ü b e r p r ü f u n g  d e s  F ö r d e r s c h w e r p u n k t s  L e r -
n e n ,  W e c h s e l  d e s  F ö r d e r s c h w e r p u n k t s  o d e r 

B i l d u n g s g a n g s

(1) Der Förderschwerpunkt Lernen oder der Bildungsgang Ler-
nen in anderen Förderschwerpunkten ist aufzuheben, sobald 
das Bildungsziel der Grundschule oder Berufsreife auch mithilfe 
anderer Fördermaßnahmen erreicht werden kann. Die Zeugnis-
konferenz berät jeweils zu den Terminen der Halbjahreszeug-
nisse über den Wechsel zum zielgleichen Unterricht. Darüber 
hinaus können die Eltern die Aufhebung des Förderschwer-
punkts Lernen beantragen; hierüber berät die jeweils nächste 
Zeugniskonferenz.

(2) Empfiehlt die Zeugniskonferenz einen Wechsel zum zielglei-
chen Unterricht, entscheidet die Schulleitung nach Anhörung 
der Eltern. Der Wechsel wird zum Beginn des nächsten Schul-
jahres wirksam. Die Schülerin oder der Schüler kann zur Vorbe-
reitung des Übergangs bereits nach den Osterferien den Unter-
richt an der aufnehmenden Schule ganz oder teilweise besuchen.

(3) Mit dem Wechsel zum zielgleichen Unterricht wird der son-
derpädagogische Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen 
oder der Bildungsgang Lernen aufgehoben.

(4) Schülerinnen und Schüler, die am inklusiven Unterricht 
teilgenommen haben, verbleiben in der Regel nach dem Wech-
sel zum zielgleichen Unterricht an der besuchten Schule; sie 
können nach Entscheidung der Eltern auch eine andere Schule 
besuchen. Zur Erleichterung des Übergangs zum zielgleichen 
Unterricht können sie auf Antrag der Eltern freiwillig um ein 
Schuljahr zurücktreten; die Entscheidung trifft die Schule.  Im 
Falle eines Schulwechsels ist die Entscheidung im Benehmen 
mit der abgebenden Schule zu treffen. Die Anmeldetermine für 
die Aufnahme in die Orientierungsstufe gemäß § 12 Abs. 3 der 
Übergreifenden Schulordnung gelten entsprechend. Abgebende 
und aufnehmende Schule planen und begleiten den Wechsel. 
§ 28 Abs. 6 findet Anwendung. 

(5) Die Schulleiterin oder der Schulleiter dokumentiert die Ent-
scheidungen nach den Absätzen 1 bis 4 und legt sie zum Ende 
des Schuljahres der Schulbehörde vor.

(6) Über den Wechsel aus dem Förderschwerpunkts Lernen in 
den Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung entscheidet 
die Schulbehörde auf der Grundlage eines sonderpädagogischen 
Gutachtens und unter Berücksichtigung der Zeugnisse, der För-
derpläne und vorliegender anderer Gutachten. Das Verfahren 
bestimmt sich nach den §§ 22 bis 28.

(7) Ein Wechsel aus dem Förderschwerpunkt Lernen in den 
Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung ist letztmals 
nach der Orientierungsstufe möglich. Über Ausnahmen aus be-
sonderen Gründen im Einzelfall entscheidet die Schulbehörde.

§  4 0 
A u f h e b u n g  d e s  s o n d e r p ä d a g o g i s c h e n 
F ö r d e r b e d a r f s  i n  d e n  F ö r d e r s c h w e r - 

p u n k t e n  S p r a c h e ,  s o z i a l - e m o t i o n a l e  E n t -

w i c k l u n g ,  m o t o r i s c h e  E n t w i c k l u n g ,  S e h e n 
s o w i e  H ö r e n  u n d  K o m m u n i k a t i o n  s o w i e 

d e r  f e s t g e l e g t e n  z i e l d i f f e r e n t e n  B i l d u n g s -
g ä n g e

(1) Über die Aufhebung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs in den Förderschwerpunkten Sprache, sozial-emotionale 
Entwicklung, motorische Entwicklung, Sehen sowie Hören 
und Kommunikation sowie der festgelegten zieldifferenten Bil-
dungsgänge berät die Zeugniskonferenz bei Bedarf oder auf An-
trag der Eltern. Das Ergebnis der Beratung und die Begründung 
sind schriftlich festzuhalten.

(2) Empfiehlt die Zeugniskonferenz die Aufhebung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs, entscheidet die Schulleitung nach 
Anhörung der Eltern. Die Aufhebung wird zum Beginn des 
nächsten Schuljahres wirksam; über Ausnahmen entscheidet die 
Schulbehörde. § 39 Abs. 5 gilt entsprechend.

(3) Schülerinnen oder Schüler, die eine Förderschule besucht ha-
ben, werden nach Aufhebung des sonderpädagogischen Förder-
bedarfs von den Eltern an einer Grundschule oder einer Schule 
der Sekundarstufe I angemeldet. Der Wechsel erfolgt zum Be-
ginn des nächsten Schuljahres; über Ausnahmen entscheidet die 
Schulbehörde. Die Förderschule erstellt auf der Grundlage der 
Zeugnisse und des Förderplans einen Vorschlag für die Klassen-
einstufung. Schülerinnen und Schüler, die eine Klassenstufe der 
Sekundarstufe I besucht haben, erhalten eine Empfehlung für 
den Bildungsgang.

(4) Abgebende und aufnehmende Schule bereiten den Wechsel 
nach Absatz 3 vor; insbesondere kann die Schülerin oder der 
Schüler zur Vorbereitung des Übergangs bereits nach den Os-
terferien den Unterricht an der aufnehmenden Schule ganz oder 
teilweise besuchen.

Abschnitt 3 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung im 

zieldifferenten Unterricht

§  4 1 
G r u n d s ä t z e  d e r  L e i s t u n g s f e s t s t e l l u n g 

u n d  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Leistungsfeststellungen werden von pädagogischen Gesichts-
punkten bestimmt. Sie sollen die individuelle Leistungsbereit-
schaft steigern und den Schülerinnen und Schülern die Möglich-
keit bieten, ihre Leistungsfähigkeit zu erleben. Mündliche und 
praktische Arbeitsformen haben bei der Erarbeitung und Siche-
rung von Unterrichtsinhalten und bei der Leistungsbeurteilung 
in der Primarstufe aller Bildungsgänge besonderes Gewicht. Zur 
Feststellung des individuellen Leistungsstandes dient auch die 
Lernprozessbeobachtung.

(2) Leistungsbeurteilung erfolgt kompetenzorientiert und als 
individuelle pädagogische Leistungsbeurteilung. Sie dient dem 
Aufbau und der Sicherung von Leistungsbereitschaft und wirkt 
unterstützend bei der Entwicklung eines positiven Selbstbil-
des der eigenen Kompetenzen und Fähigkeiten. Die Schule 
entspricht dem durch differenzierte Leistungsanforderungen, 
Leistungsfeststellungen und Leistungsbeurteilungen. Der Un-
terricht muss genügend bewertungsfreie Abschnitte enthalten.

§  4 2 
H a u s a u f g a b e n

Umfang und Schwierigkeitsgrad der Hausaufgaben sind auf die 
individuelle Förderplanung abzustimmen; sie können deshalb 
nach Art und Umfang unterschiedlich sein.
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§  4 3 
K l a s s e n a r b e i t e n  u n d  s c h r i f t l i c h e 

Ü b e r p r ü f u n g e n

(1) Anzahl und Anforderungen richten sich nach den individu-
ellen Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler und 
nach der individuellen Förderplanung; sie sind entsprechend 
differenziert zu planen.

(2) Zur Verteilung und Terminierung der Klassenarbeiten und 
schriftlichen Überprüfungen gelten die Regelungen der besuch-
ten Schule.

(3) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung sollen die Schü-
lerinnen und Schüler an individualisierten Klassenarbeiten und 
schriftlichen Überprüfungen teilnehmen; die Entscheidung 
trifft die Klassenkonferenz auf der Grundlage der individuellen 
Förderplanung.

§  4 4 
L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Der kompetenzorientierten Leistungsbeurteilung liegen die 
individuelle Lernausgangslage und die individuelle Kompeten-
zentwicklung sowie die individuelle Leistungsbereitschaft als 
Bewertungsmaßstab zugrunde.

(2) Die Leistungsbeurteilung erfolgt als verbale Beschreibung 
und als pädagogische, an den individuellen Möglichkeiten ori-
entierte Gesamtwürdigung der Leistung der Schülerin oder des 
Schülers.

(3) Soweit in einzelnen Fächern oder Lernbereichen zielgleicher 
Unterricht stattfindet, erfolgt die Leistungsbeurteilung nach 
den für den jeweiligen Bildungsgang geltenden Regelungen.

(4) Die Lern- und Leistungsentwicklung in der Integrierten 
Fremdsprachenarbeit ist in einem Portfolio zu dokumentieren.

Abschnitt 4 
Zeugnisse, Aufsteigen in die nächste Klassenstufe, 

Schulabschlüsse im zieldifferenten Unterricht

§  4 5 
A r t e n  u n d  I n h a l t e  v o n  Z e u g n i s s e n , 

Z e u g n i s a u s g a b e

(1) Im inklusiven Unterricht werden Halbjahreszeugnisse und 
Jahreszeugnisse nach den Vorgaben der besuchten Schulart 
ausgestellt und ausgegeben. Sie enthalten einen Zusatz über die 
Teilnahme am zieldifferenten Unterricht im Bildungsgang Ler-
nen oder ganzheitliche Entwicklung.

(2) Schülerinnen und Schüler, die eine Schule mit einem Ab-
schluss gemäß § 49 verlassen, erhalten ein Abschlusszeugnis.

(3) Schülerinnen und Schüler, die nach Abschluss des Bildungs-
gangs Lernen im Rahmen einer Schulzeitverlängerung den Ab-
schluss der Berufsreife anstreben, erhalten am Ende der Klassen-
stufe 9 ein Abschlusszeugnis.

(4) Schülerinnen und Schüler, die den Abschluss der Berufsreife 
nach Schulzeitverlängerung um ein Schuljahr nicht erreicht ha-
ben, erhalten ein Abgangszeugnis.

§  4 6 
F o r m  d e r  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g 

i n  d e n  Z e u g n i s s e n

(1) Die Leistungsbeurteilung erfolgt als verbale Beschreibung 
der Kompetenzentwicklung sowie der Mitarbeit und des Ver-
haltens.

(2) Soweit in einzelnen Fächern oder Lernbereichen die Leis-
tungsbeurteilung gemäß § 44 Abs. 3 zielgleich erfolgt, ist der 
jeweilige Bildungsgang anzugeben.

(3) Zum Abschluss des Bildungsgangs ganzheitliche Entwick-
lung erfolgt ergänzend eine Beschreibung der personalen und 
sozialen Kompetenzen sowie der individuellen Fähigkeiten zur 
Partizipation am Arbeits- und Berufsleben.

§  4 7 
B e w e r t u n g  v o n  M i t a r b e i t  u n d  V e r h a l t e n

Bei der Bewertung von Mitarbeit und Verhalten sind Alter, 
Entwicklungsstand und Auswirkungen einer Behinderung an-
gemessen zu berücksichtigen.

§  4 8 
A u f s t e i g e n  i n  d i e  n ä c h s t e  K l a s s e n s t u f e

In den Bildungsgängen Lernen und ganzheitliche Entwicklung 
steigt jede Schülerin und jeder Schüler zu Beginn des neuen 
Schuljahres in die nächste Klassenstufe auf.

§  4 9 
A b s c h l ü s s e

(1) Im Bildungsgang Lernen erhalten Schülerinnen und Schüler 
nach Besuch der Klassenstufe 9 den Abschluss im Bildungsgang 
Lernen, wenn nach Feststellung der Klassenkonferenz eine Leis-
tungsbeurteilung in den Pflichtfächern oder Wahlpflichtfächern 
erfolgen kann. Im Zeugnis wird vermerkt, dass die Schülerin 
oder der Schüler eine besondere Form der Berufsreife im Bil-
dungsgang Lernen erlangt hat.

(2) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung erhalten Schüle-
rinnen und Schüler in der Regel nach Besuch der Klassenstufe 12 
ein Abschlusszeugnis im Bildungsgang ganzheitliche Entwick-
lung, das die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertig-
keiten sowie die individuellen Fähigkeiten zur Partizipation am 
Arbeits- und Berufsleben beschreibt. Im Zeugnis wird vermerkt, 
dass die Schülerin oder der Schüler eine besondere Form der 
Berufsreife im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung erlangt 
hat.

(3) Im Falle des § 34 wird ein Abschlusszeugnis erst mit Ablauf 
der Verlängerung des Schulbesuchs, im Falle des § 35 bereits 
nach Beendigung der verkürzten Schulbesuchszeit ausgestellt.

Teil 8 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§  5 0 
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Abweichend von § 14 werden in Regionen, in denen noch 
keine Förderschule als Förder- und Beratungszentrum beauf-
tragt ist, die integrierten Fördermaßnahmen gemäß § 1 Abs. 8 
der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40, 
fortgeführt. Die integrierten Fördermaßnahmen aufgrund des 
§ 29 der Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen vom 
10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 
3 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-37, 
werden fortgeführt, ausgenommen in den Regionen des Worms-
Dauner-Modells (Vulkaneifelkreis, Stadt Landau), dort entschei-
det die Schulbehörde über die künftige Organisationsform.

(2) Die Leistungsbeurteilung und die Form der Leistungsbeur-
teilung in Zeugnissen in der Sekundarstufe I des Förderschwer-
punkts Lernen werden abweichend von den §§ 44 und 46 
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schrittweise beginnend in den Klassenstufen 5 und 6 im Schul-
jahr 2024/2025 eingeführt; in den Klassenstufen 7 bis 10 gelten 
weiterhin die Regelungen nach §§ 47 und 55 Abs. 3 der Schul-
ordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 29. Mai 2000 
(GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40.

§  5 1 
Ä n d e r u n g  d e r  Ü b e r g r e i f e n d e n 

S c h u l o r d n u n g

Die Übergreifende Schulordnung vom 12. Juni 2009 (GVBl. 
S. 224), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 
6. Dezember 2021 (GVBl. S. 631), BS 223-1-35, wird wie folgt 
geändert:

1. § 10 Abs. 3 und § 47 werden gestrichen. Die Inhaltsübersicht 
wird entsprechend geändert.

2. § 33 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
 „(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen 

festen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, besu-
chen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch 
für Kinder von Gewerbetreibenden mit festem Wohnsitz, 
die ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei 
begleiten. Die Kinder beruflich Reisender, ihre Eltern und 
die zuständigen Lehrkräfte sind verpflichtet, das vom fach-
lich zuständigen Ministerium zur Verfügung gestellte digi-
tale onlinebasierte Lernmanagementsystem mit integrierter 
Stammdatenverwaltung zu nutzen. Der Schulbesuch, die er-
arbeiteten Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse der Leistungs-
feststellungen und individuelle Lernpläne für die Reise sind 
in dem integrierten digitalen Schultagebuch zu dokumentie-
ren. Weitere verpflichtend zu nutzende Funktionalitäten des 
Lernmanagementsystems sind eine geschützte Informations- 
und Kommunikationsplattform.“

§  5 2 
Ä n d e r u n g  d e r  S c h u l o r d n u n g  f ü r 
d i e  ö f f e n t l i c h e n  G r u n d s c h u l e n

Die Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen vom 
10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 der Verordnung von 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-
37, wird wie folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.
b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
 „(4) Bei Kindern mit vermutetem sonderpädagogischem 

Förderbedarf beantragt die Grundschule nach den Rege-
lungen der Schulordnung für den inklusiven Unterricht 
an öffentlichen Schulen vom 16. Mai 2024 (GVBl. S. 143, 
BS 2023-1-2) die Einleitung des Verfahrens zur Feststel-
lung des sonderpädagogischen Förderbedarfs.“

2. § 15 wird gestrichen.

3. § 19 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
 „(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen 

festen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, besu-
chen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch 
für Kinder von Gewerbetreibenden mit festem Wohnsitz, 
die ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei 
begleiten. Die Kinder beruflich Reisender, ihre Eltern und 
die zuständigen Lehrkräfte sind verpflichtet, das vom fach-
lich zuständigen Ministerium zur Verfügung gestellte digi-
tale onlinebasierte Lernmanagementsystem mit integrierter 
Stammdatenverwaltung zu nutzen. Der Schulbesuch, die er-
arbeiteten Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse der Leistungs-

feststellungen und individuelle Lernpläne für die Reise sind 
in dem integrierten digitalen Schultagebuch zu dokumentie-
ren. Weitere verpflichtend zu nutzende Funktionalitäten des 
Lernmanagementsystems sind eine geschützte Informations- 
und Kommunikationsplattform.“

4. § 28 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
 „(3) Die Förderung erfolgt, je nach Ausprägung der Lern-

schwierigkeiten und Lernstörungen, in gestufter Form, vor-
rangig durch klasseninterne Differenzierungsmaßnahmen 
und nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Lehrerwo-
chenstunden durch zusätzliche Förderung mit Doppelbeset-
zung oder in Kleingruppen. Die Schulen können sonderpä-
dagogische Beratung und Unterstützung beim zuständigen 
Förder- und Beratungszentrum anfragen.“

5. § 29 wird gestrichen.
 Die Inhaltsübersicht wird entsprechend den vorstehenden 

Nummern 1a, 2 und 5 geändert.

§  5 3 
Ä n d e r u n g  d e r  S c h u l o r d n u n g  f ü r  d i e 

ö f f e n t l i c h e n  b e r u f s b i l d e n d e n  S c h u l e n

Die Schulordnung für die öffentlichen berufsbildenden Schulen 
vom 9. Mai 1990 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch § 12 der 
Verordnung vom 7. Juli 2022 (GVBl. S. 257), BS 223-1-41 wird 
wie folgt geändert:

§ 19 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen festen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, besuchen die 
Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch für Kinder 
von Gewerbetreibenden mit festem Wohnsitz, die ein Reisege-
werbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei begleiten. Die Kinder 
beruflich Reisender, ihre Eltern und die zuständigen Lehrkräfte 
sind verpflichtet, das vom fachlich zuständigen Ministerium zur 
Verfügung gestellte digitale onlinebasierte Lernmanagement-
system mit integrierter Stammdatenverwaltung zu nutzen. Der 
Schulbesuch, die erarbeiteten Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse 
der Leistungsfeststellungen und individuelle Lernpläne für die 
Reise sind in dem integrierten digitalen Schultagebuch zu doku-
mentieren. Weitere verpflichtend zu nutzende Funktionalitäten 
des Lernmanagementsystems sind eine geschützte Informations- 
und Kommunikationsplattform.“

§  5 4 
I n k r a f t t r e t e n

Es treten in Kraft:
1. der § 51 Nr. 2, § 52 Nr. 3 und § 53 am 1. Januar 20254,
2. die Verordnung im Übrigen am 1. August 2024.

Mainz, den 16. Mai 2024 
Die Ministerin für Bildung 

Stefanie H u b i g

B e r i c h t i g u n g
der Schulordnung für den inklusiven Unterricht 

an öffentlichen Schulen 
Vom 6. Juni 20245

Die Schulordnung für den inklusiven Unterricht an öffentli-
chen Schulen vom 16. Mai 2024 (GVBl. S. 143, BS 223-1-2) ist 
wie folgt zu berichtigen:

4) verkündet am 24. Mai 2024
5) GVBl. S. 183
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1. In § 1 Abs. 5 ist die Verweisung „§§ 50 und 53“ durch die 
Verweisung „§§ 50 und 54 Nr. 2“ zu ersetzen.

2. In § 5 Abs. 3 sind die Worte „von Absatz“ durch die Worte 
„der Absätze“ zu ersetzen.

3. In § 6 Abs. 4 sind die Worte „nach dem Achten Buch“ durch 
die Worte „des Achten Buchs“ zu ersetzen.

4. In § 12 Abs. 3 Halbsatz 1 ist das Wort „Absatz“ durch die 
Worte „den Absätzen“ zu ersetzen.

5. In § 30 Abs. 1 Satz 2 ist nach den Worten „Schulordnung für“ 
das Wort „die“ einzufügen.

6. § 51 ist wie folgt zu berichtigen:
a) Nummer 1 Satz 2 ist zu streichen.
b) Folgende Nummer 3 ist anzufügen:

„3. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der vorste-
henden Nummer 1 geändert.“

7. § 52 ist wie folgt zu berichtigen:
a) In Nummer 1 Buchst. b ist die Fundstellenangabe  

„(GVBl. S. 143, BS 2023-1-2)“ durch die Fundstellenanga-
be „(GVBl. S. 143, BS 223-1-2)“ zu ersetzen.

b) Nummer 5 Satz 2 ist zu streichen.
c) Folgende Nummer 6 ist anzufügen:

„6. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend den vorste-
henden Nummern 2 und 5 geändert.“

8. In § 54 Nr. 1 ist das Wort „der“ zu streichen.

Mainz, den 6. Juni 2024 
Die Ministerin für Bildung 

Stefanie H u b i g

S c h u l o r d n u n g 
für die öffentlichen Förderschulen 

(FöSchulO) 
Vom 16. Mai 20246

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Förderschule, Förder- und Beratungszentrum

Abschnitt 1 
Auftrag und Formen der Förderschule

§ 1 Auftrag
§ 2 Formen der Förderschule

Abschnitt 2 
Förder- und Beratungszentrum

§ 3 Auftrag
§ 4 Verfahren
§ 5 Pädagogisch-fachliches Konzept
§ 6 Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung

Teil 2 
Schülerinnen, Schüler und Schule

§ 7 Recht auf Bildung und Erziehung, Mitgestaltung des 
Schullebens

§ 8 Beratung und Unterstützung durch die Schule
§ 9 Information durch die Schule
§ 10 Meinungsäußerung, Bekanntmachung
§ 11 Schülerzeitung

6) GVBl. S. 157

§ 12 Schülervereinigungen, Arbeits- und Spielgruppen
§ 13 Benutzung schulischer Einrichtungen

Teil 3 
Eltern und Schule

§ 14 Zusammenwirken von Eltern und Schule
§ 15 Eltern im Unterricht

Teil 4 
Schulverhältnis

§ 16 Zuständige Schule
§ 17 Aufnahme
§ 18 Aufnahme in besonderen Fällen
§ 19 Zurückstellung vom Schulbesuch
§ 20 Wechsel der Förderschule
§ 21 Beendigung des Schulverhältnisses

Teil 5 
Bildungsgänge und Förderschwerpunkte

§ 22 Bildungsgänge
§ 23 Bildungsgang Grundschule
§ 24 Bildungsgang Berufsreife und Bildungsgang qualifizierter 

Sekundarabschluss I
§ 25 Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache
§ 26 Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen
§ 27 Schule mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Ent-

wicklung
§ 28 Schulen mit den Förderschwerpunkten motorische Ent-

wicklung, Sehen oder Hören und Kommunikation
§ 29 Schule mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale 

Entwicklung

Teil 6 
Unterricht, Förderung, Ganztagsschule

Abschnitt 1 
Unterricht

§ 30 Teilnahme am Unterricht und an sonstigen Schulveran-
staltungen

§ 31 Unterrichtszeit
§ 32 Unterrichtsangebot
§ 33 Aufsicht
§ 34 Schulversäumnisse
§ 35 Beurlaubung, schulfreie Tage
§ 36 Nichtteilnahme am Sportunterricht
§ 37 Religions- und Ethikunterricht

Abschnitt 2 
Unterrichtsangebot

§ 38 Grundsatz
§ 39 Berufsorientierung

Abschnitt 3 
Förderung

§ 40 Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Migrati-
onshintergrund

Abschnitt 4 
Ganztagsschule

§ 41 Ganztagsschule

Teil 7 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung

§ 42 Grundlagen des Unterrichts
§ 43 Grundlagen der Leistungsfeststellung und Leistungsbeur-
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teilung
§ 44 Hausaufgaben
§ 45 Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen
§ 46 Leistungsbeurteilung
§ 47 Bekanntgabe der Leistungsbeurteilung, Rückgabe von Ar-

beiten der Schülerinnen und Schüler

Teil 8 
Zeugnisse

§ 48 Begriff des Zeugnisses
§ 49 Grundsatz
§ 50 Arten und Inhalt der Zeugnisse, Zeugnisausgabe
§ 51 Festsetzung der Zeugnisnoten und der verbalen Leis-

tungsbeurteilung
§ 52 Bewertung von Mitarbeit und Verhalten
§ 53 Zeugnisausstellung

Teil 9 
Abstimmungen

§ 54 Abstimmungsverfahren der Klassenkonferenz

Teil 10 
Datenverarbeitung, Datenschutz

§ 55 Verarbeitung personenbezogener Daten
§ 56 Sicherung und Aufbewahrung personenbezogener Daten

Teil 11 
Schulgesundheitspflege

§ 57 Schulärztliche Betreuung, Schutz vor ansteckenden 
Krankheiten

§ 58 Maßnahmen wegen Gefährdung der Gesundheit anderer 
Schülerinnen und Schüler

§ 59 Rauch- und alkoholfreie Schule

Teil 12 
Schulpsychologie

§ 60 Schulpsychologinnen und Schulpsychologen

Teil 13 
Störung der Ordnung

§ 61 Verstöße gegen die Ordnung in der Schule
§ 62 Anwendung von Ordnungsmaßnahmen
§ 63 Maßnahmenkatalog
§ 64 Verfahrensbestimmungen zu den Ordnungsmaßnahmen 

nach § 63 Abs. 1
§ 65 Ausschluss auf Zeit oder auf Dauer von der Schule gemäß 

§ 63 Abs. 3
§ 66 Flankierende Maßnahmen bei drohendem Schulaus-

schluss

Teil 14 
Hausrecht der Schule

§ 67 Hausordnung
§ 68 Werbung, Zuwendungen
§ 69 Sammlungen
§ 70 Gewerbliche Betätigung, Vertrieb von Gegenständen
§ 71 Veranstaltungen schulfremder Personen

Teil 15 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 72 Geltung für Schulen in freier Trägerschaft
§ 73 Förderzentren Daun, Gerolstein und Worms
§ 74 Übergangsbestimmungen
§ 75 Inkrafttreten

Aufgrund des § 8 Abs. 2, des § 36 Abs. 4, des § 53 Abs. 1, des § 55 
Abs. 6, des § 67 Abs. 8 und des § 92 Abs. 6 Satz 5 des Schulgeset-
zes vom 30. März 2004 (GVBl. S. 239)7, zuletzt geändert durch 
§ 80 des Gesetzes vom 7. Dezember 2022 (GVBl. S. 413)8, BS 
223-1, wird gemäß § 45 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, 4 und 5 des Schul-
gesetzes im Benehmen mit dem Landeselternbeirat verordnet:

Teil 1 
Förderschule, Förder- und Beratungszentrum

Abschnitt 1 
Auftrag und Formen der Förderschule

§  1 
A u f t r a g

(1) Die Förderschule hat den Auftrag, sonderpädagogische Bil-
dungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebote zur Verfügung 
zu stellen.

(2) Sie bietet Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit fest-
gestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf, deren Eltern 
gemäß § 59 Abs. 4 des Schulgesetzes (SchulG) den Förderort 
Förderschule gewählt haben, und berät in den eingerichteten 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkten.

(3) Sie kann als Förder- und Beratungszentrum beauftragt sein.

§  2 
F o r m e n  d e r  F ö r d e r s c h u l e

(1) Förderschulen können mit folgenden Förderschwerpunkten 
eingerichtet werden:
1. ganzheitliche Entwicklung,
2. Hören und Kommunikation,
3. Lernen,
4. motorische Entwicklung,
5. Sehen,
6. sozial-emotionale Entwicklung und
7. Sprache
(Förderschulformen).

(2) Die Zusammenfassung mehrerer Förderschulformen unter 
einer Leitung ist möglich (§ 12 Abs. 1 Satz 3 SchulG). In diesen 
Fällen kann der Unterricht förderschwerpunktübergreifend or-
ganisiert werden.

(3) Die Schulen für gehörlose und für hörbehinderte Schüle-
rinnen und Schüler haben den Förderschwerpunkt Hören und 
Kommunikation; sie werden mit diesem Förderschwerpunkt zu 
einer Schule mit einer Leitung zusammengefasst.

(4) Die Schulen für blinde und für sehbehinderte Schülerinnen 
und Schüler haben den Förderschwerpunkt Sehen; sie werden 
mit diesem Förderschwerpunkt zu einer Schule mit einer Lei-
tung zusammengefasst.

Abschnitt 2 
Förder- und Beratungszentrum

§  3 
A u f t r a g

(1) Förderschulen, die gemäß § 92 Abs. 6 SchulG als Förder- 
und Beratungszentrum beauftragt sind, unterstützen gemäß 
§ 12 Abs. 2 SchulG alle Schularten bei Fragen des Unterrichts 
und der Erziehung von Schülerinnen und Schülern mit Behin-
derungen.

7) GAmtsbl. S. 178
8) im Amtsblatt nicht veröffentlicht
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(2) Beratung und Unterstützung beziehen sich auf alle sonder-
pädagogischen sowie behinderungsspezifischen Fragestellungen; 
sie dienen der Stärkung des inklusiven Unterrichts. Förder- und 
Beratungszentren unterstützen Schulen auch bei der Planung 
und Entscheidung über ihre präventiven Maßnahmen, mit de-
nen diese drohenden Beeinträchtigungen entgegenwirken.

(3) Förder- und Beratungszentren kooperieren untereinander 
und sind mit weiteren Förderschulen vernetzt, die bei der Erfül-
lung des Auftrags als Förder- und Beratungszentrum mitwirken 
(Stammschulen für Beratung).

(4) Förder- und Beratungszentren organisieren die Vernetzung 
und den systematischen fachlichen Austausch der an Schwer-
punktschulen, Förderschulen und anderen Schulen tätigen 
Förderschullehrkräfte. Dazu werden regelmäßige Dienstbespre-
chungen durchgeführt. Die entsprechenden Konzepte werden 
der Schulbehörde zur Genehmigung vorgelegt.

§  4 
V e r f a h r e n

(1) Die Beauftragung einer Förderschule als Förder- und Bera-
tungszentrum erfolgt in der Regel auf Antrag des Schulträgers.

(2) Inhalte des Antrags sind:
1. der Vorschlag für die Festlegung des Zuständigkeitsbereichs,
2. die Begründung des schulischen Bedarfs auf der Grundlage 

der Schulentwicklungsplanung mit Gesamtschau der sonder-
pädagogischen Förderangebote im vorgeschlagenen Zustän-
digkeitsbereich,

3. die Beschreibung der Kooperation mit anderen Förderschu-
len und Benennung der beteiligten Schulen, der Verteilung 
der Aufgaben sowie der fachlichen und regionalen Zustän-
digkeiten,

4. das Ergebnis der Abstimmung zwischen den Trägern öffent-
licher und privater Schulen,

5. das Ergebnis des Beteiligungsverfahrens gemäß § 92 Abs. 6 
SchulG und

6. das pädagogisch-fachliche Konzept der Förderschulen für das 
Handlungsfeld Beratung und Unterstützung.

(3) Die Entscheidung trifft die Schulbehörde nach dem schuli-
schen Bedürfnis und legt den Zuständigkeitsbereich fest (§ 92 
Abs. 6 Satz 1 und 4 SchulG). Die Festlegung berücksichtigt, ob 
das Förder- und Beratungszentrum regional oder überregional 
ausgerichtet ist. Dabei finden in angemessener Weise die Aus-
dehnung des vorgesehenen Zuständigkeitsbereichs und die Zahl 
der Schülerinnen und Schüler Berücksichtigung.

(4) Im Förderschwerpunkt Sehen können Förder- und Bera-
tungszentren mit Zustimmung des Schulträgers auch als Stütz-
punkt für Beratung in diesem Förderschwerpunkt beauftragt 
werden.

§  5 
P ä d a g o g i s c h - f a c h l i c h e s  K o n z e p t

(1) In das pädagogisch-fachliche Konzept sind alle sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkte und behinderungsspezifischen 
Aufgabenfelder einzubeziehen.

(2) Mit Genehmigung der Schulbehörde können Förder- und 
Beratungszentren spezielle behinderungsspezifisch ausgerichtete 
Unterrichtsangebote in besonderen Organisationsformen kon-
zipieren, insbesondere bezogen auf die Förderschwerpunkte 
Hören und Kommunikation, Sehen sowie motorische Entwick-
lung oder die schulische Berufsorientierung. Diese Angebote 
sollen als zeitlich begrenzte Kurse organisiert werden. Sie rich-
ten sich an Schülerinnen und Schüler im inklusiven Unterricht; 

sie können auch als schulübergreifende Unterrichtsangebote 
organisiert werden und Schülerinnen und Schüler an Förder-
schulen einbeziehen.

(3) Die Schulbehörde berät die Schulen bei der Erarbeitung des 
Konzepts und begleitet die Umsetzung in der Praxis; sie berät 
den Schulträger bei der Abstimmung der sonderpädagogischen 
Maßnahmen auf die regionalen Gegebenheiten.

§  6 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  B e r a t u n g  u n d 

U n t e r s t ü t z u n g

(1) Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung durch 
Förder- und Beratungszentren sind ein ergänzendes Angebot für 
Schulen bezogen auf den Unterricht und die individuelle För-
derplanung für einzelne Schülerinnen und Schüler, insbesonde-
re für Schülerinnen und Schüler in den Klassenstufen 1 und 5, 
für die gemäß § 23 Abs. 7 der Schulordnung für den inklusiven 
Unterricht an öffentlichen Schulen vom 16. Mai 2024 (GVBl. 
S. 143, BS 223-1-2) in der jeweils geltenden Fassung grundsätz-
lich kein Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs eingeleitet wird. Hierzu gehören zum Beispiel 
individuelle, auf sonderpädagogischer Diagnostik basierende 
Fördermaßnahmen im Unterricht, präventive Angebote, Anlei-
tung und Beratung von Lehrkräften sowie Netzwerkarbeit und 
Kooperation mit Institutionen. Förderschullehrkräfte und die 
unterrichtenden Lehrkräfte wirken dabei zusammen.

(2) Die Beauftragung der Förderschullehrkräfte erfolgt durch 
die Schulleiterin oder den Schulleiter des Förder- und Beratungs-
zentrums oder der Stammschule für Beratung. Bei entsprechen-
dem Bedarf und Eignung können auch pädagogische Fachkräfte 
beauftragt werden.

(3) Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung durch 
Förder- und Beratungszentren erfolgt auf Anfrage und ohne 
dass sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde.

Teil 2 
Schülerinnen, Schüler und Schule

§  7 
R e c h t  a u f  B i l d u n g  u n d  E r z i e h u n g , 

M i t g e s t a l t u n g  d e s  S c h u l l e b e n s

(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen ihr Recht auf Bildung 
und Erziehung in der Schule (§ 3 SchulG) auf der Grundlage 
dieser Schulordnung wahr.

(2) Die Schule geht in ihrer Bildungs- und Erziehungsarbeit vom 
jeweiligen Entwicklungsstand der Schülerinnen und Schüler 
aus.

(3) Die Schule bietet den Schülerinnen und Schülern Hilfen und 
Orientierung, fördert ihre individuelle Entwicklung und berei-
tet auf berufliche und gesellschaftliche Teilhabe sowie selbst-
ständige Lebensgestaltung vor. Sie leitet zur Übernahme von 
Werten, Einstellungen und Haltungen im Sinne des § 1 SchulG 
an.

(4) Die Schule arbeitet mit Tageseinrichtungen für Kinder, 
Grundschulen, weiterführenden Schulen und berufsbildenden 
Schulen konzeptionell zusammen, um Übergänge zu ermögli-
chen und zu erleichtern. Sie fördert das Schulleben durch viel-
fältige Vorhaben.

(5) Die Schule beteiligt die Schülerinnen und Schüler an der Pla-
nung und Gestaltung des Unterrichts, des außerunterrichtlichen 
Bereichs und der schulischen Gemeinschaft. Die Schülerinnen 
und Schüler können für alle Bereiche des Schullebens Vorschlä-
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ge unterbreiten.

(6) Die Schülerinnen und Schüler sollen lernen, gestellte An-
forderungen zunehmend selbstständig zu erfüllen, sich eigene 
Aufgaben zu stellen, eigene Leistungen zu erbringen und im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten Pflichten zu übernehmen.

(7) Die Schülerinnen und Schüler sollen fähig werden, ihre Mei-
nung frei und in Achtung vor der Überzeugung und den Rech-
ten anderer zu vertreten.

(8) Die Schule beachtet gemäß § 1 Abs. 4 SchulG in ihrer Unter-
richts- und Erziehungsarbeit die Gleichstellung der Geschlech-
ter (Gender-Mainstreaming).

§  8 
B e r a t u n g  u n d  U n t e r s t ü t z u n g  d u r c h  d i e 

S c h u l e

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf Beratung, 
Förderung sowie Unterstützung durch die Schule in allen für 
die Schullaufbahn und das Schulleben wesentlichen Fragen. In 
schulischen Problemlagen empfiehlt die Schule Ansprechperso-
nen.

(2) Die Schule arbeitet mit der Agentur für Arbeit zusammen 
und ermöglicht Berufsberatung.

(3) Konflikte der Schülerinnen und Schüler untereinander sollen 
möglichst offen in der Gruppe und mit der Klassenleiterin oder 
dem Klassenleiter angesprochen werden. Können die Schwie-
rigkeiten so nicht behoben werden, sollen sich die Beteiligten 
oder auch die Eltern an die Schulleiterin oder den Schulleiter 
wenden.

(4) Fühlen sich Schülerinnen oder Schüler von einer Lehrkraft 
ungerecht behandelt, so sollen sie zunächst das klärende Ge-
spräch mit dieser suchen. Sie können ihr Anliegen auch mit 
einer anderen Lehrkraft, der Schulleiterin oder dem Schullei-
ter besprechen. Sie können eine Schülervertreterin oder einen 
Schülervertreter hinzuziehen.

§  9 
I n f o r m a t i o n  d u r c h  d i e  S c h u l e

(1) Die Schule hat die Schülerinnen und Schüler über allgemeine 
Regelungen von grundsätzlicher Bedeutung, die sie betreffen, zu 
informieren.

(2) Die Bildungsstandards und schulart- und schulstufenspe-
zifischen Vorgaben für die einzelnen Unterrichtsfächer und 
Lernbereiche, das Qualitätsprogramm sowie das Amtsblatt des 
fachlich zuständigen Ministeriums stehen den Schülerinnen und 
Schülern auf Wunsch zur Einsichtnahme zur Verfügung.

§  1 0 
M e i n u n g s ä u ß e r u n g ,  B e k a n n t m a c h u n g

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben in der Schule das 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung (Artikel 5 Abs. 1 Satz 
1 und Abs. 2 des Grundgesetzes). Innerhalb des Schulgeländes 
sind die Durchführung von Veranstaltungen und das Verteilen 
von Materialien zur Werbung für parteipolitische Ziele nicht 
zulässig.

(2) Verteilung, Bekanntmachung und Aushang von Flugblät-
tern, sonstigen Druckschriften und Mitteilungen von Schülerin-
nen und Schülern in der Schule regelt die Schulleiterin oder der 
Schulleiter im Benehmen mit der Schülersprecherin oder dem 
Schülersprecher.

§  1 1 
S c h ü l e r z e i t u n g

(1) Die Schule leitet die Schülerinnen und Schüler an, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten eine Schülerzeitung herauszugeben. 

(2) Schülerzeitungen sind periodische Druckschriften, die von 
Schülerinnen und Schülern einer oder mehrerer Schulen für 
Schülerinnen und Schüler herausgegeben werden und keinen 
kommerziellen Zwecken dienen.

(3) Die Herausgabe einer Schülerzeitung kann in alleiniger Ver-
antwortung der Schülerinnen und Schüler oder im Rahmen ei-
ner schulischen Veranstaltung erfolgen (§ 36 SchulG).

(4) Erfolgt die Herausgabe der Schülerzeitung in alleiniger Ver-
antwortung der Schülerinnen und Schüler, so richtet sich ihre 
Verantwortung nach dem Presserecht und den allgemeinen Ge-
setzen. Die beabsichtigte Gründung ist der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter anzuzeigen; diese oder dieser setzt die Eltern 
der Schülerinnen und Schüler von deren Absicht, in alleiniger 
Verantwortung eine Schülerzeitung herauszugeben, in Kennt-
nis. Die Schülerinnen und Schüler können sich bei ihrer redak-
tionellen Tätigkeit durch eine Lehrkraft oder einen Elternteil 
ihres Vertrauens beraten lassen; diese Beratung lässt die alleinige 
Verantwortung der Schülerinnen und Schüler für die Schüler-
zeitung unberührt.

(5) Die von der Schule angeleitete Herausgabe einer Schüler-
zeitung erfolgt im Rahmen einer schulischen Veranstaltung. 
Ihre Gründung und die Herausgabe einer einzelnen Nummer 
bedürfen keiner Genehmigung. Die beabsichtigte Gründung ist 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter anzuzeigen. Sie oder er 
setzt die Eltern der Schülerinnen und Schüler von deren Absicht 
in Kenntnis, im Rahmen einer schulischen Veranstaltung eine 
Schülerzeitung herauszugeben. Die Schülerinnen und Schüler 
arbeiten mit der beratenden Lehrkraft zusammen (§ 36 Abs. 3 
Satz 1 SchulG).

(6) Die Schule fördert die Arbeit der Schülerzeitung. Sie unter-
richtet die Redaktion über alle die Schülerschaft betreffenden 
Belange. Sie stellt im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Räume, 
nach Absprache mit dem Schulträger auch Geräte und Materia-
lien für die Arbeit der Schülerzeitung bereit.

(7) Wird die Schülerzeitung im Rahmen einer schulischen Ver-
anstaltung herausgegeben, kann im Einzelfall der Vertrieb auf 
dem Schulgelände bei Verstößen gegen die Grenzen der Mei-
nungs- und Pressefreiheit oder den Erziehungs- und Bildungs-
auftrag der Schule eingeschränkt oder untersagt werden. Diese 
Vertriebsbeschränkungen und Vertriebsverbote können nur 
ausgesprochen werden, wenn pädagogische Einwirkungen 
wirkungslos geblieben sind; die Redaktion und die beratende 
Lehrkraft sind dazu von der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
zu hören. Weiterhin sollen die Schulelternsprecherin oder der 
Schulelternsprecher und die Schülersprecherin oder der Schü-
lersprecher gehört werden. Die Entscheidung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters ist zu begründen und der Redaktion mit-
zuteilen. Erhebt diese Einwände, hat die Schulleiterin oder der 
Schulleiter umgehend die Entscheidung des Schulausschusses 
herbeizuführen; die Rechte der Schulaufsicht bleiben unberührt 
(§ 36 Abs. 3 Satz 4 und 5 SchulG).

§  1 2 
S c h ü l e r v e r e i n i g u n g e n ,  A r b e i t s -  u n d  S p i e l -

g r u p p e n

(1) Vereinigungen, Arbeits- und Spielgruppen von Schülerinnen 
und Schülern, deren Veranstaltungen nicht zu Schulveranstal-
tungen erklärt sind, erhalten vom Schulträger nach Möglichkeit 
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Schulräume zur Verfügung gestellt, sofern für die Veranstaltung 
eine Verantwortliche oder ein Verantwortlicher benannt ist.

(2) Veranstaltungen der politischen Schülervereinigungen sind 
keine Schulveranstaltungen.

§  1 3 
B e n u t z u n g  s c h u l i s c h e r  E i n r i c h t u n g e n

Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, schulische Ein-
richtungen pfleglich zu benutzen. Sie sind für die Sauberkeit der 
Schulgebäude und des Schulgeländes mitverantwortlich. Sie haf-
ten gegenüber dem Schulträger für Schäden am Schulvermögen 
nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen.

Teil 3 
Eltern und Schule

§  1 4 
Z u s a m m e n w i r k e n  v o n  E l t e r n  u n d  S c h u l e

(1) Die gemeinsame Bildungs- und Erziehungsaufgabe verpflich-
tet Schule und Eltern zu vertrauensvoller Zusammenarbeit. Das 
Zusammenwirken von Eltern und Schule richtet sich nach § 2 
SchulG.

(2) Eltern sind die für die Person des Kindes Sorgeberechtigten 
(§ 37 Abs. 2 SchulG).

(3) Die Eltern unterrichten im Interesse der Schülerin oder 
des Schülers die Schule, wenn besondere Umstände wie länge-
re Krankheit, außergewöhnliche Entwicklungsstörungen oder 
besonders ungünstige häusliche Verhältnisse die schulische Ent-
wicklung der Schülerin oder des Schülers beeinträchtigen; sie 
entscheiden im Rahmen ihres Erziehungsrechts, welche perso-
nenbezogenen Daten der Schülerin oder des Schülers sie inso-
weit übermitteln.

(4) Die Schule berät die Eltern in fachlichen, pädagogischen und 
schulischen Fragen, bei Erziehungs- und Lernschwierigkeiten 
und bei der Schullaufbahn, insbesondere beim Übergang zu ei-
nem weiterführenden Bildungsgang. Sie unterrichtet die Eltern 
möglichst frühzeitig über ein auffallendes Absinken der Leis-
tungen und über sonstige wesentliche, die Schülerin oder den 
Schüler betreffende Vorgänge.

(5) Die Eltern haben Anspruch auf Unterrichtung über die Be-
wertungsmaßstäbe und auf Auskunft über den Leistungsstand 
und die Entwicklung ihres Kindes. Sie haben Anspruch auf 
Einsichtnahme in die ihr Kind betreffenden Unterlagen und 
Anspruch auf Auskunft über die ihr Kind betreffenden Da-
ten und die Stellen, an die die Daten übermittelt worden sind. 
Ausgenommen von diesem Einsichts- und Auskunftsrecht sind 
pädagogische Notizen der Lehrkräfte und den täglichen Unter-
richtsbetrieb begleitende Notizen.

(6) Jede Lehrkraft hält zur Unterrichtung und Beratung der 
Eltern regelmäßig Sprechstunden ab. Den Eltern ist auch au-
ßerhalb der Sprechstunden Gelegenheit zu einem Gespräch zu 
geben. Die Schule kann in regelmäßigen Abständen allgemeine 
Elternsprechtage durchführen. Der Termin des Elternsprechtags 
wird im Einvernehmen mit dem Schulelternbeirat festgelegt; 
der Elternsprechtag findet in der Regel in der unterrichtsfreien 
Zeit statt. Werden in der Schule mindestens einmal im Schul-
jahr protokollierte Gespräche mit Eltern und Schülerinnen und 
Schülern über das Lern-, Arbeits- und Sozialverhalten sowie 
über die Lernentwicklung (Lehrer-Schüler-Eltern-Gespräche) 
geführt, kann auf Elternsprechtage verzichtet werden.

(7) Die Kenntnisnahme von schriftlichen oder elektronischen 
Mitteilungen der Schule sollen die Eltern schriftlich oder elekt-

ronisch bestätigen.

(8) Die Schule hat die Eltern über allgemeine Regelungen von 
grundsätzlicher Bedeutung zu informieren. Die Bildungsstan-
dards und schulart- und schulstufenspezifischen Vorgaben für 
die einzelnen Unterrichtsfächer und Lernbereiche, das Quali-
tätsprogramm sowie das Amtsblatt des fachlich zuständigen 
Ministeriums stehen den Eltern auf Wunsch zur Einsichtnahme 
zur Verfügung.

(9) Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler werden 
nach Maßgabe des § 4 SchulG unterrichtet.

§  1 5 
E l t e r n  i m  U n t e r r i c h t

(1) Die Eltern haben einen Anspruch auf Teilnahme am Un-
terricht und an schulischen Veranstaltungen ihres Kindes nach 
Maßgabe des § 2 Abs. 5 SchulG. Mit Zustimmung des Schulel-
ternbeirats (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 SchulG) trifft die Schullei-
terin oder der Schulleiter nach Anhören der Gesamtkonferenz 
Regelungen für den Unterrichtsbesuch; in der Sekundarstufe I 
oder Sekundarstufe II bedarf es zudem der Zustimmung der Ver-
sammlung der Klassensprecherinnen und Klassensprecher (§ 33 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 SchulG).

(2) Für den Unterrichtsbesuch gelten folgende Grundsätze:

1. Der Unterrichtsbesuch ist insbesondere im Blick auf die 
Zahl der teilnehmenden Eltern und die Häufigkeit der Un-
terrichtsbesuche in der Klasse so zu gestalten, dass die ord-
nungsgemäße Erteilung des Unterrichts gesichert bleibt.

2. Über den Zeitpunkt des Unterrichtsbesuchs stimmen sich 
Eltern und Lehrkraft mindestens drei Unterrichtstage vorher 
ab.

3. Überprüfungen von Lehrkräften, Lehramtsanwärterinnen 
und Lehramtsanwärtern, die im Rahmen des Unterrichts 
vorgenommen werden, sowie punktuelle schriftliche und 
mündliche Leistungsfeststellungen der Schülerinnen und 
Schüler sind vom Unterrichtsbesuch ausgenommen.

(3) Die Eltern haben über personenbezogene Daten, die ihrer 
Bedeutung nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Ver-
schwiegenheit zu wahren.

(4) In geeigneten Fällen können Eltern in Absprache mit der 
Lehrkraft im Unterricht und in Absprache mit den Verantwort-
lichen an sonstigen Schulveranstaltungen mitarbeiten. 

Teil 4 
Schulverhältnis

§  1 6 
Z u s t ä n d i g e  S c h u l e

(1) Die Schülerinnen und Schüler besuchen die Schule, in de-
ren Einzugsbereich sie wohnen. Aus wichtigem pädagogischem 
oder organisatorischem Grund kann die Schulbehörde eine För-
derschule mit einem anderen Förderschwerpunkt oder in einen 
anderen Einzugsbereich festlegen.

(2) Die Schulbehörde hört vor der Entscheidung nach § 59 Abs. 
4 Satz 3 SchulG den Schulträger und den Träger der Schüler-
beförderung an und teilt diesen ihre Entscheidung über die zu 
besuchende Förderschule mit.

(3) Nachdem die Schulbehörde die zu besuchende Förderschule 
gemäß § 59 Abs. 4 Satz 3 SchulG festgelegt hat, melden die El-
tern ihr Kind an dieser Schule an. 

(4) Die Aufnahme erfolgt in die Klassenstufe, die dem Alter ent-
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spricht.

(5) Die Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers erfolgt zu 
Beginn des Schuljahres. Eine Aufnahme zu einem anderen Zeit-
punkt ist nur aus wichtigem Grund zulässig; die Entscheidung 
trifft die Schulbehörde.

(6) Die Aufnahme in die Schule mit dem Förderschwerpunkt 
Sprache ist nur in die Klassenstufe 1 zulässig.

(7) Die aufnehmende Schule bestätigt der zuletzt besuchten 
Schule oder der zuständigen Grundschule, bei der das Kind zum 
Schulbesuch angemeldet wurde, die Aufnahme der Schülerin 
oder des Schülers.

§  1 7 
A u f n a h m e

(1) Bei der Aufnahme sollen folgende Daten der Schülerinnen 
und Schüler erhoben werden:
1. Familienname,
2. Vorname,
3. Geburtsdatum,
4. Geburtsort,
5. Geschlecht,
6. Anschrift,
7. Telekommunikationsverbindung und E-Mail-Adresse,
8. Religionszugehörigkeit,
9. Staatsangehörigkeit,
10. Zuzugsdatum der nicht in Deutschland geborenen Kinder,
11. vorherrschende Familiensprache,
12. Beeinträchtigungen und Krankheiten, soweit sie für die 

Schule von Bedeutung sind,
13. Anzahl der Geschwister, 
14. Angaben über den Besuch einer Tageseinrichtung für Kin-

der, 
15. Datum der Ersteinschulung.

(2) Darüber hinaus werden Familienname, Vorname, Anschrift 
und Telekommunikationsverbindungen der Eltern und der Er-
ziehungs- und Pflegebeauftragten (§ 37 Abs. 3 SchulG) erhoben, 
ferner die Daten, die zur Herstellung des Kontakts in Notfällen 
erforderlich sind, sowie gegebenenfalls Angaben zum elterli-
chen Sorgerecht.

(3) Die Eltern sowie die volljährigen Schülerinnen und Schüler 
sind verpflichtet, Veränderungen der Daten nach Absatz 1 der 
Schule mitzuteilen.

(4) Auf Anforderung der aufnehmenden Schule sind die Daten 
nach Absatz 1 und andere für die schulische Arbeit notwendige 
Daten zu übermitteln.

§  1 8 
A u f n a h m e  i n  b e s o n d e r e n  F ä l l e n

Hat für eine Schülerin oder einen Schüler, die oder der nach 
Entscheidung der Eltern eine Förderschule besuchen soll, zuvor 
kein öffentlich-rechtliches Schulverhältnis oder kein Schulver-
tragsverhältnis mit einer staatlich anerkannten Ersatzschule in 
Rheinland-Pfalz bestanden, entscheidet die Schulbehörde über 
die zu besuchende Förderschule. § 16 gilt entsprechend.

§  1 9 
Z u r ü c k s t e l l u n g  v o m  S c h u l b e s u c h

(1) Auf Antrag der Eltern kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter im Benehmen mit der Schulärztin oder dem Schul-
arzt schulpflichtige Kinder, die bereits gemäß § 16 Abs. 3 an 
einer Förderschule angemeldet sind, aus wichtigem Grund vom 
Schulbesuch zurückstellen (§ 58 Abs. 2 Satz 1 und 2 SchulG). 

Eine Zurückstellung soll in der Regel nur vorgenommen wer-
den, wenn dies aus gesundheitlichen Gründen erforderlich ist 
(§ 58 Abs. 2 Satz 3 SchulG). Eine Zurückstellung vom Schulbe-
such allein wegen unzureichender Deutschkenntnisse ist nicht 
zulässig. § 11 Abs. 2 der Schulordnung für den inklusiven Un-
terricht an öffentlichen Schulen bleibt unberührt.

(2) Der Antrag ist bis zum 15. Mai bei der Schule zu stellen 
und zu begründen. Die Entscheidung der Schulleiterin oder des 
Schulleiters wird den Eltern bis zum 15. Juni schriftlich mitge-
teilt.

(3) Eine Zurückstellung ist gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1 SchulG nur 
einmal zulässig; sie kann nur für die Dauer eines ganzen Schul-
jahres ausgesprochen werden. Die Zeit der Zurückstellung wird 
auf die Dauer des Schulbesuchs nicht angerechnet.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann den Besuch eines 
Förderschulkindergartens anordnen oder den Besuch einer Ta-
geseinrichtung für Kinder empfehlen. 

§  2 0 
W e c h s e l  d e r  F ö r d e r s c h u l e

Bei einem Wohnsitzwechsel oder einer Änderung des gewöhn-
lichen Aufenthalts besucht die Schülerin oder der Schüler die 
Förderschule, in deren Einzugsbereich sich der neue Wohnsitz 
oder Aufenthaltsort befindet. § 16 gilt entsprechend.

§  2 1 
B e e n d i g u n g  d e s  S c h u l v e r h ä l t n i s s e s

Das Schulverhältnis endet mit dem Abschluss der Schullauf-
bahn, dem Abgang oder dem Ausschluss von der Schule.

Teil 5 
Bildungsgänge und Förderschwerpunkte 

§  2 2 
B i l d u n g s g ä n g e

Folgende Bildungsgänge können an Förderschulen eingerichtet 
werden:
1. im Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung: der Bil-

dungsgang ganzheitliche Entwicklung,
2. im Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation: die Bil-

dungsgänge Grundschule, Berufsreife, qualifizierter Sekun-
darabschluss I, Lernen und ganzheitliche Entwicklung,

3. im Förderschwerpunkt Lernen: der Bildungsgang Lernen,
4. im Förderschwerpunkt motorische Entwicklung: die Bil-

dungsgänge Grundschule, Berufsreife, qualifizierter Sekun-
darabschluss I, Lernen und ganzheitliche Entwicklung,

5. im Förderschwerpunkt Sehen: die Bildungsgänge Grund-
schule, Berufsreife, qualifizierter Sekundarabschluss I, Ler-
nen und ganzheitliche Entwicklung,

6. im Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung: die 
Bildungsgänge Grundschule, Berufsreife, qualifizierter Se-
kundarabschluss I und Lernen,

7. im Förderschwerpunkt Sprache: der Bildungsgang Grund-
schule.

§  2 3 
B i l d u n g s g a n g  G r u n d s c h u l e

Für den Bildungsgang Grundschule gelten die Regelungen der 
Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen vom 10. Ok-
tober 2008 (GVBl. S. 219, BS 223-1-37) in der jeweils geltenden 
Fassung zur Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung, zu 
Zeugnissen, zum Aufsteigen im Klassenverband und zum er-
folgreichen Besuch der Grundschule.
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§  2 4 
B i l d u n g s g a n g  B e r u f s r e i f e  u n d  B i l d u n g s g a n g 

q u a l i f i z i e r t e r  S e k u n d a r a b s c h l u s s  I

Für die Bildungsgänge Berufsreife und qualifizierter Sekundar-
abschluss I gelten die für Integrative Realschulen maßgeblichen 
Regelungen der Übergreifenden Schulordnung vom 12. Juni 
2009 (GVBl. S. 224, BS 223-1-35) in der jeweils geltenden Fas-
sung zur Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung und 
zu Zeugnissen, Versetzungen und Schulabschlüssen. Der Un-
terricht zum Erwerb des qualifizierten Sekundarabschlusses 
I wird abweichend davon ausschließlich integrativ mit einer 
Fachleistungsdifferenzierung in klasseninternen Lerngruppen 
organisiert. Auch der Unterricht der Klassenstufe 10, die zum 
qualifizierten Sekundarabschluss I führt, findet als klasseninter-
ne Lerngruppe in Klassen der Klassenstufe 9 statt.

§  2 5 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

S p r a c h e

(1) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache umfasst 
nur die Eingangsstufe (Klassenstufen 1 und 2) der Primarstufe. 
Die Schule legt die Förderung so an, dass der frühestmögliche 
Wechsel in die Grundschule erfolgt. Spätestens nach der Klas-
senstufe 2 wechseln alle Schülerinnen und Schüler in die Grund-
schule. Die Schule arbeitet mit Grundschulen zusammen, um 
den Übergang vorzubereiten und zu begleiten.

(2) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache kann ei-
nen Förderschulkindergarten führen. Dieser ist organisatorisch 
in die Eingangsstufe integriert; der Einzugsbereich ist identisch 
mit dem der Schule. Der Förderschulkindergarten hat die Auf-
gabe, vom Schulbesuch zurückgestellte Kinder, für die nach § 19 
Abs. 4 der Besuch eines Förderschulkindergartens angeordnet 
wurde, so zu fördern, dass sie im folgenden Schuljahr erfolg-
reich am Unterricht im Bildungsgang Grundschule teilnehmen 
können.

§  2 6 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

L e r n e n

(1) Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen sind der Pri-
marstufe (Klassenstufen 1 bis 4) und der Sekundarstufe I (Klas-
senstufen 5 bis 9) zugeordnet.

(2) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen ermöglicht 
den Anschluss an den Erwerb der Berufsreife.

(3) Sie bereitet Schülerinnen und Schüler darauf vor, auch nach 
dem Erwerb der besonderen Form der Berufsreife in Klassenstu-
fe 9 im Rahmen einer Schulzeitverlängerung (§ 34 der Schulord-
nung für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schulen) die 
Berufsreife zu erwerben. Die Schülerinnen und Schüler werden 
im Unterricht auf die erhöhten Anforderungen im Bildungs-
gang Berufsreife vorbereitet.

(4) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen arbeitet mit 
Schulen der Sekundarstufe I zusammen, um den Übergang zu 
diesen Schulen und den Erwerb der Berufsreife vorzubereiten 
und zu begleiten.

§  2 7 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

g a n z h e i t l i c h e  E n t w i c k l u n g

Schulen mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwick-
lung sind der Primarstufe (Klassenstufen 1 bis 4), der Sekundar-
stufe I (Klassenstufen 5 bis 9) und der Sekundarstufe II (Klassen-
stufen 10 bis 12) zugeordnet.

§  2 8 
S c h u l e n  m i t  d e n  F ö r d e r s c h w e r p u n k t e n 

m o t o r i s c h e  E n t w i c k l u n g ,  S e h e n  o d e r 
H ö r e n  u n d  K o m m u n i k a t i o n

Schulen mit dem Förderschwerpunkt motorische Entwicklung, 
Schulen mit dem Förderschwerpunkt Sehen sowie Schulen mit 
dem Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation sind im 
Bildungsgang Grundschule der Primarstufe und im Bildungs-
gang Berufsreife und in der Klassenstufe 10 zum Erwerb des 
qualifizierten Sekundarabschlusses I der Sekundarstufe I zuge-
ordnet. Für die Bildungsgänge Lernen und ganzheitliche Ent-
wicklung gelten die §§ 26 und 27 entsprechend.

§  2 9 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

s o z i a l - e m o t i o n a l e  E n t w i c k l u n g

Schulen mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Ent-
wicklung sind im Bildungsgang Grundschule der Primarstufe 
und im Bildungsgang Berufsreife der Sekundarstufe I zugeord-
net. Für den Bildungsgang Lernen gilt § 26 entsprechend.

Teil 6 
Unterricht, Förderung, Ganztagsschule

Abschnitt 1 
Unterricht

§  3 0 
T e i l n a h m e  a m  U n t e r r i c h t  u n d 

a n  s o n s t i g e n  S c h u l v e r a n s t a l t u n g e n

(1) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, den Unter-
richt und die sonstigen für verbindlich erklärten Schulveranstal-
tungen zu besuchen. Die Verpflichtung erstreckt sich auch auf 
die Teilnahme an internationalen, länderübergreifenden, landes- 
sowie schulinternen Vergleichsuntersuchungen. Die Schulleite-
rin oder der Schulleiter, die Lehrkräfte und die Eltern überwa-
chen den Schulbesuch.

(2) An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sind Schulver-
anstaltungen nur in besonderen Fällen mit Zustimmung der 
Schulleiterin oder des Schulleiters zulässig. Die Teilnahme ist 
freiwillig. Den Schülerinnen und Schülern ist Gelegenheit zum 
Besuch des Gottesdienstes zu geben.

(3) Über Schulveranstaltungen außerhalb der regelmäßigen Un-
terrichtszeit sind die Eltern rechtzeitig zu unterrichten. Sofern 
eine Schülerbeförderung in Betracht kommt, ist auch der Träger 
der Schülerbeförderung zu unterrichten.

(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen festen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, besuchen die 
Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch für Kinder 
von Gewerbetreibenden mit festem Wohnsitz, die ein Reisege-
werbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei begleiten. Die Kinder 
beruflich Reisender, ihre Eltern und die zuständigen Lehrkräfte 
sind verpflichtet, das vom fachlich zuständigen Ministerium zur 
Verfügung gestellte digitale onlinebasierte Lernmanagement-
system mit integrierter Stammdatenverwaltung zu nutzen. Der 
Schulbesuch, die erarbeiteten Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse 
der Leistungsfeststellungen und individuelle Lernpläne für die 
Reise sind in dem integrierten digitalen Schultagebuch zu doku-
mentieren. Weitere verpflichtend zu nutzende Funktionalitäten 
des Lernmanagementsystems sind eine geschützte Informations- 
und Kommunikationsplattform.

(5) Erschweren außergewöhnliche wetterbedingte Umstände 
(z. B. Hochwasser, Glatteis oder Windbruch) den Schulbesuch 
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in erheblichem Maße, so entscheiden die Eltern, ob der Schul-
weg zumutbar ist. Fällt der gesamte Unterricht für die Schüle-
rinnen und Schüler aus, so sollen die Eltern nach Möglichkeit 
darüber unterrichtet werden. Die Grundsätze regelt die Schul-
leiterin oder der Schulleiter mit Zustimmung des Schuleltern-
beirats (§ 40 Abs. 6 Nr. 10 SchulG) unter Berücksichtigung der 
Belange des Trägers der Schülerbeförderung; in der Sekundar-
stufe I und Sekundarstufe II bedarf es zudem der Zustimmung 
der Versammlung der Klassensprecherinnen und Klassenspre-
cher (§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 10 SchulG).

§  3 1 
U n t e r r i c h t s z e i t

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter legt unter Berück-
sichtigung der Belange des Schulträgers nach Anhören der 
Gesamtkonferenz mit Zustimmung der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher und des Schulelternbeirats sowie im Be-
nehmen mit dem Träger der Schülerbeförderung die tägliche 
Unterrichts- und Pausenzeit fest. Rechnerisch sind für eine Un-
terrichtsstunde 45 Minuten anzusetzen. Es ist für ausreichend 
Pausen zu sorgen. 

(2) Die unterrichtende Lehrkraft gestaltet unter Beachtung der 
täglichen Gesamtunterrichtszeit und Gesamtpausenzeit und im 
Rahmen der schulischen Vereinbarungen die Dauer von Unter-
richt und Pausen nach pädagogischen Erfordernissen.

(3) Wirtschaftlichen Erfordernissen im Zusammenhang mit der 
Schülerbeförderung ist Rechnung zu tragen, wenn nicht zwin-
gende schulische Belange entgegenstehen. Schulen, für die ein 
gemeinsamer Schulbus eingesetzt wird, sollen sich bei der Fest-
legung von unterrichtsfreien Tagen abstimmen.

(4) Der Unterricht wird auf die Wochentage Montag bis Frei-
tag verteilt (Fünf-Tage-Woche). Findet an einem Samstag eine 
verpflichtende Schulveranstaltung statt, kann die Schule hierfür 
einen anderen Unterrichtstag, der zeitlich nach der verpflich-
tenden Schulveranstaltung liegen muss, für schulfrei erklären.

(5) Der Unterricht soll nicht vor 7.45 Uhr beginnen. An Schu-
len in Halbtagsform soll der Unterricht für die Klassenstufen 1 
und 2 nicht vor 12.00 Uhr enden, für die Klassenstufen 3 und 4 
nicht vor 13.00 Uhr (volle Halbtagsschule). Die Dauer des tägli-
chen Unterrichts soll in der Primarstufe fünf und in der Sekun-
darstufe I sechs Unterrichtsstunden nicht überschreiten.

(6) Am letzten Unterrichtstag vor Beginn der Sommerferien 
und am Tag der Ausgabe der Halbjahreszeugnisse kann der 
Unterricht nach der vierten Unterrichtsstunde beendet werden. 
Kann eine Schülerbeförderung zu diesem früheren Unterricht-
sende durch den Träger der Schülerbeförderung nicht sicher-
gestellt werden, sind die Schülerinnen und Schüler, die für die 
Rückkehr nach Hause auf die Schülerbeförderung angewiesen 
sind, bis zum üblichen Unterrichtsende dieses Tages zu beauf-
sichtigen.

§  3 2 
U n t e r r i c h t s a n g e b o t

(1) Im Bildungsgang Grundschule, im Bildungsgang Berufsrei-
fe, im Bildungsgang qualifizierter Sekundarabschluss I und im 
Bildungsgang Lernen umfasst das Unterrichtsangebot in der 
Primarstufe die Unterrichtsfächer und Lernbereiche der Grund-
schule, in der Sekundarstufe I die Pflichtfächer und Wahl-
pflichtfächer der Realschule plus mit Ausnahme der zweiten 
Fremdsprache und der schuleigenen Wahlpflichtangebote. Für 
den Unterricht in der Klassenstufe 10 zum Erwerb des quali-
fizierten Sekundarabschlusses I gilt Satz 1 entsprechend. Die 
zweite Fremdsprache kann auf der Grundlage eines schulischen 

Konzepts im Bedarfsfall mit Genehmigung der Schulbehörde 
angeboten werden.

(2) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung orientiert sich 
das Unterrichtsangebot an den individuellen Bildungserforder-
nissen im Hinblick auf Aktivität und Teilhabe und ist ebenso 
an die Unterrichtsfächer und Lernbereiche der Grundschule 
sowie die Pflichtfächer und Wahlpflichtfächer der Realschule 
plus mit Ausnahme der zweiten Fremdsprache angelehnt. Der 
Unterricht wird überwiegend im Fächerverbund oder in Akti-
vitätsbereichen erteilt.

(3) Im Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation soll 
die Deutsche Gebärdensprache als schuleigenes Wahlpflichtfach 
und in Bildungsgängen und Klassenstufen ohne Wahlpflichtfach 
als freiwillige Arbeitsgemeinschaft angeboten werden.

(4) In allen Bildungsgängen können Förderunterricht und frei-
willige Arbeitsgemeinschaften angeboten werden. Bei Arbeits-
gemeinschaften, die den Einsatz eines zusätzlichen Schulbusses 
erforderlich machen, sollen sich die benachbarten Schulen auf 
einen Schultag verständigen. Die Festlegung einer freiwilligen 
Arbeitsgemeinschaft, für die ein zusätzlicher Schulbus einge-
setzt werden soll, erfolgt im Benehmen mit dem Träger der 
Schülerbeförderung.

(5) Wahlpflichtfächer und die Teilnahme an Arbeitsgemein-
schaften können zu den von der Schule festgelegten Zeitpunk-
ten gewechselt werden.

(6) Die Schulen ermöglichen darüber hinaus den Schülerinnen 
und Schülern mit speziellen Unterrichtsangeboten, lebensprak-
tische Fähigkeiten und soziale Kompetenzen zu erwerben, um 
ihre volle und gleichberechtigte schulische Teilhabe zu erleich-
tern, insbesondere das Erlernen von Brailleschrift, alternativer 
Schrift, ergänzenden oder alternativen Formen, Mitteln und 
Formaten der Kommunikation, das Erlernen der Deutschen 
Gebärdensprache sowie den Erwerb von Orientierungs- und 
Mobilitätsfähigkeiten.

§  3 3 
A u f s i c h t

(1) Die Schülerinnen und Schüler unterliegen während der Un-
terrichtsstunden, der Pausen und Freistunden, während der 
Teilnahme an sonstigen schulischen Veranstaltungen sowie 
während einer angemessenen Zeit vor und nach diesen schuli-
schen Veranstaltungen der Aufsicht der Schule. Das Gleiche gilt 
für die vor Unterrichtsbeginn und nach Unterrichtsende in der 
Schule entstehenden Wartezeiten der Schülerinnen und Schüler 
im Rahmen der allgemeinen Schülerbeförderung.

(2) Die Aufsicht kann durch die Schulleiterin oder den Schullei-
ter, die Lehrkräfte und die sonstigen mit der Aufsicht betrauten 
Personen – das können auch Eltern sein, die sich dazu bereit 
erklärt haben – ausgeübt werden. An die Weisungen dieser Per-
sonen sind die Schülerinnen und Schüler gebunden. 

(3) Die Schülerinnen und Schüler dürfen während der Schulzeit 
das Schulgelände nur mit Erlaubnis einer Lehrkraft verlassen.

§  3 4 
S c h u l v e r s ä u m n i s s e

(1) Sind Schülerinnen und Schüler verhindert, am Unterricht 
oder an sonstigen für verbindlich erklärten Schulveranstaltun-
gen teilzunehmen, haben sie oder im Falle der Minderjährigkeit 
die Eltern die Schule unverzüglich zu benachrichtigen und die 
Gründe spätestens am dritten Tag schriftlich darzulegen. Die 
zusätzliche Vorlage von Nachweisen, in besonderen Fällen von 
ärztlichen, ausnahmsweise von schulärztlichen Attesten, kann 
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verlangt werden. Bei unentschuldigtem Fernbleiben von min-
derjährigen Schülerinnen und Schülern sind die Eltern unver-
züglich zu benachrichtigen.

(2) Das Fernbleiben vom Unterricht oder von sonstigen Pflicht-
veranstaltungen wird in der Schülerliste oder im Klassenbuch 
festgehalten.

§  3 5 
B e u r l a u b u n g ,  s c h u l f r e i e  T a g e

(1) Eine Beurlaubung vom Unterricht und von sonstigen für 
verbindlich erklärten schulischen Veranstaltungen kann aus 
wichtigem Grund erfolgen. Die aus religiösen Gründen erfor-
derliche Beurlaubung ist zu gewähren.

(2) Eine Beurlaubung von einzelnen Unterrichtsstunden ge-
währt die zuständige Lehrkraft. Bis zu drei Unterrichtstagen 
beurlaubt die Klassenleiterin oder der Klassenleiter, in anderen 
Fällen die Schulleiterin oder der Schulleiter. Beurlaubungen un-
mittelbar vor oder nach den Ferien sollen nicht ausgesprochen 
werden; Ausnahmen kann die Schulleiterin oder der Schulleiter 
gestatten. Die Vorlage einer schriftlichen oder elektronischen 
Begründung und die Vorlage von Nachweisen kann verlangt 
werden.

(3) Das fachlich zuständige Ministerium kann schulfreie Tage 
festlegen.

§  3 6 
N i c h t t e i l n a h m e  a m  S p o r t u n t e r r i c h t

(1) Schülerinnen und Schüler nehmen am Sportunterricht nicht 
teil, wenn ihr Gesundheitszustand dies erfordert. 

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann in Abstimmung 
mit der Sportlehrkraft festlegen, dass die Schülerin oder der 
Schüler am Unterricht einer anderen Klasse teilnimmt.

(3) Die Vorlage einer schriftlichen Begründung und die Vorlage 
von Nachweisen, insbesondere von ärztlichen und ausnahms-
weise auch von schulärztlichen Attesten, kann verlangt werden.

§  3 7 
R e l i g i o n s -  u n d  E t h i k u n t e r r i c h t

(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen am Religionsunter-
richt ihres Bekenntnisses teil. Die Teilnahme kann von den 
Eltern, ab der Vollendung des 14. Lebensjahres von den Schüle-
rinnen und Schülern schriftlich abgelehnt werden. Die Abmel-
dung minderjähriger Schülerinnen und Schüler ist den Eltern 
mitzuteilen.

(2) Auf schriftlichen Antrag können Schülerinnen und Schüler, 
die keiner Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören, am 
Religionsunterricht eines Bekenntnisses teilnehmen, wenn die 
betroffene Kirche oder Religionsgemeinschaft es gestattet. Dies 
gilt entsprechend für die Schülerinnen und Schüler, die einer 
Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören, für die aber aus 
zwingenden Gründen Religionsunterricht ihres Bekenntnisses 
nicht eingerichtet werden kann. Die Entscheidung über die 
Teilnahme am Religionsunterricht trifft die für den Religions-
unterricht zuständige Lehrkraft im Auftrag der Kirche oder 
Religionsgemeinschaft. Sofern minderjährige Schülerinnen 
und Schüler, die das 14. Lebensjahr nicht vollendet haben, den 
Antrag auf Teilnahme stellen, ist das Einverständnis der Eltern 
einzuholen. Der Antrag soll zu Beginn eines Schulhalbjahres ge-
stellt werden und kann in der Regel nur zu Beginn eines neuen 
Schulhalbjahres zurückgenommen werden. Die Leistungen der 
Schülerinnen und Schüler werden bewertet.

(3) Im Einvernehmen mit den betroffenen Kirchen oder Religi-

onsgemeinschaften können Regelungen für den Besuch des Reli-
gionsunterrichts eines anderen Bekenntnisses getroffen werden.

(4) Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht 
teilnehmen, besuchen den Ethikunterricht. Schülerinnen und 
Schüler einer Religionsgemeinschaft, für die kein Religionsun-
terricht an der Schule eingerichtet ist und die in vergleichba-
rem Umfang an einem von der Schulbehörde als entsprechend 
anerkannten Unterricht teilnehmen, sind von der Pflicht zum 
Besuch des Ethikunterrichts befreit.

Abschnitt 2 
Unterrichtsangebot

§  3 8 
G r u n d s a t z

(1) Der Unterricht erfolgt im Klassenverband sowie in nach 
Neigung differenzierten Gruppen oder klasseninternen Lern-
gruppen.

(2) Beim Unterricht im Klassenverband soll durch innere Diffe-
renzierung auf die unterschiedlichen Lernvoraussetzungen der 
Schülerinnen und Schüler eingegangen werden.

(3) In der Förderschule trägt die Klassenlehrkraft besondere pä-
dagogische Verantwortung.

§  3 9 
B e r u f s o r i e n t i e r u n g

(1) Die Förderschule arbeitet mit anderen allgemeinbildenden 
Schulen, berufsbildenden Schulen und der Agentur für Arbeit 
zusammen und ermöglicht Maßnahmen zur Berufsberatung.

(2) Schulische Berufsorientierung findet für alle Schülerinnen 
und Schüler schwerpunktmäßig in den Klassenstufen 7 bis 9 
statt, dazu gehören insbesondere geeignete Formen des Praxis-
lernens.

(3) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung wird die schu-
lische Berufsorientierung in den Klassenstufen 10 bis 12 fort-
geführt und mit dem Ziel des Übergangs in eine berufliche 
Tätigkeit vertieft. Die Schulen bereiten auf diesen Übergang 
vor und wirken an der Gestaltung mit. Dabei arbeiten sie mit 
außerschulischen Einrichtungen und Institutionen gemäß § 19 
SchulG zusammen.

Abschnitt 3 
Förderung

§  4 0 
F ö r d e r u n g  v o n  S c h ü l e r i n n e n  u n d 

S c h ü l e r n  m i t  M i g r a t i o n s h i n t e r g r u n d

(1) Die Vermittlung der deutschen Sprache und eine rasche 
schulische Eingliederung von Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund sind vordringliche pädagogische Auf-
gaben des Unterrichts. Schülerinnen und Schüler mit unzurei-
chenden Deutschkenntnissen sollen im Rahmen der personellen 
Möglichkeiten eine zusätzliche Förderung erhalten.

(2) Zur Förderung der sprachlichen und kulturellen Persönlich-
keitsbildung soll den Schülerinnen und Schülern im Rahmen 
der personellen und organisatorischen Möglichkeiten zusätzlich 
Unterricht in ihrer Herkunftssprache angeboten werden, der 
bei Versetzungen, Abschlüssen und Berechtigungen berücksich-
tigt werden kann.

(3) Das Nähere regelt das fachlich zuständige Ministerium.
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Abschnitt 4 
Ganztagsschule

§  4 1 
G a n z t a g s s c h u l e

(1) Die weiteren schulischen Angebote und die außerunterricht-
liche Betreuung in der Ganztagsschule (§ 14 SchulG) sollen in 
einem der pädagogischen Zielsetzung angemessenen Verhältnis 
zum Unterricht stehen. Die Festlegung der Unterrichtszeit und 
der Zeiten für weitere schulische Angebote gemäß § 14 Abs. 1 
SchulG erfolgt nach § 31.

(2) Bei Ganztagsschulen in Angebotsform und in verpflichten-
der Form wird ein Mittagessen angeboten; bei Ganztagsschulen 
in offener Form kann ein Mittagessen angeboten werden.

(3) Für Ganztagsschulen in verpflichtender Form gilt § 31 mit 
folgender Maßgabe:
1. die Schulzeit an den Nachmittagen soll nicht vor 15.00 Uhr 

und nicht nach 17.00 Uhr enden;
2. die tägliche Unterrichtszeit soll in der Primarstufe acht Un-

terrichtsstunden, in der Sekundarstufe I und in der Sekundar-
stufe II neun Unterrichtsstunden nicht überschreiten;

3. der Samstag und mindestens der Nachmittag eines weiteren 
Tages müssen von verpflichtenden Veranstaltungen freige-
halten werden.

(4) Für Ganztagsschulen in Angebotsform gilt Absatz 3 entspre-
chend; die Schulzeit muss sich an vier Tagen einer Woche über 
acht Stunden, in der Regel von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr erstre-
cken. Die weiteren schulischen Angebote sollen unterrichtsbe-
zogene Ergänzungen einschließlich pädagogischer Unterstüt-
zung bei den Hausaufgaben, themenbezogene Vorhaben und 
Projekte, Förderung und Freizeitgestaltung umfassen.

(5) An Ganztagsschulen in offener Form richtet sich die Organi-
sation des Unterrichts nach § 31.

(6) Eine Ganztagsschule in Angebotsform oder in verpflichten-
der Form kann zusätzlich außerunterrichtliche Betreuung im 
Rahmen einer Ganztagsschule in offener Form anbieten oder, 
in der Regel in Kooperation mit einem Hort, auch in den Ferien 
Betreuungsangebote vorhalten.

(7) Die Förderschulformen sind Ganztagsschulen in verpflich-
tender Form; ausgenommen hiervon sind die Schulen mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen, die in Halbtagsform oder als Ganz-
tagsschulen geführt werden (§ 14 Abs. 4 Satz 1 SchulG). Auf An-
trag des Schulträgers können Ausnahmen von Satz 1 Halbsatz 
1 zugelassen werden; die Entscheidung trifft die Schulbehörde 
(§ 14 Abs. 4 Satz 2 SchulG).

Teil 7 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung

§  4 2 
G r u n d l a g e n  d e s  U n t e r r i c h t s

(1) Unterricht zielt auf die ganzheitliche Förderung der Schüle-
rinnen und Schüler, er umfasst den kognitiven, den sozial-emo-
tionalen sowie den psychomotorischen Bereich. Jede Schülerin 
und jeder Schüler ist entsprechend den individuellen Lernvor-
aussetzungen und Entwicklungsmöglichkeiten zu fördern.

(2) Die oberste Schulbehörde legt insbesondere durch Bildungs-
standards, schulart- und schulstufenspezifische Vorgaben für die 
einzelnen Unterrichtsfächer und Lernbereiche sowie Stunden-
tafeln das Nähere über die Bildungs-, Erziehungs- und Lernziele 
fest. Die Schulen erstellen schuleigene Arbeitspläne, die sich an 
diesen Vorgaben orientieren und zusammen mit der individuel-

len Förderplanung die Grundlagen des Unterrichts bilden.

(3) Für den zieldifferenten Unterricht gelten die Regelungen zur 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung der Schulord-
nung für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schulen in 
der jeweils geltenden Fassung.

§  4 3 
G r u n d l a g e n  d e r  L e i s t u n g s f e s t s t e l l u n g  u n d 

L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung werden ge-
mäß § 25 Abs. 1 SchulG durch die pädagogische Verantwor-
tung und die Freiheit der Lehrkraft bestimmt. Leistungen von 
Schülerinnen und Schülern sind als Schritte und Resultate im 
Lernprozess zu sehen.

(2) Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung dienen dem 
Aufbau und der Sicherung von Leistungsbereitschaft und Leis-
tungsfähigkeit und der Förderung eines positiven Selbstbildes 
der eigenen Fähigkeiten. Die Schule entspricht dem durch diffe-
renzierte Leistungsanforderungen, Leistungsfeststellungen und 
Leistungsbeurteilungen. Leistungsfeststellung und Leistungsbe-
urteilung orientieren sich in erster Linie an den einzelnen Schü-
lerinnen und Schülern und deren individuellem Lernfortschritt.

(3) Bei der Leistungsfeststellung und der Leistungsbeurteilung 
sind vielfältige mündliche, schriftliche und praktische Beiträge 
zu berücksichtigen. Alle zur Leistungsfeststellung herangezoge-
nen Arbeitsformen müssen im Unterricht geübt worden sein.

(4) Die Leistungsbeurteilung erfolgt punktuell oder epochal.

§  4 4 
H a u s a u f g a b e n

(1) Die Schulen legen Grundsätze über den Umfang und die 
Verteilung von Hausaufgaben fest; die Beteiligungen nach § 33 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und § 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 SchulG sind zu 
beachten. Dabei berücksichtigen sie, dass Hausaufgaben selbst-
ständig bewältigt werden können, der Leistungsfähigkeit und 
der Belastbarkeit der Schülerinnen und Schüler angemessen sind 
und Interessen und Neigungen der Schülerinnen und Schüler 
einbezogen werden.

(2) Die Lehrkräfte berücksichtigen die tägliche Gesamtbelastung 
der Schülerinnen und Schüler angemessen. In den Klassenstu-
fen 1 und 2 soll für das Anfertigen der Hausaufgaben insgesamt 
nicht mehr als eine halbe Stunde, in den Klassenstufen 3 und 4 
nicht mehr als eine Stunde benötigt werden.

(3) Angefertigte Hausaufgaben werden im Unterricht bespro-
chen und zumindest stichprobenweise überprüft. Ein schrift-
liches Abfragen der Hausaufgaben darf sich höchstens auf die 
Hausaufgaben der letzten beiden Unterrichtsstunden beziehen 
und nicht länger als zehn Minuten dauern.

(4) An Ganztagsschulen in verpflichtender Form ist in der Regel 
von Hausaufgaben abzusehen. Während des Unterrichts sind 
entsprechende Phasen der Übung, Wiederholung, Vertiefung 
oder Vorbereitung vorzusehen.

(5) Ferien sind von Hausaufgaben freizuhalten.

§  4 5 
K l a s s e n a r b e i t e n  u n d  s c h r i f t l i c h e 

Ü b e r p r ü f u n g e n

(1) Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen dienen der 
individuellen Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung.

(2) In den Klassenstufen 1 und 2 des Bildungsgangs Lernen ist 
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von schriftlichen Überprüfungen abzusehen. In den Klassenstu-
fen 3 und 4 dieses Bildungsgangs finden schriftliche Überprü-
fungen in den Fächern Deutsch und Mathematik statt und ab 
der Klassenstufe 5 finden schriftliche Überprüfungen zuneh-
mend auch in den anderen Fächern statt.

§  4 6 
L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

Die Leistungsbeurteilung erfolgt durch die unterrichtenden 
Lehrkräfte auf der Grundlage von Beurteilungskriterien, über 
die die Schülerinnen und Schüler informiert worden sind. Hält 
die Schulleiterin oder der Schulleiter in Ausnahmefällen die Än-
derung einer Leistungsbeurteilung für notwendig, ist das Einver-
ständnis mit der Lehrkraft anzustreben. Kommt eine Einigung 
nicht zustande, entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter 
im Benehmen mit der Klassenkonferenz.

§  4 7 
B e k a n n t g a b e  d e r  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g , 

R ü c k g a b e  v o n  A r b e i t e n  d e r  S c h ü l e r i n n e n 
u n d  S c h ü l e r

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf Auskunft 
über ihren Leistungsstand, die Bekanntgabe der Bewertungs-
maßstäbe und auf Begründung der Leistungsbeurteilung.

(2) Leistungsbewertungen für mündliche Leistungsnachweise 
werden bis zum Ende der Unterrichtsstunde oder in der nächs-
ten Unterrichtsstunde bekannt gegeben. Epochale Leistungsbe-
wertungen sind nach Abschluss der Unterrichtseinheit mitzu-
teilen.

(3) Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen werden den 
Schülerinnen und Schülern ausgehändigt. Die Eltern minderjäh-
riger Schülerinnen und Schüler sollen Kenntnis nehmen.

(4) Werden die Arbeiten nicht rechtzeitig zurückgegeben, kann 
die Aushändigung weiterer Arbeiten an die Schülerin oder den 
Schüler unterbleiben. Die Eltern minderjähriger Schülerinnen 
und Schüler sind davon zu unterrichten.

(5) Klassenarbeiten, schriftliche Überprüfungen und Schülerar-
beiten in den künstlerischen Fächern sind am Ende des Schul-
jahres zurückzugeben. Aus wichtigem Grund kann die Schule 
die Arbeiten länger behalten.

Teil 8 
Zeugnisse

§  4 8 
B e g r i f f  d e s  Z e u g n i s s e s

Das Zeugnis einer Schülerin oder eines Schülers ist ein urkund-
licher Nachweis, in dem die sozialen, methodischen und fach-
lichen Kompetenzen sowie die Leistungsbeurteilung in den 
Lernbereichen und Unterrichtsfächern (Pflichtfächer, Wahl-
pflichtfächer) und sonstige wichtige Aussagen über einen Un-
terrichtsabschnitt zusammengefasst werden.

§  4 9 
G r u n d s a t z

(1) Im Bildungsgang Berufsreife und im Unterricht in der Klas-
senstufe 10 zum Erwerb des qualifizierten Sekundarabschluss 
I werden die Zeugnisnoten durch eine verbale Beurteilung er-
gänzt.

(2) Wenn in einzelnen Fächern oder Lernbereichen die Anforde-
rungen des Bildungsgangs Grundschule oder Berufsreife erreicht 
werden, wird dies abweichend von § 44 Abs. 3 der Schulord-
nung für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schulen in 

der Leistungsbeurteilung entsprechend beschrieben.

§  5 0 
A r t e n  u n d  I n h a l t  d e r  Z e u g n i s s e , 

Z e u g n i s a u s g a b e

(1) Zeugnisse werden als Halbjahreszeugnisse, Jahreszeugnisse, 
Abgangszeugnisse oder Abschlusszeugnisse ausgestellt.

(2) In den Klassenstufen 1 und 2 wird in den Förderschwer-
punkten Lernen und ganzheitliche Entwicklung kein Halbjah-
reszeugnis ausgestellt.

(3) Zum Halbjahr der Klassenstufe 2 ist mit den Eltern ein Ge-
spräch über das Lern-, Arbeits- und Sozialverhalten sowie über 
die Lernentwicklung in den Fächern und Lernbereichen zu füh-
ren und zu protokollieren (Lehrer-Schüler-Eltern-Gespräch). 
Die Eltern sollen von dem Protokoll Kenntnis nehmen. So-
fern eine Teilnahme der Schülerin oder des Schülers an diesem 
Gespräch nicht angezeigt ist, wird mit der Schülerin oder dem 
Schüler ein separates Gespräch geführt. Zum Halbjahr der an-
deren Klassenstufen kann ein Lehrer-Schüler-Eltern-Gespräch 
anstelle eines Halbjahreszeugnisses geführt werden.

(4) Pflichtfächer und Wahlpflichtfächer sind als solche kenntlich 
zu machen.

(5) Eine Bemerkung über besondere Leistungen und Aktivitä-
ten der Schülerinnen und Schüler im sozialen Bereich innerhalb 
und außerhalb der Schule soll in das Zeugnis oder in eine Anla-
ge zum Zeugnis aufgenommen werden, wenn die Schülerinnen 
und Schüler damit einverstanden sind oder es wünschen und, 
sofern erforderlich, belegen.

(6) Halbjahreszeugnisse und Jahreszeugnisse enthalten zusätz-
lich Angaben über Mitarbeit und Verhalten sowie Bemerkun-
gen, die für die Schullaufbahn der Schülerin oder des Schülers 
von Bedeutung sind.

(7) Ein Abgangszeugnis wird Schülerinnen und Schülern aus-
gestellt, die eine Schule ohne Abschluss verlassen. Liegt zum 
Zeitpunkt des Abgangs das letzte Halbjahreszeugnis oder Jah-
reszeugnis weniger als acht Unterrichtswochen zurück, so ist 
der darin enthaltene Leistungsstand im Abgangszeugnis aufzu-
führen, sonst der Leistungsstand zum Zeitpunkt der Zeugnis-
ausstellung.

(8) Halbjahreszeugnisse werden am letzten Freitag des Monats 
Januar, Jahreszeugnisse am letzten Unterrichtstag des Schuljah-
res ausgegeben.

(9) Ein Elternteil, im Falle der Volljährigkeit die Schülerin oder 
der Schüler selbst, bestätigt durch Unterschrift die Kenntnisnah-
me des Zeugnisses.

(10) Schülerinnen und Schüler der Abschlussklasse innerhalb 
der Sekundarstufe I sowie Schülerinnen und Schüler anderer 
Klassen der Sekundarstufe I oder der Sekundarstufe II, die die 
Schule verlassen, erhalten ihr Zeugnis bis zu einer Woche vor 
Beginn der Sommerferien.

§  5 1 
F e s t s e t z u n g  d e r  Z e u g n i s n o t e n  u n d  d e r  v e r -

b a l e n  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Die Leistungsbeurteilung erfolgt durch die Lehrkraft, die 
das Fach unterrichtet (Fachlehrkraft). Unterrichten Lehrkräfte 
gemeinsam, legen sie die Leistungsbeurteilung gemeinsam fest.

(2) Die Fachlehrkraft hat ihre Beurteilungsgrundlage auf Verlan-
gen der Schulleiterin oder dem Schulleiter offenzulegen.
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(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter achtet im Rahmen der 
Dienstordnung auf die Koordination der Leistungsbeurteilung.

§  5 2 
B e w e r t u n g  v o n  M i t a r b e i t  u n d  V e r h a l t e n

Mitarbeit und Verhalten werden aufgrund der Vorschläge der 
einzelnen Lehrkräfte durch die Klassenkonferenz unter Vorsitz 
der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der Vertreterin oder 
des Vertreters bewertet.

§  5 3 
Z e u g n i s a u s s t e l l u n g

(1) Die Zeugnisse enthalten die Bezeichnung der Schule (§ 91 
Abs. 5 SchulG), Vor- und Familiennamen der Schülerin oder 
des Schülers, Klasse und Schuljahr sowie die Bezeichnung als 
Halbjahres-, Jahres-, Abgangs- oder Abschlusszeugnis.

(2) Im Abschlusszeugnis und im Abgangszeugnis sind auch Ge-
burtsdatum und Geburtsort der Schülerin oder des Schülers an-
zugeben.

(3) Zeugnisse werden handschriftlich oder maschinell ausgefer-
tigt und dürfen keine Korrektur enthalten. Sie werden hand-
schriftlich von der Schulleiterin oder dem Schulleiter und von 
der Klassenleiterin oder dem Klassenleiter oder ihren Vertrete-
rinnen oder Vertretern unterzeichnet. Bei Klassenleitung durch 
eine pädagogische Fachkraft werden die Zeugnisse in Zusam-
menarbeit mit der zuständigen Förderschullehrkraft erstellt und 
von beiden unterzeichnet. Die Verwendung von Faksimilestem-
peln ist unzulässig. Die Zeugnisse tragen das Datum des Ausstel-
lungstags. Abschlusszeugnisse und Abgangszeugnisse sind mit 
dem Siegel der Schule zu versehen. Von Abgangszeugnissen und 
Abschlusszeugnissen verwahrt die Schule eine Zweitschrift. Die 
Angaben der übrigen Zeugnisse müssen aus den über die Schü-
lerin oder den Schüler zu führenden Unterlagen ersichtlich sein.

(4) Die Fachbezeichnungen und das für die Leistungsbeurteilung 
vorgesehene Feld sind bei Fächern, die nach der Stundentafel 
nicht erteilt werden, bei Wahlpflichtfächern, die die Schülerin 
oder der Schüler nicht gewählt hat, sowie bei dem Fach Religi-
on, wenn die Schülerin oder der Schüler vom Unterricht abge-
meldet ist, zu streichen.

(5) Bei Fächern, in denen die Schülerin oder der Schüler vom 
Unterricht befreit wurde, ist dies anstelle der Leistungsbeurtei-
lung zu vermerken.

(6) Bei sonstigen freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen ist an 
die Stelle einer Leistungsbeurteilung ein Vermerk über die Teil-
nahme aufzunehmen. Bei Herkunftssprachenunterricht wird 
die Leistungsbeurteilung der Schülerinnen und Schüler in die-
sem Unterricht in der der Klassenstufe entsprechenden Form in 
das Zeugnis aufgenommen. Auf Wunsch der Eltern kann statt-
dessen eine gesonderte Bescheinigung ausgestellt werden.

(7) In Halbjahres- und Jahreszeugnissen ist die Zahl der entschul-
digt und unentschuldigt versäumten Unterrichtstage zu vermer-
ken. Im Jahreszeugnis sind die Fehltage des gesamten Schuljah-
res einzutragen.

(8) Die Ausstellung von Zeugnissen in elektronischer Form ist 
ausgeschlossen.

Teil 9 
Abstimmungen

§  5 4 
A b s t i m m u n g s v e r f a h r e n  d e r 

K l a s s e n k o n f e r e n z

(1) Bei den Abstimmungen der Klassenkonferenz nach dieser 

Schulordnung entfällt auf jedes Fach der betroffenen Schülerin 
oder des betroffenen Schülers eine Stimme. Unterrichten meh-
rere Lehrkräfte die Schülerin oder den Schüler in einem Fach, 
so haben diese in Bezug auf dieses Fach nur eine gemeinsame 
Stimme. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Die oder der Vor-
sitzende hat Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der oder des Vorsitzenden. Das Verfahren richtet sich 
nach der Konferenzordnung.

(2) Ein Mitglied der Klassenkonferenz kann bei Abstimmungen, 
die Angehörige im Sinne von § 20 Abs. 5 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes betreffen, nicht tätig werden.

(3) Für Abstimmungen bei Ordnungsmaßnahmen gilt die Kon-
ferenzordnung.

Teil 10 
Datenverarbeitung, Datenschutz

§  5 5 
V e r a r b e i t u n g  p e r s o n e n b e z o g e n e r  D a t e n

(1) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, insbeson-
dere ihre Übermittlung an Dritte, richtet sich nach § 67 SchulG.

(2) Die bei der Aufnahme erhobenen Daten sowie die sich im 
Rahmen des Schulverhältnisses ergebenden personenbezogenen 
Daten dürfen für die Verwaltungsaufgaben der Schule, insbeson-
dere für die Erstellung von Zeugnissen und für die schulische 
Korrespondenz, verarbeitet werden.

(3) Absatz 2 gilt nicht für personenbezogene Daten über beson-
dere außerunterrichtliche, insbesondere schulärztliche, schul-
zahnärztliche und schulpsychologische Maßnahmen (§ 64 Abs. 
3 SchulG) sowie über Ordnungsmaßnahmen. Automatische 
Textverarbeitung ist in diesen Fällen zulässig, sofern die Daten 
nicht gespeichert, sondern unverzüglich nach Fertigstellung des 
jeweiligen Textes gelöscht werden.

(4) Personenbezogene Daten dürfen auf privateigenen Daten-
verarbeitungsgeräten von Lehrkräften zu dienstlichen Zwecken 
verwendet werden, wenn die Schulleiterin oder der Schullei-
ter dies im Einzelfall genehmigt hat, das Einverständnis dafür 
vorliegt, dass das Datenverarbeitungsgerät unter den gleichen 
Bedingungen wie dienstliche Geräte kontrolliert werden kann, 
und den Belangen des Datenschutzes Rechnung getragen ist.

(5) Den Eltern kann zu Beginn eines Schuljahres eine Liste mit 
Namen, Anschrift mit Telekommunikationsverbindung und E-
Mail-Adresse der Eltern sowie den Namen der Kinder der Klasse 
übergeben werden, soweit der Aufnahme in diese Liste nicht 
widersprochen wird. Auf das Recht jeder betroffenen Person, 
der Aufnahme ihrer Daten zu widersprechen, ist hinzuweisen.

(6) In Klassenbüchern und Kursbüchern können eingetragen 
werden:
1. Namen und Geburtsdatum der Schülerinnen und Schüler,
2. Teilnahme an Schulveranstaltungen,
3. Vermerk über unentschuldigtes und entschuldigtes Fernblei-

ben und über Beurlaubung,
4. erzieherische Einwirkungen gemäß § 62 Abs. 1,
5. Namen und Anschrift der Eltern,
6. Angaben zur Herstellung des Kontakts in Notfällen.

(7) Gibt eine Schule für die Schülerinnen, Schüler und Eltern 
Dokumentationen, insbesondere Jahresberichte, heraus, so dür-
fen darin folgende personenbezogene Daten enthalten sein:
1. Namen, Geburtsdatum, Jahrgangsstufe und Klasse der Schü-

lerinnen und Schüler,
2. Namen, Lehrbefähigung und Verwendung der einzelnen 



Amtsblatt des Ministeriums für Bildung Rheinland-Pfalz Nr. 6/2024

120

Lehrkräfte,
3. Angaben über besondere schulische Tätigkeiten und Funk-

tionen der einzelnen Lehrkräfte, Schülerinnen, Schüler und 
Eltern.

(8) Die Schule kann ehemaligen Schülerinnen und Schülern die 
zur Organisation eines Treffens geeigneten personenbezogenen 
Daten von ehemaligen Schülerinnen, Schülern und Lehrkräften 
übermitteln.

§  5 6 
S i c h e r u n g  u n d  A u f b e w a h r u n g 

p e r s o n e n b e z o g e n e r  D a t e n

(1) Werden personenbezogene Daten von Schülerinnen und 
Schülern sowie deren Eltern verarbeitet, hat die Schule die er-
forderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, um sicherzustellen, dass bei der Datenverarbeitung 
der Zugriff Unbefugter verhindert wird. Für personenbezogene 
Daten, die nicht automatisiert verarbeitet werden, ist sicherzu-
stellen, dass sie nur denen zugänglich gemacht werden, die sie 
für die Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben benötigen. Im 
Unterricht eingesetzte Computer sollen nicht für schulinterne 
Verwaltung genutzt werden.

(2) Personenbezogene Daten in automatisierten Dateisystemen 
sind zu löschen, sobald ihre Kenntnis für die speichernde Stelle 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich ist, spä-
testens jedoch ein Jahr nach dem Ende des Schuljahres, in dem 
die Schülerin oder der Schüler die Schule verlassen hat. Hier-
von ausgenommen sind die Namen und Aktennachweise, die 
bis zur Vernichtung der Akte automatisiert gespeichert werden 
können.

(3) Personenbezogene Daten in nicht automatisierten Dateisys-
temen und in Akten dürfen ab dem Zeitpunkt von einem Jahr, 
nachdem die Schülerin oder der Schüler die Schule verlassen hat, 
nicht mehr verarbeitet werden, es sei denn, dass die Verarbei-
tung
1. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,
2. aus sonstigen, im überwiegenden Interesse der speichernden 

oder einer anderen Schule liegenden Gründen oder
3. im rechtlichen Interesse eines Dritten unerlässlich ist oder
4. die betroffenen Personen eingewilligt haben.

(4) Personenbezogene Daten in nicht automatisierten Dateisys-
temen und in Akten sind nach Maßgabe der hierfür geltenden 
Bestimmungen aufzubewahren und nach Ablauf der jeweiligen 
Frist zu vernichten oder zu archivieren.

Teil 11 
Schulgesundheitspflege

§  5 7 
S c h u l ä r z t l i c h e  B e t r e u u n g ,  S c h u t z 

v o r  a n s t e c k e n d e n  K r a n k h e i t e n

(1) Die Schülerinnen und Schüler werden durch das Gesund-
heitsamt schulärztlich und schulzahnärztlich betreut. Sie sind 
verpflichtet, an den für verbindlich erklärten schulärztlichen 
und schulzahnärztlichen Untersuchungen teilzunehmen, so-
weit nicht in die körperliche Unversehrtheit eingegriffen wird. 
Die Untersuchungstermine werden im Einvernehmen mit der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter festgelegt.

(2) Die Schülerinnen und Schüler und die Eltern minderjähriger 
Schülerinnen und Schüler sind rechtzeitig vor schulärztlichen 
oder schulzahnärztlichen Untersuchungen schriftlich oder elek-
tronisch zu benachrichtigen. Den Eltern ist zu gestatten, bei den 
Untersuchungen anwesend zu sein.

(3) Ein Untersuchungsergebnis, das eine Beobachtung oder Be-
handlung der Schülerin oder des Schülers erforderlich macht, 
wird den Eltern, bei volljährigen Schülerinnen und Schülern 
diesen, schriftlich mitgeteilt.

(4) Zum Schutz vor ansteckenden Krankheiten sind die Bestim-
mungen des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

§  5 8 
M a ß n a h m e n  w e g e n  G e f ä h r d u n g 

d e r  G e s u n d h e i t  a n d e r e r  S c h ü l e r i n n e n 
u n d  S c h ü l e r

(1) Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in der Schule eine 
ernstliche Gefahr für die Gesundheit der anderen Schülerinnen 
und Schüler bedeutet, können für die Dauer der Gefährdung 
vom Schulbesuch ausgeschlossen werden (§ 55 Abs. 3 SchulG). 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet im Benehmen 
mit dem Gesundheitsamt. Vor der Entscheidung ist der Schü-
lerin oder dem Schüler, bei minderjährigen Schülerinnen und 
Schülern den Eltern, Gelegenheit zu einem Gespräch zu geben.

(2) Bei Gefahr im Verzug ist die Schulleiterin oder der Schullei-
ter befugt, die Schülerin oder den Schüler vorläufig auszuschlie-
ßen.

(3) Die den Ausschluss aussprechende Entscheidung ist zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die 
Entscheidung ist der Schülerin oder dem Schüler, bei minder-
jährigen Schülerinnen und Schülern deren Eltern, zuzustellen.

§  5 9 
R a u c h -  u n d  a l k o h o l f r e i e  S c h u l e

(1) Die Gewährleistung des Nichtraucherschutzes erfolgt gemäß 
den Bestimmungen des Nichtraucherschutzgesetzes Rheinland-
Pfalz vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 188, BS 212-2) in der 
jeweils geltenden Fassung; Verstöße von Schülerinnen und 
Schülern gegen danach bestehende Rauchverbote sind Verstöße 
gegen die Ordnung in der Schule im Sinne des § 61.

(2) Der Konsum von alkoholischen Getränken ist den Schüle-
rinnen und Schülern aus gesundheitlichen und erzieherischen 
Gründen bei allen schulischen Veranstaltungen untersagt. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter kann für Schülerinnen und 
Schüler der Sekundarstufe II, die mindestens 18 Jahre alt sind, 
Ausnahmen mit Zustimmung des Schulelternbeirats (§ 40 Abs. 
6 Nr. 1 SchulG) und der Versammlung der Klassensprecherin-
nen und Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 SchulG) ge-
statten.

Teil 12 
Schulpsychologie

§  6 0 
S c h u l p s y c h o l o g i n n e n  u n d 

S c h u l p s y c h o l o g e n

(1) Schulpsychologinnen und Schulpsychologen beraten Schü-
lerinnen und Schüler und deren Eltern in Kooperation mit 
den Lehrkräften in besonderen schulischen Problemlagen (§ 21 
Abs. 3 SchulG).

(2) Schulleiterinnen, Schulleiter und Lehrkräfte sind verpflich-
tet, die Schulpsychologinnen und Schulpsychologen bei der Er-
füllung ihres Auftrags zu unterstützen.

(3) Schulpsychologinnen und Schulpsychologen nehmen nach 
Maßgabe der Konferenzordnung an Konferenzen teil.
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Teil 13 
Störung der Ordnung

§  6 1 
V e r s t ö ß e  g e g e n  d i e  O r d n u n g 

i n  d e r  S c h u l e

(1) Es gehört zu den erzieherischen Aufgaben der Lehrkraft, 
die Notwendigkeit und Funktion von Ordnungsregelungen 
einsichtig zu machen und so dazu beizutragen, dass die Schü-
lerinnen und Schüler die Ordnung in der Schule bejahen und 
danach handeln.

(2) Bei Verstößen gegen die Ordnung in der Schule können Ord-
nungsmaßnahmen ausgesprochen werden.

(3) Verstöße gegen die Ordnung in der Schule liegen insbeson-
dere vor bei Störungen des Unterrichts oder sonstiger Schulver-
anstaltungen, bei Verletzungen der Teilnahmepflicht, bei Hand-
lungen, die das Zusammenleben in der Schule oder die Sicherheit 
der Schule oder der am Schulleben Beteiligten gefährden, sowie 
bei Verletzung der Schulordnung und der Hausordnung.

§  6 2 
A n w e n d u n g  v o n  O r d n u n g s m a ß n a h m e n

(1) Ordnungsmaßnahmen können nur ausgesprochen werden, 
wenn andere erzieherische Einwirkungen nicht ausreichen. 
Als erzieherische Einwirkungen kommen insbesondere in Be-
tracht: Gespräch, Ermahnung, Zurechtweisung, Verpflichtung 
zur Wiedergutmachung angerichteten Schadens, Nacharbeiten 
von Versäumtem, Entschuldigung für zugefügtes Unrecht und 
Überweisung in eine andere Klasse oder in einen Kurs derselben 
Klassenstufe der Schule.

(2) Ordnungsmaßnahmen müssen von erzieherischen Gesichts-
punkten bestimmt sein und in angemessenem Verhältnis zur 
Schwere des Ordnungsverstoßes stehen.

(3) Ordnungsmaßnahmen für ganze Gruppen sind nur zulässig, 
wenn jede einzelne Schülerin oder jeder einzelne Schüler der 
Gruppe sich ordnungswidrig verhalten hat.

(4) In besonderen Fällen unterrichtet die Schule das Jugendamt. 
Die Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler sind vor-
her zu hören.

§  6 3 
M a ß n a h m e n k a t a l o g

(1) Es können folgende Ordnungsmaßnahmen gemäß § 53 
Abs. 2 Nr. 7 SchulG getroffen werden:
1. Untersagung der Teilnahme am Unterricht der laufenden 

Unterrichtsstunde durch die unterrichtende Lehrkraft,
2. schriftlicher Verweis durch die Schulleiterin oder den Schul-

leiter,
3. Untersagung der Teilnahme am Unterricht des laufenden 

Unterrichtstags oder an sonstigen, bis zu einwöchigen Schul-
veranstaltungen durch die Schulleiterin oder den Schulleiter,

4. Untersagung der Teilnahme am Unterricht bis zu sechs vol-
len Unterrichtstagen oder an sonstigen über einwöchigen 
Schulveranstaltungen durch die Klassenkonferenz im Ein-
vernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter,

5. Androhung des Ausschlusses gemäß Absatz 3 durch die Klas-
senkonferenz im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter; das Benehmen mit dem Schulausschuss ist 
herzustellen (§ 48 Abs. 3 Nr. 4 SchulG); die Androhung wird 
in der Regel befristet.

(2) Bei der Untersagung der Teilnahme am Unterricht der lau-
fenden Unterrichtsstunde oder des laufenden Unterrichtstags ist 

eine Beaufsichtigung der Schülerin oder des Schülers sicherzu-
stellen.

(3) Gemäß § 55 SchulG kann auch der Ausschluss von der bisher 
besuchten Förderschule auf Zeit oder auf Dauer als Ordnungs-
maßnahme getroffen werden, sofern eine unmittelbare Leistung 
nach § 2 Abs. 2 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch oder der 
Schulbesuch an einer anderen Schule anschließt.

§  6 4 
V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g e n  z u  d e n 

O r d n u n g s m a ß n a h m e n  n a c h  §  6 3  A b s .  1

(1) Die Ordnungsmaßnahmen können mit einer erzieherischen 
Einwirkung im Sinne von § 62 Abs. 1 verbunden werden.

(2) Bevor eine Ordnungsmaßnahme ausgesprochen wird, ist die 
Schülerin oder der Schüler zu hören. Die Ordnungsmaßnahme 
ist zu begründen. Sie wird den Eltern minderjähriger Schülerin-
nen und Schüler schriftlich mitgeteilt und in den die Schülerin 
oder den Schüler betreffenden Unterlagen vermerkt. Die Eltern 
volljähriger Schülerinnen und Schüler sollen in den Fällen des 
§ 63 Abs. 1 Nr. 5 unterrichtet werden (§ 4 Abs. 2 Nr. 6 SchulG).

(3) In den Fällen des § 63 Abs. 1 Nr. 4 und 5 sowie bei der Unter-
sagung der Teilnahme an sonstigen mehrtägigen Schulveranstal-
tungen (§ 63 Abs. 1 Nr. 3) sind die Eltern und, auf Wunsch der 
Schülerin oder des Schülers, ein Beistand zu hören. Als Beistand 
können der Schule angehörende Lehrkräfte, Schülerinnen und 
Schüler sowie Eltern von Schülerinnen und Schülern gewählt 
werden.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann zur Sicherung der 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit Ordnungsmaßnahmen ge-
mäß § 63 Abs. 1 Nr. 4 vorläufig anordnen. Bei sonstigen Schul-
veranstaltungen kann ihre Leiterin oder ihr Leiter vorläufig die 
Untersagung der Teilnahme anordnen, wenn die Entscheidung 
der zuständigen Stellen nach § 63 Abs. 1 Nr. 3 und 4 nicht recht-
zeitig herbeigeführt werden kann. Die Schülerin oder der Schü-
ler ist vor der Anordnung zu hören. Die Eltern sind von der 
Ordnungsmaßnahme zu unterrichten.

§  6 5 
A u s s c h l u s s  a u f  Z e i t  o d e r  a u f  D a u e r 
v o n  d e r  S c h u l e  g e m ä ß  §  6 3  A b s .  3

(1) Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in der Schule eine 
ernstliche Gefahr für die Erziehung, die Sicherheit oder die Un-
terrichtung der anderen Schülerinnen und Schüler bedeutet, 
können auf Zeit oder auf Dauer durch die Gesamtkonferenz 
von der bisher besuchten Schule ausgeschlossen werden (§ 55 
Abs. 1 SchulG).

(2) Ein Ausschluss kann nur erfolgen, wenn er angedroht war 
(§ 63 Abs. 1 Nr. 5), es sei denn, der durch die Androhung ver-
folgte Zweck kann nicht oder nicht mehr erreicht werden (§ 55 
Abs. 4 Satz 2 SchulG).

(3) Die Gesamtkonferenz hört die Schülerin oder den Schüler, 
die Eltern der minderjährigen Schülerin oder des minderjähri-
gen Schülers und auf Wunsch der Schülerin oder des Schülers 
einen Beistand (§ 64 Abs. 3 Satz 2) an. Das Benehmen mit dem 
Schulausschuss ist herzustellen (§ 48 Abs. 3 Nr. 4 SchulG). Vor 
dem Ausschluss auf Dauer ist auch das Jugendamt zu hören. Die 
Schule soll dabei auf Leistungen der Jugendhilfe nach § 2 Abs. 2 
des Achten Buchs Sozialgesetzbuch hinwirken.

(4) Bei schulbesuchspflichtigen Schülerinnen und Schülern ist 
vor der Entscheidung über den Ausschluss unter Mitwirkung 
der Schulbehörde zu klären, wie sie nach dem Ausschluss ihre 
Schulbesuchspflicht in der bisher besuchten Schulart erfüllen 
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werden.

(5) Die Gesamtkonferenz kann statt eines Ausschlusses eine 
Ordnungsmaßnahme gemäß § 63 Abs. 1 aussprechen.

(6) Die den Ausschluss aussprechende Entscheidung der Gesamt-
konferenz ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen. Die Entscheidung ist der Schülerin oder dem 
Schüler, bei minderjährigen Schülerinnen und Schülern deren 
Eltern, zuzustellen. Die Eltern volljähriger Schülerinnen und 
Schüler sollen unterrichtet werden (§ 4 Abs. 2 Nr. 6 SchulG).

(7) Ein eingeleitetes Ausschlussverfahren ist zu Ende zu führen, 
auch wenn die Schülerin oder der Schüler die Schule vorher ver-
lässt.

(8) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann Schülerinnen und 
Schülern bis zur Entscheidung des Ausschlussverfahrens vorläu-
fig vom Schulbesuch ausschließen und ihnen das Betreten des 
Schulgeländes untersagen, wenn dies zur Sicherheit der Unter-
richts- und Erziehungsarbeit oder zum Schutz der am Schulle-
ben Beteiligten erforderlich ist. Die Schülerin oder der Schüler 
ist vorher zu hören. Absatz 6 gilt entsprechend.

(9) Die Schulbehörde ist über den Ausschluss zu unterrichten.

§  6 6 
F l a n k i e r e n d e  M a ß n a h m e n  b e i  d r o h e n d e m 

S c h u l a u s s c h l u s s

(1) Sobald der Schulausschluss (§ 63 Abs. 3) oder die Androhung 
des Schulausschlusses (§ 63 Abs. 1 Nr. 5) eingeleitet wird, beruft 
die Schulleiterin oder der Schulleiter ein Beratungsteam. Diesem 
Team gehören an:
1. die Leiterin oder der Leiter der Klasse,
2. die Verbindungslehrerin oder der Verbindungslehrer,
3. nach Entscheidung der Schulleiterin oder des Schulleiters 

gegebenenfalls weitere Personen, insbesondere Schulpsycho-
loginnen, Schulpsychologen und weitere Fachleute aus Er-
ziehungsberatungsstellen, Jugendämtern und Agenturen für 
Arbeit.

Den Vorsitz führt die Schulleiterin oder der Schulleiter.

(2) Das Beratungsteam hat die Aufgabe, eine umfassende Bera-
tung sicherzustellen mit dem Ziel, einen Ausschluss nach Mög-
lichkeit zu vermeiden. Im Falle des Schulausschlusses werden 
in enger Kooperation mit der betroffenen Schülerin oder dem 
betroffenen Schüler und den Eltern Perspektiven für die Zeit 
nach dem Schulausschluss entwickelt.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch Anwendung, wenn volljäh-
rige Schülerinnen und Schüler betroffen sind. Die Eltern wer-
den in diesen Fällen nur mit Einwilligung der Schülerin oder 
des Schülers in die Arbeit eingebunden. § 64 Abs. 2 Satz 4 bleibt 
unberührt.

Teil 14 
Hausrecht der Schule

§  6 7 
H a u s o r d n u n g

(1) Die Hausordnung soll insbesondere Regelungen für das Ver-
halten bei Gefahr und Unfällen, in Pausen und Freistunden, vor 
Beginn und nach Beendigung des Unterrichts sowie für das Ver-
lassen des Schulgeländes und die Benutzung der Einrichtung der 
Schule enthalten.

(2) Die Hausordnung der Schule ist im Einvernehmen mit dem 
Schulausschuss (§ 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SchulG), mit Zustim-

mung des Schulelternbeirats (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 11 SchulG) 
sowie im Benehmen mit dem Schulträger und der Gesamtkon-
ferenz zu erlassen; in der Sekundarstufe I und II bedarf es zudem 
der Zustimmung der Versammlung der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 11 SchulG). Wird 
ein Einvernehmen nicht erzielt, entscheidet die Schulbehörde.

§  6 8 
W e r b u n g ,  Z u w e n d u n g e n

(1) Werbung und die Verteilung von Werbematerialien auf dem 
Schulgelände sind nicht zulässig. Anzeigen in Schülerzeitungen 
sind zulässig. Untersagt ist die Weitergabe von Unterlagen über 
Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern für Werbezwecke.

(2) Wird die Schule bei der Erfüllung ihres Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags durch Zuwendungen Dritter unterstützt, so kann 
hierauf in geeigneter Weise hingewiesen werden. Der Hinweis 
muss in Inhalt und Form dem Auftrag der Schule entsprechen 
(§ 1 SchulG). Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter nach Anhören des Schulausschusses. Vor der Ent-
scheidung ist zu klären, ob Folgekosten entstehen und wer sie 
trägt. Sofern durch Folgekosten die Belange des Schulträgers be-
rührt werden, ist das Einvernehmen mit ihm herzustellen.

§  6 9 
S a m m l u n g e n

(1) Über Sammlungen (Geldsammlungen, Sammlungen zur 
Beschaffung von Material, Materialsammlungen) unter Schüle-
rinnen, Schülern und Eltern in der Schule, die klassenübergrei-
fend sind, entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter im 
Einvernehmen mit dem Schulelternbeirat und der Schülerspre-
cherin oder dem Schülersprecher. Über Sammlungen innerhalb 
einer Klasse entscheidet die Klassenleiterin oder der Klassen-
leiter im Einvernehmen mit der Klassenelternsprecherin oder 
dem Klassenelternsprecher und der Klassensprecherin oder dem 
Klassensprecher.

(2) Eine Beteiligung oder Vermittlung der Schule bei der Mit-
wirkung von Schülerinnen und Schülern an Sammlungen au-
ßerhalb der Schule ist nicht zulässig.

§  7 0 
G e w e r b l i c h e  B e t ä t i g u n g , 

V e r t r i e b  v o n  G e g e n s t ä n d e n

(1) Eine gewerbliche Betätigung und der Vertrieb von Gegen-
ständen in der Schule sind nicht gestattet. Die Schulleiterin oder 
der Schulleiter kann Ausnahmen zulassen, wenn besondere 
schulische Gründe dies erfordern.

(2) Art und Umfang des Angebots von Speisen und Getränken, 
die zum Verzehr in der Schule bestimmt sind, regelt die Schul-
leiterin oder der Schulleiter mit Zustimmung der Versammlung 
der Klassensprecherinnen und Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz 
1 Nr. 8 SchulG), des Schulelternbeirats (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 8 
SchulG) und des Schulträgers.

§  7 1 
V e r a n s t a l t u n g e n  s c h u l f r e m d e r  P e r s o n e n

Vorträge, Ausstellungen, Vorführungen und das Verteilen von 
Informationsmaterial durch Schulfremde sind als schulische 
Veranstaltungen nur zulässig, wenn ihnen eine erzieherische 
oder unterrichtliche Bedeutung zukommt. Die Entscheidung 
trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter. Sofern Belange des 
Schulträgers berührt sind, ist das Benehmen mit ihm herzustel-
len.
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Teil 15 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§  7 2 
G e l t u n g  f ü r  S c h u l e n 

i n  f r e i e r  T r ä g e r s c h a f t

Die §§ 3 bis 6, 20, 48 bis 53 und 74 Abs. 2 gelten nach Maßgabe 
des § 74 Abs. 1 und des § 75 im Rahmen des § 18 Abs. 2 und 3 
des Privatschulgesetzes in der Fassung von 4. September 1970 
(GVBl. S. 372, BS 223-7) und des § 16 der Landesverordnung zur 
Durchführung des Privatschulgesetzes vom 21. Juli 2011 (GVBl. 
S. 291, BS 223-7-1) in ihrer jeweils geltenden Fassung auch für 
die entsprechenden staatlich anerkannten Ersatzschulen in frei-
er Trägerschaft.

§  7 3 
F ö r d e r z e n t r e n  D a u n , 

G e r o l s t e i n  u n d  W o r m s

Die nach § 13 Abs. 4 der Schulordnung für die öffentlichen Son-
derschulen vom 29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), 
BS 223-1-40, bestehenden Förderzentren in Daun, Gerolstein 
und Worms werden zu Schulen mit den Förderschwerpunkten 
Lernen und ganzheitliche Entwicklung, die in den Klassenstu-
fen 1 bis 9 gemäß § 2 Abs. 2 den Unterricht förderschwerpunkt-
übergreifend organisieren.

§  7 4 
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Abweichend von § 6 werden in Regionen, in denen noch 
keine Förderschule als Förder- und Beratungszentrum beauf-
tragt ist, die integrierten Fördermaßnahmen gemäß § 1 Abs. 8 
der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40, 
fortgeführt. Die integrierten Fördermaßnahmen aufgrund des 
§ 29 der Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen vom 
10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 
3 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-37, 
werden fortgeführt, ausgenommen in den Regionen des Worms-
Dauner-Modells (Vulkaneifelkreis, Stadt Landau); dort entschei-
det die Schulbehörde über die künftige Organisationsform.

(2) Nach Entscheidung der Schulbehörde kann an Schulen mit 
dem Förderschwerpunkt Lernen ein eingerichtetes freiwilliges 
10. Schuljahr zum Erwerb des Hauptschulabschlusses bis längs-
tens 31. Juli 2031 bestehen bleiben. Es gelten die §§ 40, 42 und 47 
Abs. 3 und 5, § 68 Abs. 2 bis 5 und § 74 der Schulordnung für die 
öffentlichen Sonderschulen vom 29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 3. Juni 
2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40, mit folgenden Maßgaben:
1. die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern aus ande-

ren Schulen erfolgt längstens bis zu Beginn des Schuljahres 
2030/2031;

2. die Aufnahme ist nur an Förderschulen möglich, an denen 
im Schuljahr 2023/2024 ein freiwilliges 10. Schuljahr einge-
richtet war;

3. es werden keine eigenen Vorlaufklassen gebildet; die Emp-
fehlungen für die Aufnahme in das freiwillige 10. Schuljahr 
gemäß § 42 der Schulordnung für die öffentlichen Sonder-
schulen gelten entsprechend weiter.

(3) Die Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen und 
Schulen mit diesem Bildungsgang führen integriertes Fremd-
sprachenlernen in Englisch in der Primarstufe und Fremdspra-
chenunterricht im Fach Englisch beginnend in Klassenstufe 5 

spätestens zu Beginn des Schuljahres 2024/2025 ein.

(4) Das Wahlpflichtfach Deutsche Gebärdensprache nach § 32 
Abs. 3 kann erst angeboten werden, sobald das für das Schul-
wesen zuständige Ministerium den Lehrplan für dieses Wahl-
pflichtfach eingeführt hat. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen Ar-
beitsgemeinschaften in allen Klassenstufen angeboten werden.

(5) Abweichend von § 30 Abs. 4 gilt für den Zeitraum vom 
1. August 2024 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 § 22 Abs. 
4 der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40.

§  7 5 
I n k r a f t t r e t e n

(1) Diese Verordnung tritt mit Ausnahme des § 30 Abs. 4 am 
1. August 2024 in Kraft. § 30 Abs. 4 tritt am 1. Januar 2025 in 
Kraft.9

(2) Vorbehaltlich des § 74 Abs. 1 und 2 tritt die Schulordnung 
für die öffentlichen Sonderschulen vom 29. Mai 2000 (GVBl. 
S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 
3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40, mit Ablauf des 31. Juli 
2024 außer Kraft.

Mainz, den 16. Mai 2024 
Die Ministerin für Bildung 

Stefanie H u b i g

223331 Stundentafel
für das berufliche Gymnasium 

Einführungsphase/Jahrgangsstufe 11

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung 
vom 21. Mai 2024 

(7010-0016#2024 0901 9401 A)

1 Für die Einführungsphase/Jahrgangsstufe 11 an beruflichen 
Gymnasien wird eine Rahmenstundentafel gemäß der An-
lage festgelegt. Die Fächerkombinationstafeln für die Qua-
lifikationsphase (ab Jahrgangsstufe 12) der Fachrichtungen 
Gesundheit und Soziales, Technik und Wirtschaft sind als 
Anlagen zu § 8 Bestandteil der Landesverordnung über das 
berufliche Gymnasium vom 16. Juni 1997 (GVBl. S. 186) in 
der jeweils geltenden Fassung.

2 Auf der Grundlage der Rahmenstundentafel erstellt die 
Schule die Einzelstundentafel für die Kern- und Grundfä-
cher für die Einführungsphase am beruflichen Gymnasium.

3 Unterricht in der zweiten Fremdsprache kann entfallen für 
Schülerinnen und Schüler, die in der Sekundarstufe I mehr 
als zwei Jahre Unterricht in dieser Sprache erfolgreich be-
sucht haben. Erfolgreich war der Besuch, wenn in dem für 
die Aufnahme in das berufliche Gymnasium erforderlichen 
Zeugnis mindestens die Note „ausreichend“ erreicht wur-
de. Schülerinnen und Schüler, die in den Klassenstufen 7 
bis 10 durchgehend am Unterricht in zwei Pflichtfremd-
sprachen teilgenommen haben, können keine dieser beiden 
Pflichtfremdsprachen als neu einsetzende Fremdsprache 
belegen.

4 Das Unterrichtsfach Sport ist in der Einführungsphase in 
dem vorgegebenen Umfang verpflichtend. Für Schülerin-

9) verkündet am 24. Mai 2024
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nen und Schüler, die das Fach Sport als Leistungsfach ab 
Jahrgangsstufe 12/Qualifizierungsphase belegen wollen, 
ist Sport mit vier Unterrichtsstunden zu unterrichten. Die 
beiden zusätzlichen Stunden werden aus der Umwidmung 
von AG-Stunden bzw. aus Wahlfachstunden generiert.

5 Klassen können in Fächern, die in der Rahmenstundenta-
fel mit */**/*** gekennzeichnet sind, nach Nummer 8 der 
Verwaltungsvorschrift über die Klassen- und Kursbildung 
an berufsbildenden Schulen vom 18. Juni 2015 (Amtsbl. S. 
130; GAmtsbl. 2020 S. 249) in der jeweils geltenden Fas-
sung geteilt werden.

6 In Klassen, deren Schülerzahl unterhalb der Mindestzahl 
nach der Verwaltungsvorschrift über die Klassen- und 
Kursbildung an berufsbildenden Schulen liegt, vermindert 
sich die Gesamtzahl der wöchentlich zu erteilenden Unter-
richtsstunden um drei. Die Verminderung ist nach Mög-
lichkeit auf mehrstündige Fächer zu beschränken und so zu 
verteilen, dass kein Fach mit mehr als einer Wochenstunde 
betroffen ist.

7 Sofern der Unterricht in einem Fach nicht erteilt werden 
kann, kann der dadurch bedingte Ausfall durch Erhöhung 
der Wochenstundenzahl in einem anderen Unterrichtsfach 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden. Die Erhöhung 
darf nicht zu einer Erhöhung des Lehrerwochenstunden-
solls führen. Soweit Schulen Verschiebungen nach Satz 1 
vornehmen, sollen sie diese nach Möglichkeit in den kom-
menden Schuljahren wieder ausgleichen.

8 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. August 2024 in 
Kraft.
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1 In der Fachrichtung Technik wird Gemeinschaftskunde mit drei Wochenstunden erteilt. 

2 In der Fachrichtung Technik Schwerpunkt Gestaltungs- und Medientechnik sollen Klassen und Kurse mit mehr als 18 Schülerinnen und 
Schülern nach den Möglichkeiten der Schule im Fach Technik bis zur Hälfte der Unterrichtsstunden geteilt werden.

3 Für Schülerinnen und Schüler aus der Fachrichtung für Wirtschaft kann der Unterricht unter Verzicht auf Rechnungswesen auf drei 
Wochenstunden reduziert werden. 

4     In der Fachrichtung Wirtschaft sind wahlweise aus dem Bereich der Naturwissenschaften (Biologie, Chemie, Physik) zwei Fächer mit jeweils 
zwei Wochenstunden zu belegen. 

5     In der Fachrichtung Technik sind wahlweise aus dem Bereich der Naturwissenschaften (Biologie, Chemie, Physik) zwei Fächer mit jeweils drei 
Wochenstunden oder alle drei Fächer mit jeweils zwei Wochenstunden zu belegen. 

Anlage (zu Nummer 1) 

Stundentafel für das berufliche Gymnasium 
Einführungsphase / Jahrgangsstufe 11 

Fachrichtungen Gesundheit und Soziales - Technik - Wirtschaft 

Unterrichtsfächer Wochenstunden 
Fachrichtungen Gesundheit und Soziales Technik  Wirtschaft 

  A. Pflichtfächer

-- fachrichtungsübergreifend

Deutsch (K) —D— 4 
 Mathematik (K) —M— 4 
Erste Fremdsprache (K) —1. FS— 4 
 Zweite Fremdsprache (G) —2. FS—  3 
 Fächergruppe Religionslehre / Ethik 
(G) —R/ETH—

2 

 Sport (G) —SP— 2 
 Gemeinschaftskunde (G) —GK— 1 2 
Informationsverarbeitung (G) **—IV— 2 

-- fachrichtungsbezogen 

Gesundheit (K) —GH— 4 0 0 
  Technik (K)  —T— 2 0 5 0 
 Betriebswirtschaftslehre / 
Rechnungswesen (K) —BWL/RW— 3 0 0 5 
  Pädagogik (G) —PÄD— 2 0 0 
  Psychologie (G) —PSY— 2 0 0 
  Naturwissenschaft 4, 5 4 6 4 
 - Chemie (G) —CH— (2) (3) (2) (2) 
 - Physik (G) —PH— (0) (3) (2) (2) 
 - Biologie (G) —BIO— (2) (3) (2) (2) 
 Volkswirtschaftslehre (G) —VWL— 0 0 3 
Pflichtstunden 35 34 35 

B. Wahlfächer 2 2 2 

(G) = Grundfach    (K) = Kernfach
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223331 Stundentafeln für die berufsbildenden Schulen

Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums für Bildung 

vom 21. Mai 2024 
(7010-0018#2024/0001-0901 9401A)

Bezug: Verwaltungsvorschrift vom 22. Dezember 2004 (941 D 
– 51 331/35) - GAmtsbl. 2005 S. 65; 2020 S. 249 -, zuletzt geän-
dert durch Verwaltungsvorschrift vom 30. Juni 2022 - Amtsbl. 
S. 117 -

1 Die im Bezug genannte Verwaltungsvorschrift wird 
wie folgt geändert:

1.1 In Nummer 2 werden die Worte „, das berufliche 
Gymnasium“ gestrichen.

1.2 Anlage 1 wird wie folgt geändert:

1.2.1 In der Legende wird die Angabe „BGY berufliches 
Gymnasium“ gestrichen.

1.2.2 In der Inhaltsübersicht zur Sammlung der Stunden-
tafeln für die berufsbildenden Schulen in Rheinland-
Pfalz werden in Teil B die die Schulform „BGY“ be-
treffenden Zeileninhalte gestrichen.

1.2.3 Die Stundentafel Nr. 85 00 000 und die Fächerkombi-
nationstafeln Nr. 85 01 000, 85 02 000 und 85 03 000 
werden gestrichen.

2 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. August 2024 in 
Kraft.

Qualifizierung von Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren für die frühe mathematische Bildung 

an Fachschulen für Sozialwesen 
Fachrichtung Sozialpädagogik (QuaMAth)

In nahezu allen Bildungs- und Orientierungsplänen des Ele-
mentarbereiches ist die frühe mathematische Bildung ein 
verbindliches Themenfeld. Die Ausbildung der frühpäda-
gogischen Fachpersonen muss demzufolge Lernanlässe zum 
Erwerb der notwendigen Kompetenzen bieten. Das länder-
übergreifende, KMK-geförderte Qualifizierungs- und Fort-
bildungsprogramm „QuaMath“ setzt sich daher zum Ziel, 
die Kompetenzen angehender Erzieherinnen und Erzieher 
hinsichtlich einer alltagsintegrierten frühen mathematischen 
Bildung zu stärken. Für die Umsetzung dieses Vorhabens be-
nötigen wir die Unterstützung von Fachschullehrkräften, die 
Interesse an früher mathematischer Bildung mitbringen.

Die Qualifizierung besteht aus vier zweitägigen Präsenz- und 
zwei halbtägigen Onlinemodulen, verteilt auf zwei Jahre. 
Dazwischen liegen Praxisphasen zur Erprobung von Unter-
richtskonzepten zur frühen mathematischen Bildung im eige-
nen Unterricht (1. Phase) und zur Durchführung von Fortbil-
dungen für Schulteams oder Schulnetzwerke (2. Phase). Start 
der Qualifizierungsreihe (gemeinsam mit den Ländern BY, 
BW, HE und SL) ist März 2025. Der Veranstaltungsort für die 
Präsenzmodule wird in Süddeutschland gelegen sein.

Im Rahmen einer Videokonferenz (Termin am 10.09.2024 um 
14 Uhr) möchten wir interessierten Fachschullehrkräften die 
Rahmenbedingungen für eine Teilnahme an der Qualifizie-
rung und den späteren Einsatz in der Fortbildung erläutern 

und mögliche Fragen klären. Bitte melden Sie sich zu dieser 
Informationsveranstaltung bei Interesse formlos per E-Mail 
bis zum 14.07.2024 an peter.christ-kobiela@bm.rlp.de an. Set-
zen Sie bitte Ihre Schulleitung in „Cc:“ und geben Sie den Na-
men Ihrer Schule an. Sie erhalten anschließend zeitnah einen 
Link zur Teilnahme an der Videokonferenz.

Stellenausschreibungen im Ministerium für Bildung

Sie sind auf der Suche nach einem interessanten Aufgabenge-
biet bei einem familienfreundlichen Arbeitgeber? Dann lesen 
Sie die folgenden Stellenausschreibungen:

Im Ministerium für Bildung in Mainz ist zum 1. August 2024 
in der Abteilung 4 B „Oberste Schulaufsicht allgemeinbilden-
de Schulen außer Gymnasien“ die Stelle

einer Referentin/eines Referenten (m/w/d)

im Bereich Grundschulen

im Wege der Abordnung in Vollzeitbeschäftigung zu besetzen. 

Die Ausschreibung richtet sich an Lehrkräfte im Landesdienst.

Zum Aufgabengebiet gehört die

- Personalplanung, Statistik und Unterrichtsversorgung;
- Erstellung von Verwaltungsvorschriften und Bestim-

mungen der Schulordnung;
- Entwicklung und Begleitung innovativer, auf die Quali-

tätsentwicklung in der Grundschule gerichteter Vorha-
ben und Projekte;

- Steuerung der Unterrichtsentwicklung in den einzelnen 
Lernbereichen;

- Kooperation mit außerschulischen Institutionen;
- Leitung und Begleitung projektbezogener Netzwerke 

und Arbeitsgruppen;
- Planung, Mitgestaltung und Durchführung regionaler 

und überregionaler Fachtagungen;
- Rahmenplanarbeit;

Es handelt sich um Aufgaben, die dem Fachreferat 9413 B 
„Grundschulen“ zugeordnet sind. Das Aufgabengebiet um-
fasst darüber hinaus die Kooperation mit allen schulfachlichen 
Referentinnen und Referenten des Ministeriums für Bildung 
und der Schulbehörde. 

An Sie werden folgende fachliche Anforderungen gestellt:

- Zweite Staatsprüfung für ein Lehramt, bevorzugt für das 
Lehramt an Grundschulen;

- mehrjährige Schul- und Unterrichtserfahrung an Grund-
schulen;

- Leitungserfahrung im Schuldienst an Grundschulen ist 
von Vorteil;

- Aufgeschlossenheit für Innovationen im Bildungsbe-
reich;

- Interesse an der Weiterentwicklung der schulischen Bil-
dung und Erziehung von Kindern;

- routinierter Umgang mit Microsoft-Office-Anwendun-
gen;

- sehr gutes schriftliches und mündliches Ausdrucksver-
mögen.

Darüber hinaus sind uns diese persönlichen Eigenschaften be-
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sonders wichtig:

- ein gewandtes und sicheres Auftreten;
- ein besonderes Maß an Kommunikationsfähigkeit und 

Organisationsvermögen;
- Zuverlässigkeit, Flexibilität und Einsatzbereitschaft;
- Selbstständigkeit, strukturiertes und strategisches Den-

ken und Handeln, Belastbarkeit und Kooperations- und 
Teamfähigkeit;

- Fähigkeit, auch bei großem Arbeitsanfall die vielfältigen 
Aufgaben rasch, effizient und zugleich sorgfältig zu erle-
digen.

Sehr gute Rahmenbedingungen um berufliche und Familien-
aufgaben zu vereinbaren, wie zum Beispiel moderne Arbeits-
zeitmodelle und weitreichende Gleitzeitregelungen sowie die 
grundsätzliche Möglichkeit der Telearbeit, gewährleisten wir 
über unsere Selbstverpflichtung „Die Landesregierung - ein 
familienfreundlicher Arbeitgeber“.

Das Land Rheinland-Pfalz beschäftigt viele Menschen in sehr 
unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern und mit ganz verschiede-
nen Qualifikationen. Wir fördern aktiv die Gleichbehandlung 
aller Menschen und wünschen uns daher ausdrücklich Bewer-
bungen aus allen Altersgruppen, unabhängig von der ethni-
schen Herkunft, dem Geschlecht, der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung oder der sexuellen Identität.

Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten, die durch Famili-
enarbeit oder ehrenamtliche Tätigkeit erworben wurden, wer-
den bei der Beurteilung der Qualifikation im Rahmen des § 8 
Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes berücksichtigt.

Bei entsprechender Eignung werden Bewerbungen von 
schwerbehinderten Menschen bevorzugt berücksichtigt. Im 
Rahmen des Landesgleichstellungsgesetzes streben wir eine 
Erhöhung des Frauenanteils an und sind an Bewerbungen von 
Frauen besonders interessiert.

Wir freuen uns über Ihre Bewerbung mit den üblichen Unter-
lagen (Anschreiben, Lebenslauf, aktuelle Beurteilungen oder 
Arbeitszeugnisse, Nachweise) unter Angabe der Kennziffer 
16/B4B/2024 bis zum 17.07.2024 und bitten diese bevorzugt 
elektronisch an bewerbungen@bm.rlp.de

oder an das

Ministerium für Bildung
- Personalreferat -
Mittlere Bleiche 61
55116 Mainz

zu richten.

Bitte reichen Sie Ihre Bewerbung auch parallel über den 
Dienstweg ein.

Weitere Informationen über das Ministerium für Bildung und 
zu dieser Stellenausschreibung finden Sie auf unserer Home-
page unter www.bm.rlp.de und unter www.karriere.rlp.de.

Für allgemeine Fragen zu dieser Stellenausschreibung steht Ih-
nen gerne Herr Dominik Hoffmann (Tel. 06131-16 4576) zur 
Verfügung.

Im Ministerium für Bildung in Mainz ist zum nächstmögli-
chen Zeitpunkt in der Abteilung 4 B „Oberste Schulaufsicht 
allgemeinbildende Schulen außer Gymnasien“ die Stelle

einer Referentin/eines Referenten (m/w/d) 

im Bereich Förderschulen

im Wege der Abordnung in Vollzeitbeschäftigung zu besetzen. 

Die Ausschreibung richtet sich an Lehrkräfte im Landesdienst.

Das Aufgabengebiet umfasst die oberste Schulaufsicht über 
die Förderschulen sowie Grundsatzfragen der sonderpäda-
gogischen Förderung und des Krankenhaus- und Hausunter-
richts.

Zu den wahrzunehmenden Aufgaben zählen insbesondere:

- Personalplanung, Statistik und Unterrichtsversorgung;
- Erstellung von Verwaltungsvorschriften und Bestim-

mungen der Schulordnungen;
- Bearbeitung von parlamentarischen Anfragen;
- Entwicklung und Begleitung innovativer, auf die Quali-

tätsentwicklung in der Förderschule gerichteter Vorha-
ben und Projekte;

- Kooperation mit außerschulischen Institutionen;
- Planung, Mitgestaltung und Durchführung regionaler 

und überregionaler Tagungen;
- Mitwirkung bei der Adaption von Lehrplänen.

Es handelt sich um Aufgaben, die dem Fachreferat „Förder-
schulen/Grundsatzfragen der sonderpädagogischen Förde-
rung“ zugeordnet sind. Die Aufgaben umfassen darüber hi-
naus die Kooperation mit allen schulfachlichen Referentinnen 
und Referenten des Ministeriums für Bildung und der Schul-
behörde.

An Sie werden folgende fachliche Anforderungen gestellt:

- Zweite Staatsprüfung für ein Lehramt, bevorzugt für das 
Lehramt an Förderschulen;

- mehrjährige Schul- und Unterrichtserfahrung an För-
derschulen oder im inklusiven Unterricht, Leitungser-
fahrung im Schuldienst ist von Vorteil;

- Aufgeschlossenheit für Innovationen im Bildungsbe-
reich;

- Interesse an der Weiterentwicklung der schulischen Bil-
dung und Erziehung von Kindern und Jugendlichen;

- routinierter Umgang mit Microsoft-Office-Anwendun-
gen;

- sehr gutes schriftliches und mündliches Ausdrucksver-
mögen.

Darüber hinaus sind uns diese persönlichen Eigenschaften be-
sonders wichtig:

- ein gewandtes und sicheres Auftreten;
- ein besonderes Maß an Kommunikationsfähigkeit und 

Organisationsvermögen;
- Zuverlässigkeit, Flexibilität und Einsatzbereitschaft;
- Selbstständigkeit, strukturiertes sowie strategisches 

Denken und Handeln, Belastbarkeit sowie Koopera-
tions- und Teamfähigkeit;

- Fähigkeit, auch bei großem Arbeitsanfall die vielfältigen 
Aufgaben rasch, effizient und zugleich sorgfältig zu erle-
digen.

Sehr gute Rahmenbedingungen um berufliche und familiäre 
Aufgaben zu vereinbaren, wie zum Beispiel moderne Arbeits-
zeitmodelle und weitreichende Gleitzeitregelungen sowie die 
grundsätzliche Möglichkeit der Telearbeit, gewährleisten wir 
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über unsere Selbstverpflichtung „Die Landesregierung - ein 
familienfreundlicher Arbeitgeber“.

Das Land Rheinland-Pfalz beschäftigt viele Menschen in sehr 
unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern und mit ganz verschiede-
nen Qualifikationen. Wir fördern aktiv die Gleichbehandlung 
aller Menschen und wünschen uns daher ausdrücklich Bewer-
bungen aus allen Altersgruppen, unabhängig von der ethni-
schen Herkunft, dem Geschlecht, der Religion oder Weltan-
schauung, einer Behinderung oder der sexuellen Identität.

Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten, die durch Famili-
enarbeit oder ehrenamtliche Tätigkeit erworben wurden, wer-
den bei der Beurteilung der Qualifikation im Rahmen des § 8 
Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes berücksichtigt.

Bei entsprechender Eignung werden Bewerbungen von 
schwerbehinderten Menschen bevorzugt berücksichtigt. Im 
Rahmen des Landesgleichstellungsgesetzes streben wir eine 
Erhöhung des Frauenanteils an und sind an Bewerbungen von 
Frauen besonders interessiert.

Wir freuen uns über Ihre Bewerbung mit den üblichen Unter-
lagen (Anschreiben, Lebenslauf, aktuelle Beurteilungen oder 
Arbeitszeugnisse, Nachweise) unter Angabe der Kennziffer 
15/B4B/2024 bis zum 17.07.2024 und bitten diese bevorzugt 
elektronisch an bewerbungen@bm.rlp.de

oder an das

Ministerium für Bildung
- Personalreferat -
Mittlere Bleiche 61
55116 Mainz

zu richten.

Bitte reichen Sie Ihre Bewerbung auch parallel auf dem Dienst-
weg ein.

Weitere Informationen über das Ministerium für Bildung und 
zu dieser Stellenausschreibung finden Sie auf unserer Home-
page unter www.bm.rlp.de und unter www.karriere.rlp.de.

Für allgemeine Fragen zu dieser Stellenausschreibung steht Ih-
nen gerne Herr Dominik Hoffmann (Tel. 06131-16 4576) zur 
Verfügung.

Stellenausschreibung des Bistums Trier

Am Gymnasium der St. Matthias-Schule in Bitburg ist die 
Stelle

der Koordinatorin/des Koordinators (m/w/d) 
schulfachlicher Aufgaben

im Bereich der Gemeinsamen Orientierungsstufe (m/w/d)
(A15)

zum 1. August 2024 neu zu besetzen.

Die St. Matthias-Schule ist eine kooperative Gesamtschule in 
Trägerschaft des Bistums Trier. Sie besteht aus einer Realschule 
plus in kooperativer Form und einem Gymnasium mit einer 
gemeinsamen Orientierungsstufe. Über 1000 Schülerinnen 
und Schüler werden von etwa 90 Lehrkräften unterrichtet. In 
der pädagogischen Ausrichtung orientiert sich die Schule am 
Leitbild der Schulen in Trägerschaft des Bistums Trier „Den 
ganzen Menschen bilden“. Hieraus leitet die Schule eine Er-

ziehung nach dem christlichen Menschenbild ab.

Weitere Informationen zur Schule finden Sie unter www.st-
matthias.de.

Ihre Aufgaben:

- Sie unterstützen den Schulleiter in organisatorischen, 
pädagogischen und didaktischen Aufgaben der Gemein-
samen Orientierungsstufe und übernehmen zusammen 
mit der pädagogischen Koordinatorin der Realschule 
plus Leitungs- und Steuerungsaufgaben im Rahmen der 
inneren Schulentwicklung

- Sie koordinieren die Unterrichtsarbeit, die Projekte und 
die schuleigenen Schwerpunkte in der Gemeinsamen 
Orientierungsstufe, insbesondere zur Förderung der 
gymnasialen Schülerinnen und Schüler, gleichermaßen 
deren Evaluation und konzeptionelle Weiterentwicklung

- Sie betreuen und optimieren die Zusammenarbeit mit 
den Grundschulen des Einzugsbereichs

- Sie beraten und unterstützen die Lehrkräfte, Schülerin-
nen und Schüler und Sorgeberechtigten, insbesondere in 
der Schullaufbahnberatung

Ihr Profil:

- Sie verfügen über das 1. und 2. Staatsexamen für das 
Lehramt an Gymnasien und eine mehrjährige Unter-
richtserfahrung sowie fundierte Kenntnisse in Bezug auf 
die Qualität von Unterricht und erzieherisches Handeln 
und haben Erfahrungen in der Kooperation mit außer-
schulischen Lernpartnern und Hilfeeinrichtungen

- Sie können die regelmäßige Teilnahme an einschlägigen 
Fortbildungsveranstaltungen nachweisen und sind be-
reit, sich weiter fortzubilden

- Sie sind teamorientiert, kommunikativ und bereit eine 
Schule in kirchlicher Trägerschaft innovativ weiterzuent-
wickeln. Darüber hinaus identifizieren Sie sich mit den 
Zielen und Werten der Schule und dem Rahmenleitbild 
der Schulen in Trägerschaft des Bistums Trier und setzen 
sich aktiv für den Schutz von Kindern und Jugendlichen 
ein.

Wir bieten Ihnen:

- eine Schulkultur, die von gegenseitigem Respekt und ge-
genseitiger Wertschätzung geprägt ist;

- ein engagiertes Team in der Schulleitung und ein aufge-
schlossenes Kollegium sowie gute Unterrichtsbedingun-
gen;

- eine beamtenähnliche Anstellung im kirchlichen Dienst, 
wenn dafür die notwendigen Voraussetzungen gegeben 
sind. Es gelten die entsprechenden Bestimmungen des 
Landesbeamtengesetzes von Rheinland-Pfalz.

Für Vorabauskünfte steht Ihnen der Schulleiter der Gesamt-
schule, Herr Joachim Schmitt, unter der Telefonnummer 
06561/949050 zur Verfügung. Bitte richten Sie Ihre schriftliche 
Bewerbung auf dem Dienstweg über die Schulleitung bis zum 
5. Juli 2024 an

Bischöfliches Generalvikariat, 
Abteilung Schule und Religionsunterricht 

Postfach 13 40, 54203 Trier

E-Mail: personal-kirchlicheschulen@bgv-trier.de
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Stellenausschreibung an einer Deutschen Auslandsschule

Die folgende Stelle für eine Schulleitung (m/w/d) ist zu be-
setzen:

Deutsche Schule Stockholm, Schweden

Besetzungsdatum: voraussichtlich 01.08.2025
Bewerbungsende:    27.07.2024

Integrierte Begegnungsschule mit bikulturellem Schulziel
Klassenstufen: 1–12
Schülerzahl inkl. Kindergartenkinder: 635
Abschlüsse der Sekundarstufe I
Deutsches Sprachdiplom der KMK (Stufe I)
Sekundarabschluss des Landes
Deutsches Internationales Abitur

Anforderungsprofil
Lehrbefähigung für die Sekundarstufe II
Bes. Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe des 
TV-L

Leitungserfahrung und Erfahrung im Auslandsschuldienst 
sind erwünscht.

Gute Englischkenntnisse sind erforderlich. Die Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen im Gast-
land wird erwartet.

Eine dritte Bewerbung für den Auslandsschuldienst ist mög-
lich (Drittbewerbung).

Als Teil der Bundesregierung lebt die Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen (ZfA) Vielfalt und begrüßt daher alle 
Bewerbungen – unabhängig von kultureller, sozialer oder eth-
nischer Herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung, 
Behinderung, Alter oder sexueller Identität.

Allgemeine Informationen zur Bewerbung finden Sie im In-
ternet unter
https://www.auslandsschulwesen.de/Webs/ZfA/DE/ 
Bewerbung/Leitungs-und-Funktionsstellen/Schulleitung/
schulleitung_node.html.

Die Bewerbungsunterlagen müssen fristgerecht über einen 
schulspezifischen Go4Bund Link eingegeben werden:
https://bewerbung.daisy.auslandsschulwesen.de/frontend/

ZfA-2024-0018-SLT/dashboard.html

Bitte fügen Sie online das Bewerbungsschreiben/Motivati-
onsschreiben, einen tabellarischen Lebenslauf und die letzte 
dienstliche Beurteilung an. Die dienstliche Beurteilung darf 
zum Ablauf der Bewerbungsfrist nicht älter als drei Jahre sein. 
Nur fristgerecht eingehende Bewerbungen können berück-
sichtigt werden.

Die Bewerbung ist zusätzlich fristgerecht (siehe oben) auf dem 
Dienstweg (Heimatschulbehörde, Ministerium für Bildung) an 
das Bundesamt für Auswärtige Angelegenheiten - Zentralstel-
le für das Auslandsschulwesen (ZfA) - zu richten. Eine weitere 
Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist gleichzeitig direkt 
an das im Kultusministerium des Landes zuständige Mitglied 
des Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Aus-
land (BLASchA) zu senden, in diesem Fall an das Ministerium 
für Bildung, Referat 9415 C, Mittlere Bleiche 61, 55116 Mainz.

Die vollständigen Bewerbungsunterlagen müssen spätes-
tens vier Wochen nach Ablauf der Bewerbungsfrist auf dem 
Dienstweg in der ZfA vorliegen. Die ZfA entscheidet über die 
Förderung der Stelle aus Bundesmitteln (Vermittlung).

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschrei-
bung angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. So-
weit Bewerberinnen oder Bewerber diese Voraussetzungen 
noch nicht erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen nur 
dann möglich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich 
wahrgenommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die 
ausgeschriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung 
in die vergleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist 
eine ausdrückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schullei-
terin oder Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn er-
forderlich.

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besol-
dungs-/Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, 
ist für eine Vermittlung neben der Zustimmung des beurlau-
benden Landes das Einverständnis der Bewerberin oder des 
Bewerbers zur Gewährung der Zuwendungen auf Basis der 
für die Schulleiterstelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besol-
dungs-/Entgeltgruppe erforderlich.

Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen Verfah-
renswege und Bewerbungsmodalitäten in Rheinland-Pfalz.



130

Amtsblatt des Ministeriums für Bildung Rheinland-Pfalz Nr. 6/2024

Vorbemerkungen zu den Stellenausschreibungen im Schulbereich, an Studienseminaren und in der Schulaufsicht

Um Funktionsstellen an Schulen und Studienseminaren können sich nur Lehrkräfte mit einer Lehrbefähigung für ein entspre-
chendes Lehramt und einer mindestens vierjährigen Berufserfahrung im Schuldienst nach Erwerb einer Lehrbefähigung (in ei-
nem unbefristeten Beschäftigtenverhältnis oder im Beamtenverhältnis mit einem Beschäftigungsumfang von jeweils mindestens der 
Hälfte des Regelstundenmaßes) bewerben.

Um Stellen in der Schulaufsicht können sich nur Lehrkräfte bewerben, welche die gemäß § 27 Satz 1 Nr. 1 und 2 Schullaufbahn-
verordnung vom 15. August 2012 und die in der konkreten Stellenausschreibung genannten Voraussetzungen erfüllen.

Die Bewerbungsunterlagen sind innerhalb von vier Wochen nach Erscheinen des Amtsblattes auf dem Dienstweg einzureichen; 
das Bewerbungsschreiben und die Personalunterlagen (Lebenslauf, Zeugniskopien, letzte dienstliche Beurteilung) bitte geheftet 
vorlegen. Hinweise auf bereits vorgelegte Bewerbungsunterlagen oder die Personalakten genügen nicht.

Bei der Besetzung von Stellen für Schulleiterinnen und Schulleiter werden im Rahmen der Benehmensherstellung nach § 26 Abs. 5 
Schulgesetz sowohl der Schulträger als auch der Schulausschuss einbezogen.

Personalangelegenheiten der Schulleiterinnen und Schulleiter, Seminarleiterinnen und Seminarleiter sowie deren ständige Ver-
treterinnen und Vertreter unterliegen gemäß § 81 Landespersonalvertretungsgesetz nicht der Mitbestimmung. Die zur Besetzung 
der Funktionsstelle vorgeschlagene Bewerberin bzw. der zur Besetzung der Funktionsstelle vorgeschlagene Bewerber hat nach der 
vorgenannten Vorschrift jedoch die Möglichkeit, die Mitbestimmung der Personalvertretung zu beantragen; bitte ggf. den Antrag 
mit der Bewerbung einreichen.

Die Schulleiterinnen und die Schulleiter, denen erstmals diese Funktionsämter übertragen wurden, sind nach § 9 Abs. 2 des 
Landesgesetzes zur Stärkung der inklusiven Kompetenz und der Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften (IKFWBLehrG) vom 
27. November 2015 verpflichtet, an den entsprechenden modular gestalteten Fortbildungsreihen teilzunehmen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bewerbungsunterlagen der zuständigen Gleichstellungsbeauftragten und bei mitbestim-
mungspflichtigen Stellenbesetzungen auch den zuständigen Personalvertretungen vorgelegt werden. Soweit die entsprechenden 
Voraussetzungen für schwerbehinderte Menschen vorliegen, wird auch die zuständige Schwerbehindertenvertretung beteiligt.

Rheinland-Pfalz fördert aktiv die Gleichbehandlung aller Menschen; daher sind ausdrücklich Bewerbungen aus allen Altersgrup-
pen, unabhängig von der ethnischen Herkunft, dem Geschlecht, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder der 
sexuellen Identität erwünscht.

Das Land Rheinland-Pfalz möchte auf der Grundlage des Landesgleichstellungsgesetzes der Unterrepräsentanz von Frauen in 
Führungspositionen nachhaltig entgegenwirken. Eine Voraussetzung hierfür ist, dass sich Frauen auch im Schulbereich verstärkt 
bewerben. Aus diesem Grunde sind Bewerbungen von Frauen besonders erwünscht.

Schwerbehinderte Menschen werden bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.

Soweit bei der einzelnen Stelle nichts anderes angegeben ist, werden die Stellen in Vollzeitform und in Teilzeitform ausgeschrie-
ben. Bei der Bewerbung ist anzugeben, ob die Vollzeitform oder die Teilzeitform angestrebt wird, im letzten Fall auch, welcher 
Beschäftigungsumfang gewünscht wird.

Grundlagen für die Auswahlentscheidungen für die Besetzungen von Stellen im Schulbereich und im Bereich der Studienseminare 
sind die folgenden veröffentlichten Stellen- und Anforderungsprofile:

 – Allgemeine Stellen- und Anforderungsprofile für Funktionsstellen im Bereich Schulen, GAmtsbl. Nr. 1 vom 26. Januar 
2005, S. 16 ff.,

 – Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die Studiendirektorin und den Studiendirektor als regionale Schulberate-
rin und regionaler Schulberater für die berufsbildenden Schulen, GAmtsbl. Nr. 5 vom 23. Mai 2006, S. 186 ff.,

 – Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die pädagogische Koordinatorin und den pädagogischen Koordinator an 
der Realschule plus, Amtsblatt Nr. 3 vom 24. März 2009, S. 102,

 – Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die Oberstudienrätin oder den Oberstudienrat als Koordinatorin oder 
Koordinator an einer Realschule plus mit organisatorisch verbundener Fachoberschule, Amtsblatt Nr. 8 vom 27. August 
2010, S. 255,

 – Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die didaktische Koordinatorin und den didaktischen Koordinator an der 
Realschule plus, GAmtsbl. Nr. 7 vom 25. November 2016, S. 157,

 – Allgemeines Stellen- und Anforderungsprofil für die Rektorin und den Rektor an einer Integrierten Gesamtschule oder die 
Studiendirektorin und den Studiendirektor zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben an Integrierten Gesamtschulen als 
Organisationsleiterin oder Organisationsleiter, GAmtsbl. Nr. 8 vom 21. Dezember 2016, S. 175,

 – Allgemeine Stellen- und Anforderungsprofile für Funktionsstellen im Bereich der Studienseminare, GAmtsbl. Nr. 4 vom 
27. April 2020, S. 100 ff.

Bei der einzelnen Funktionsstellenausschreibung finden Sie ggf. einen Hinweis über mögliche Ergänzungen und Erweite-
rungen des allgemeinen Stellen- und Anforderungsprofils, die im Internet veröffentlicht werden (https://bm.rlp.de/de/service/ 
stellenangebote/) sowie bei der Schule oder Schulaufsicht eingesehen werden können.

Für die Besetzung von Stellen in der Schulaufsicht sind Grundlagen für die Auswahlentscheidung das im Amtsblatt Nr. 4 vom 
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26. April 2013, S. 96 veröffentlichte Stellen- und Anforderungsprofil sowie die in der konkreten Stellenausschreibung genannten 
Voraussetzungen.

Erfahrungen, Kenntnisse und Fertigkeiten, die durch Familienarbeit oder ehrenamtliche Tätigkeit erworben wurden, können bei 
der Beurteilung der Qualifikation im Rahmen des § 8 Abs. 1 des Landesgleichstellungsgesetzes berücksichtigt werden.

Querschnittsaufgabe für alle Stellen ist die Umsetzung der Strategie Vielfalt der Landesregierung und des Prinzips des Gender 
Mainstreaming in der Schule. Voraussetzung für die sachgerechte Wahrnehmung dieser Aufgaben sind Diversitäts- und Gender-
kompetenz. Bewerberinnen und Bewerber müssen in der Lage sein, wertschätzend, anerkennend und vorurteilsfrei mit gesellschaft-
licher Vielfalt umzugehen und diese zu gestalten. Sie müssen relevante Geschlechterverhältnisse und -strukturen erkennen und in 
der Lage sein, diese zu reflektieren, gleichstellungsorientiert zu arbeiten und dabei gendersensible und gendergerechte Ansätze 
umzusetzen.

Anschriften:

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle Schulaufsicht, Postfach 100104, 67401 Neustadt a. d. W.

Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle Schulaufsicht, Ferdinand-Sauerbruch-Straße 17, 56073 Koblenz

Ministerium für Bildung, Mittlere Bleiche 61, 55116 Mainz

Folgende Stellen sind zu besetzen:

Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

an Grundschulen

GS Langenlonsheim Rektor/in (m/w/d) A 14 01.02.2025 Koblenz

GS Mehlingen Rektor/in (m/w/d) A 14 sofort Neustadt

GS Morbach Mitte Rektor/in (m/w/d) A 14 01.08.2025 Trier

GS Etzbach Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1 01.08.2024 Koblenz

GS Fischbach Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 01.08.2025 Trier

GS Koblenz St. Castor Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1 01.02.2025 Koblenz

GS Landscheid Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1 
Die besoldungsrechtliche 
Einstufung ist von der 
Schülerzahl abhängig.

01.02.2025 Trier

GS Manderscheid Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 01.08.2025 Trier

GS Uersfeld Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1 01.02.2025 Trier

GS Waldbreitbach Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 1 sofort Koblenz

GS Wolfstein Rektor/in (m/w/d) A 13 Z 01.08.2025 Trier

GS Kaiserslautern 
Bännjerrück

Rektor/in (m/w/d) A 13 01.02.2025 Neustadt

GS Wallertheim Rektor/in (m/w/d) A 13 1 01.08.2024 Neustadt

GS Alzey Nibelungen Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 sofort Neustadt

GS Bitburg-Süd Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 sofort Trier

GS Föhren Konrektor/in (m/w/d) A 13 1; 2 sofort Trier
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

GS Frankenthal Neumayer Konrektor/in (m/w/d) A 13 sofort Neustadt

GS Gerolstein Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 sofort Trier

GS Hahnstätten Konrektor/in (m/w/d) A 13 1; 2 01.08.2024 Koblenz

GS Idar-Oberstein 
Auf der Bein

Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2025 Trier

GS Idar-Oberstein 
Oberstein

Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 sofort Trier

GS Kaiserslautern 
Betzenberg

Konrektor/in (m/w/d) A 13 sofort Neustadt

GS Kaiserslautern 
Pestalozzi

Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.02.2025 Neustadt

GS Kirn Dominik Konrektor/in (m/w/d) A 13 1; 2 sofort Koblenz

GS Koblenz-Neukarthause Konrektor/in (m/w/d) A 13 01.08.2024 Koblenz

GS Mainz-Oberstadt 
Martinus

Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 
Schule in privater Trägerschaft

sofort Neustadt

GS Wittlich-Friedrichstr. Konrektor/in (m/w/d) A 13 1 sofort Trier

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises
2)  Es können sich auch Lehrkräfte bewerben, deren Berufserfahrung weniger als vier Jahre beträgt.

an Realschulen plus

RS+ Kaiserslautern 
Lina-Pfaff

Konrektor/in an einer 
Realschule plus als 
pädagogische/r 
Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1 sofort Neustadt

RS+ Koblenz 
Auf der Karthause

Konrektor/in an einer 
Realschule plus als 
pädagogische/r 
Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1 sofort Koblenz

RS+ Koblenz 
Clemens Brentano

Konrektor/in an einer 
Realschule plus als 
pädagogische/r 
Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1; 2 sofort Koblenz

RS+ Neumagen-Dhron Konrektor/in an einer 
Realschule plus als 
pädagogische/r 
Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1; 2 sofort Trier

RS+ Prüm Kaiser-Lothar Konrektor/in an einer 
Realschule plus als 
pädagogische/r 
Koordinator/in (m/w/d)

A 13 Z 1; 2 sofort Trier
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

RS+ Wittlich Clara-Viebig Konrektor/in an einer 
Realschule plus als 
didaktische/r 
Koordinator/in (m/w/d)

A 14 1; 2 sofort Trier

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises
2)  Es können sich auch Lehrkräfte bewerben, deren Berufserfahrung weniger als vier Jahre beträgt.

an Gymnasien und Kollegs

GY Bernkastel-Kues Oberstudiendirektor/in 
(m/w/d)

A 16 01.08.2025 Trier

GY Germersheim Oberstudiendirektor/in 
(m/w/d)

A 16 01.08.2025 Neustadt

GY Haßloch Oberstudiendirektor/in 
(m/w/d)

A 16 01.08.2025 Neustadt

GY Bitburg St. Willibrord Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 1 01.08.2024 Trier

GY Speyer Edith-Stein Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z Ein ergänzendes 
Stellenanforderungsprofil 
liegt vor. 
Schule in privater Trägerschaft

01.08.2025 Neustadt

GY Worms Rudi-Stephan Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2025 Neustadt

GY Alzey 
Elisabeth-Langgässer

Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 1 sofort Neustadt

GY Dernbach Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 1 
Schule in privater Trägerschaft

sofort Koblenz

GY Ingelheim 
Sebastian-Münster

Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 sofort Neustadt

GY Koblenz Eichendorff Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 sofort Koblenz
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

GY Landau Eduard-Spranger Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 01.02.2025 Neustadt

GY Ludwigshafen 
Max-Planck

Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 01.08.2025 Neustadt

GY Ludwigshafen 
Wilhelm-von-Humboldt

Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 01.02.2025 Neustadt

GY Mainz-Mombach Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 01.08.2025 Neustadt

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises

an Gesamtschulen

IGS Eisenberg Direktor/in einer 
Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 16 01.08.2025 Neustadt

IGS Emmelshausen Direktor/in einer 
Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 16 01.08.2025 Koblenz

IGS Kastellaun Direktor/in einer 
Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 16 sofort Koblenz

IGS Landstuhl Direktor/in einer 
Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 16 01.08.2025 Neustadt

IGS Ludwigshafen Edigheim Direktor/in einer 
Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 16 01.08.2025 Neustadt

IGS Speyer Direktor/in einer 
Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 16 01.08.2025 Neustadt

IGS Ludwigshafen 
Gartenstadt

Direktorstellvertreter/in 
einer Integrierten 
Gesamtschule mit 
Oberstufe (m/w/d)

A 15 Z sofort Neustadt
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

IGS Ludwigshafen 
Gartenstadt

Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(Leitung MSS) (m/w/d)

A 15 01.08.2024 Neustadt

IGS Mainz Europakreisel Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(Leitung MSS) (m/w/d)

A 15 01.08.2025 Neustadt

IGS Osthofen Rektor/in an einer 
Integrierten 
Gesamtschule/ 
Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
als Organisationsleiter/in 
(m/w/d)

A 14/ 
A 15

01.08.2025 Neustadt

IGS Herrstein/Rhaunen Rektor/in an einer 
Integrierten 
Gesamtschule/ 
Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
als didaktische/r 
Koordinator/in der Sek.I 
(m/w/d)

A 14/ 
A 15

01.08.2024 Trier

IGS Eisenberg Konrektor/in an einer 
Integrierten 
Gesamtschule als 
pädagogische/r 
Koordinator/in für die 
Klassenstufen 5 und 6 
(m/w/d)

A 13 Z/ 
A 14

01.02.2025 Neustadt

an Förderschulen

Erläuterungen der Kurzbezeichnungen der Schulen:
SF Schule mit dem Förderschwerpunkt

L Lernen
G ganzheitliche Entwicklung
M motorische Entwicklung
E sozial-emotionale Entwicklung
S Sprache

SFBLS Schule für Blinde und Sehbehinderte
SFGLS Schule für Gehörlose und Schwerhörige
FÖZ Förderzentrum

SFS Mainz Förderschulrektor/in 
(m/w/d)

A 15 1 01.02.2025 Neustadt

SFL Kirn Förderschulrektor/in 
(m/w/d)

A 14 1 sofort Koblenz
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

FöZ Worms Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Z 1 sofort Neustadt

SFS Mainz Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Z 1 01.08.2024 Neustadt

SFE Welschbillig Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 Schule in privater Trägerschaft 01.02.2025 Trier

SFL Grünstadt Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 1 01.08.2024 Neustadt

SFS Idar-Oberstein Förderschulkonrektor/in 
(m/w/d)

A 14 1 01.08.2024 Trier

1)   erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises

an berufsbildenden Schulen

BBS Bad Kreuznach TGHS Oberstudiendirektor/in 
(m/w/d)

A 16 01.08.2025 Koblenz

BBS Alzey Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2025 Neustadt

BBS Bad Dürkheim Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.02.2025 Neustadt

BBS Idar-Oberstein Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 1 sofort Trier

BBS Lahnstein Studiendirektor/in als 
ständige/r Vertreter/in 
der Schulleiterin/des 
Schulleiters (m/w/d)

A 15 Z 01.08.2025 Koblenz

BBS Alzey Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 01.02.2025 Neustadt

BBS Bad Dürkheim Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 Ein ergänzendes 
Stellenanforderungsprofil 
liegt vor.

sofort Neustadt

BBS Bingen Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 sofort Neustadt
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Schule / Dienststelle / Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. 
u. evtl. 
Zulage

Fußnoten / Hinweise Zeitpunkt 
der 

Besetzung

Bewerbung 
an ADD/ 

Außenstelle

BBS Ingelheim Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 1 sofort Neustadt

BBS Worms KHSW Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 Ein ergänzendes 
Stellenanforderungsprofil 
liegt vor.

01.08.2024 Neustadt

BBS Worms KHSW Studiendirektor/in zur 
Koordinierung 
schulfachl. Aufgaben 
(m/w/d)

A 15 Ein ergänzendes 
Stellenanforderungsprofil 
liegt vor.

01.08.2024 Neustadt

1)  erneute Ausschreibung zur Erweiterung des Bewerberkreises

Stellenausschreibung der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion

Bezeichnung der Stelle: Referentin/Referent (m/w/d) im Bereich Gymnasien, Integrierte Gesamtschulen, Kollegs 
(Referat 37) im Aufsichtsbezirk Trier im Wege einer Abordnung mit dem Ziel der Versetzung

Zeitpunkt der Besetzung: 01.05.2025

Aufgabenbeschreibung: Die Referentin/der Referent ist zuständig für ca. 15 Schulen in öffentlicher und privater Träger-
schaft.

Tätigkeitsschwerpunkte sind Aufsichts- und Dienstleistungsaufgaben im Bereich der Begleitung 
der Unterrichts- und Schulentwicklung auf regionaler und überregionaler Ebene, Personalpla-
nung und Statistik, die Zusammenarbeit mit außerschulischen Institutionen wie Studiensemina-
ren, Institutionen der Lehrerfort- und -weiterbildung sowie übergreifende Aufgaben im Bereich 
der Sprachförderung.

Bewerbung: Bewerben können sich Beamtinnen und Beamte mit der Lehrbefähigung für das Lehramt an 
Gymnasien, die sich mindestens in einem Amt der Besoldungsgruppe A15 befinden.

Die weiteren laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Verleihung eines Amtes in der Schul-
aufsicht sind § 27 der Schullaufbahnverordnung zu entnehmen.

Die Bewerbung ist zu richten an die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Abteilung 1, 
Kurfürstliches Palais, Willy-Brandt-Platz 3, 54290 Trier.

Stellenausschreibungen an Studienseminaren

Seminar Ort Bezeichnung der Stelle Bes.Gr. Zeitpunkt der 
Besetzung

Bewerbung an

Staatl. Studienseminar für das 
Lehramt an Gymnasien 
- Zweitausschreibung -

Speyer Studiendirektor/in 
als Fachleiter/in 
für Bildende Kunst 
(m/w/d)

A 15 01.02.2025 Ministerium für 
Bildung
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II. Nichtamtlicher Teil

Weiterbildung Islamische Theologie/Religionspädagogik

an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe

zum Wintersemester 2024/2025

Muslimische Lehrkräfte aus Rheinland-Pfalz sowie musli-
mische Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Vorbereitungs-
dienst haben erneut die Möglichkeit, sich im Rahmen eines 
Weiterbildungsstudiengangs an der Pädagogischen Hochschu-
le Karlsruhe im Hinblick auf eine Unterrichtserlaubnis für is-
lamischen Religionsunterricht in dem von ihnen erworbenen 
Lehramt zu qualifizieren.

In Rheinland-Pfalz finden zwei modellhafte Erprobungen 
zum islamischen Religionsunterricht mit dem Ziel des weite-
ren Ausbaus statt: islamischer Religionsunterricht in der Pri-
marstufe und islamischer Religionsunterricht in der Sekundar-
stufe I (alle allgemeinbildenden Schularten).

Informationen hierzu finden sich auf dem Bildungsserver un-
ter https://bildung.rlp.de/religion/islamische-religion.

Im Rahmen des Weiterbildungsstudiums werden die Studie-
renden in die Grundlagen des sunnitischen Islams eingeführt 
und sich insbesondere mit der Frage auseinandersetzen, wie 
diese Grundlagen auf das Leben von Schülerinnen und Schü-
lern in Deutschland bezogen und im Unterricht didaktisch 
umgesetzt werden können.

Inhaltlich stehen islamische Glaubenslehre, Koran und Ko-
ranauslegung, arabische islamische Fachbegriffe, Sunna und 
Hadith, islamische Ethik sowie Religionspädagogik auf dem 
Plan.

Das Lehrangebot ist so organisiert, dass es berufsbegleitend 
wahrgenommen werden kann. Es wird mit einem Umfang von 
36 ECTS-Punkten studiert und gliedert sich in vier Module 
mit insgesamt elf Lehrveranstaltungen, in der Regel verteilt 
über vier Semester.

Die hierfür erforderlichen Präsenzzeiten sind während des 
Semesters ein Nachmittag pro Woche und ein bis zwei Block-

veranstaltungen.

Die Module werden jeweils mit einem Leistungsnachweis ab-
geschlossen.

Nach erfolgreichem Abschluss dieser Qualifizierungsphase, 
der durch ein Zeugnis der Pädagogischen Hochschule zertifi-
ziert wird, folgt eine halbjährige Phase unterrichtspraktischer 
Erprobung an einer rheinland-pfälzischen Schule.

Voraussetzung ist ein entsprechender Bedarf an den Schulen 
und das Einvernehmen mit den muslimischen Partnern über 
die Unterrichtstätigkeit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Nach erfolgreichem Abschluss auch dieser Qualifizierungs-
phase erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Un-
terrichtserlaubnis für islamischen Religionsunterricht im Rah-
men der modellhaften Erprobung für ihr jeweiliges Lehramt.

Da die Teilnahme an der Weiterbildung dienstlichen Interes-
sen dient, werden von Seiten des Landes die Reisekosten über-
nommen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer müssen auch 
keine Semestergebühren bezahlen.

Interessierte muslimische Lehrkräfte aus Rheinland-Pfalz so-
wie muslimische Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Vorbe-
reitungsdienst werden gebeten, sich bis zum 17. Juli 2024 auf 
dem Dienstweg über die Schulleitung und die Schulaufsicht 
bzw. über die Seminarleitung und das Landesprüfungsamt 
bei untenstehender Adresse zu bewerben. Der Bewerbung fü-
gen Sie bitte die üblichen Bewerbungsunterlagen bei, insbe-
sondere ein Zeugnis über das 1. bzw. 1. und 2. Staatsexamen. 
Senden Sie Ihre Bewerbung bitte auch digital an untenstehen-
de E-Mail Adresse.

Ministerium für Bildung
Philipp Wilhelm
Mittlere Bleiche 61
55116 Mainz

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte ebenfalls an Herrn Phi-
lipp Wilhelm unter der Telefonnummer 06131-16 2969, E-
Mail: philipp.wilhelm@bm.rlp.de
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